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Niehl zuletzt können alle diese Aufgaben nur verwirklicht werden, wenn die 
IG Metall als selbständige Kampforganisation gestärkt, die innergewerkschaft-
liche Demokratie ausgebaut und vor allem die betrieblichen Vertrauensleute 
als satzungsgemäße Organe gekräftigt werden. Die IG Metall und alle anderen 
Gewerkschaften werden so stark sein, wie sie sich unabhängig von Unter-
nehmern, Parteien und Regierung durch gemeinsames Handeln für die Interessen 
der Arbeiter und Angestellten einsetzen. Der Antikommunismus, den der 
Vorstand der IG Metall verstärkt betreibt, spaltet diese einheitliche Front 
und stärkt die Positionen der Gegenseite, des Kapitals. pet
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Ordnungsfaktor? Gegenmacht? 

Entschleierte Profite

Schritt zur Entspannung
Zum Vier-Mächte-Abkommen 
über Westberlin
Betriebsverfassung:
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Metallarbeiter
für aktiven Lohnkampf 
Zahlreiche Anträge zu Fragen 
der Tarifpolitik
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Die Delegierten wären gut beraten, wenn sie nicht die Vorslandsentschließun- 
gen, sondern die Anträge von der Basis zur Richtschnur ihrer Entscheidungen 
machen würden. Für eine selbständige Gewerkschaftspolitik sollten folgende 
Aufgaben im Vordergrund stehen: klare Beschlüsse zur Durchsetzung der 
aktiven Lohn- und Gehallspolilik bei der gegenwärtigen Tarifbewegung und 
Austritt aus der konzertierten Aktion; ein klares Votum gegen den Regierungs-
entwurf zur Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes, mit dem das be-
stehende reaktionäre Gesetz noch verschlechtert werden soll; Forderung an 
den Bundestag, die Verträge von Moskau und Warschau baldigst zu ratifizie-
ren, für eine europäische Sicherheitskonferenz und die völkerrechtliche An-
erkennung der DDR sowie für eine Konferenz aller europäischen Gewerk-
schaften einzulrelen.

Bergarbeiterkongreß 1971

Konzertierte Aktion verlassen!
9. Gewerkschaftstag der IG Druck 
und Papier im Oktober
Argumente ohne Beweiskraft
Dollarkrise hat keinen Einfluß 
auf Ertragslage
Keine „große Lösung"
Bonner Gesetzesplan zur
Vermögensverteilung i

Das Leid der Leitwährung 1
Den Kleinen die größte Last
Die staatliche Steuerpolitik 
ist unsozial 1

....

NACHRICHTEN
ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIK

/\ m 26. September beginnt die größte Gewerkschaft im DGB, die IG Metall, 
ihren 10. ordentlichen Gewerkschaflstag. Weitere Gewerkschaften — z.B. 

Deutsche Postgewerkschaft, IG Druck und Papier, Gewerkschaft Textil - Beklei-
dung — folgen im Oktober. Dem Gewerkschaftslag der IG Metall kommt eine 
besondere Bedeutung zu. Betrachtet man die 1238 Anträge aus der Organisa-
tion und die 17 Entschließungsentwürfe des Vorstandes, so widerspiegeln sich 
darin zwei grundverschiedene Strömungen: Auf der einen Seite ist die über-
große Mehrheit der Anträge der Vertreterversammlungen von den Klassen-
interessen der Arbeiter und Angestellten geprägt und fordert eine unab- 

. hängige Gewerkschaflspolitik. Auf der anderen Seite versucht der Vorstand, 
die progressiven Anträge von unten weitgehend vom Tisch zu fegen mit Ent-
schließungsentwürfen, die im Kern eine verstärkte Umwandlung der IG Metall 
zu einer systemstabilisierenden Organisation zum Inhalt haben. Offensichtlich 
möchte Otto Brenner jegliche Kritik an den überlebten kapitalistischen Herr- 
schaftsslrukluren und an der Regierung Brandt/Scheel aus dem Gewerkschafls-
tag verbannen.
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Hinter dieser Mißachtung des Mit-
gliederwillens verbirgt sich bei vielen 
sozialdemokratischen Gewerkschafts-
funktionären ein Loyalitätskonflikt 
gegenüber der von der SPD geführten 
Bundesregierung. Die versuchte Gleich-
schaltung der Gewerkschaften auf Re-
gierungskurs widerspricht den Inter-
essen der Arbeiterklasse und hilft im 
Grunde der Hauplparlei des Monopol-
kapitals, der CDU/ CSU. Nur eine 
kämpferische Gewerkschaflspolitik und 
entsprechender Druck auf die Bundes-
regierung vermögen, daß die CDU/ 
CSU nicht wieder Regierungspartei 
wird.
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Westberlin-Abkommen Beitrag zur Friedenssicherung 
Weitere Schritte müssen durchgesetzt werden

und die Sabolageversuche und Provo- 
kalionsabsichten der Rechtskreise zu 
stoppen. Eine Reihe von Maßnahmen 
der Bundesregierung ist fällig:

■ Die Ratifizierungsgeselze für die 
Verträge mit der Sowjetunion und 
Polen müssen unverzüglich dem Bun-
destag zwecks Ratifizierung zugeleitet 
werden.

■ Unterstützung des Vorschlags für 
eine gleichberechtigte Aufnahme der 
BRD und der DDR in die UNO.

Schon jetzt ist an der Reaktion im 
Lager der CDU/CSU deutlich gewor-
den, daß diese Kreise das West-
berlin-Abkommen als eine Niederlage 
der nationalistischen und revanchisti-
schen Politik empfinden und alles Er-
denkliche tun werden, um einen er-
folgreichen Abschluß der Detailver-
handlungen zwischen der DDR und der 
BRD zu hintertreiben.

stand der IG Druck und Papier für 
die Durchführung einer Großkundge-
bung des DGB gegen die reaktionären 
Bestimmungen der BetrVG-Novelle 

i ausgesprochen. Zahlreiche Anträge an 
bevorstehende Gewerkschaftstage und 

' Berufsgruppentagungen, darunter al-
lein 30 Anträge der IG Metall, ver-
langen ein fortschrittliches BetrVG 
und zum Teil Kampfmaßnahmen da-
für. Die Mobilisierung der Millionen 
DGB-Mitglieder für dieses Ziel muß 
unverzüglich beginnen, soll nicht aber-
mals eine wichtige gesellschaftspoli-
tische Chance vertan werden. Sb.

Nachdem mehrere Organisationsglie-
derungen der IG Druck und Papier, 
die Jugendkonferenz der Deutschen 
Postgewerkschaft und andere Gre-
mien einen Protestmarsch der Ge-
werkschaften auf Bonn gefordert hat-

Bundesregierung und SPD/FDP haben 
inzwischen zur Genüge deutlich ge-
macht, daß selbst die dringendsten 
Änderungsforderungen der Gewerk-
schaften nicht berücksichtigt werden: 
Schaffung eines eigenen Zugangs-
rechts der Gewerkschaften zum Be-
trieb, Gewährung des Rechts auf poli-
tische Betätigung im Betrieb, Abbau 
der unsolidarischen Gruppenrechte, 
Beseitigung der uferlosen Ausdeh-
nung des Begriffs „leitender Ange-
stellter", Beseitigung des Tendenz-
paragraphen und Gewährung von 
Mitbestimmungsrechten für den Be-
triebsrat in wirtschaftlichen Angele-
genheiten. Durchgesetzt haben sich 
dagegen die Vertreter der Unterneh-
merverbände mit ihren Interessen.

Durch die Viermächte-Vereinbarung 
über Westberlin ist der Weg für eine 
Reihe von politischen Anschlußschrit-
ten freigeworden, die nun von der j 
Bundesregierung ohne Zögern gegan-
gen werden müssen. Dabei gilt es die ; 
nationalistische Hetze, die vor allem 
aus CDU/CSU-Kreisen ertönt und in I 
diesen Tagen und Wochen von der 
Springer-Presse in Gang gesetzt wird, 
entschieden zurückzuweisen. Bedenk-
lich müssen die Versuche von Regie-
rungsvertretern stimmen, mit jenen 
nach gemeinsamen Positionen zu su-
chen, die schon in den geringsten An- ; ten, hat sich jetzt auch der Hauptvor-
sätzen von Vernunftpolitik nationalen 
Vorrat orHl i Hznn

demokraten und Kommunisten von der 
Bundesregierung und gegen die 1 
Rechtskräfte erzwungen werden. G. S. ;

Sehr wahrscheinlich am 22. und 23. 
Oktober soll das von den Gewerk-
schaften in wesentlichen Teilen scharf 
abgelehnte Gesetz in zweiter und 
dritter Lesung vom Bundestag ver-
abschiedet werden. Von ausreichender 
Zeit für Protestaktionen „zwischen 
den beiden letzten Lesungen", auf die 
der DGB die ungeduldig Drängenden 
zu vertrösten pflegte, kann nicht mehr 
die Rede sein. So war es auch bei der 
Notstandsgesetzgebung: im Ruck-Zuck- 
Verfahren folgten die entscheidenden 
Beratungen aufeinander.

Mit dem erfolgreichen Abschluß der Viermächte-Verhandlungen über West-
berlin wurde im Zentrum Europas ein bedeutender Schritt zur Sicherung des 
Friedens und der Entspannung getan. Der Status eines Territoriums, das seit 
über 20 Jahren Ausgangspunkt von Provokationen gegen die DDR und Gegen-
stand von internationalen Verwicklungen sowie Bonner Hoheitsansprüchen 
war, wurde jetzt deutlicher und völkerrechtlich verbindlich fixiert: Westberlin 
ist nicht Teil der Bundesrepublik; es ist das, was die Sowjetunion und die DDR 
seit jeher feststellten: eine besondere politische Einheit. Mit dieser grundsätz-
lichen Festlegung ist der Weg frei geworden für konkrete Vereinbarungen 
zwischen der Bundesrepublik und der DDR und für weitere internationale 
Schritte zur Friedenssicherung.

■ Kürzung des Rüstungshaushalts für 
1972.

Darum ist jetzt die weitere Verstär-
kung des Drucks der friedliebenden 
Kräfte des Volkes, vor allem der Ge-
werkschaften, auf die Bundesregierung 
unerläßlich, um sie zu den anstehenden 
weiteren Schritten zur Entspannung 
und Friedenssichcrung zu bewegen
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■ Rasche Einigung mit der DDR über 
den Inhalt der auszuhandelnden Ab-
kommen über Verkehrsfragen und 
über die Beziehungen Westberlins 
zur DDR.

Von besonderer Bedeutung ist bei 
dem Wesberlin-Abkommen, daß da-
mit auch die Existenz der DDR und 
ihrer Grenzen, die Realität des sozia-
listischen deutschen Staates, von allen 
vier Mächten akzeptiert wird und ge-
wissermaßen völkerrechtlich akten-
kundig gemacht wurde.

Es muß in diesem Zusammenhang 
objektiv festgestellt werden, daß das 
Zustandekommen der Westberlin- 
Vereinbarung in besonderem Maße 
der Politik der UdSSR und der DDR 
zu verdanken ist, die immer wieder 
zu vertraglichen Lösungen des Pro-
blems gedrängt haben, und mit kon-
kreten Vorschlägen hervortraten. Bis 
bei den Regierungen der Westmächte 
und der Bundesrepublik die Erkennt-
nis reifte, daß Westberlin nicht mehr 
länger die Rolle des Pfahls im Fleische 
des Sozialismus ohne ernsthafte Ge-
fährdung des Friedens spielen kann, 
sind leider viele ungenutzte Jahre 
vergangen.

Die Gefahr, daß die Gewerkschaften 
mit der Verabschiedung des neuen 
Betriebsverfassungsgesetzes durch 
Bundesregierung und Parlament über-
rumpelt werden, ist akut geworden, 
wenn nicht in den nächsten Tagen und 
Wochen nachdrücklich Protestaktionen 
gestartet werden. Entsprechende For-
derungen aus Betrieben, gewerk-
schaftlichen Gremien und Organisa-
tionsgliederungen an den DGB und 
die Gewerkschaftsvorstände liegen in 
großer Anzahl vor.

Es ist zweifellos so: Das Westberlin- 
Abkommen bietet die Basis für Fort-
schritte in Richtung Entspannung, Ko-
existenz und Frieden, auch und be-
sonders zwischen beiden deutschen ' 
Staaten. Aber diese Fortsdiritte kom- 1 
men nidit von selbst, sie müssen durch 1 
stetiges aktives Drängen der Demo- ; 
kraten, der Gewerkschafter, Sozial- ,

Ausgehend davon kann jetzt West-
berlin seine vielfältigen Beziehungen 
zur Bundesrepublik weiter entwickeln, 
zugleich aber auch zur DDR und zu 
allen anderen Staaten in Ost und 
West. Die völkerrechtliche Anerken-
nung des bestehenden Status von 
Westberlin ist die Grundlage für 
wesentliche Verbesserungen im Inter-
esse der Westberliner Bevölkerung 
und für bedeutende Erleichterungen 
im Personen- und Güterverkehr durch 
die DDR von und nach Westberlin.

H Beginn von mehrseitigen Vorberei-
tungsgesprächen über die Einberufung 
einer europäischen Sicherheitskonfe-
renz und sofortige Erklärung, daran 
teilnehmen zu wollen.



Kampf um jeden Pfennig!

Metaller kontern: 15 Prozent!
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Warfe des Präsidenfen

9 bis 11 Prozent zu wenig
Antigewerkschaftliche Front

Das schon vor den USA-Beschlüssen 
zur Währungspolitik praktizierte Zu-
sammenspiel von Unternehmerverbän-
den und Bundesregierung, das den Un-
ternehmern Höchstprofite sichern soll 
und darauf zielt, die Folgen falscher 
Wirtschaftspolitik auf die Arbeiter-
schaft abzuwälzen, erreichte während 
der Dollarkrise den Höhepunkt.

BDA-Präsident Friedrich forderte von 
den Gewerkschaften „wirtschaftspoliti-

9/71

Metallindustrie: Unternehmer und Regierung gemeinsam 
Ungenügende Forderungen — erst recht voll durchsetzen!

Dieser beispiellosen Flut von Falsch-
meldungen und Zweckpessimismus zur 
Verteidigung höchster Gewinnspannen 
setzten die Arbeiter und Angestellten 
der Metallindustrie ihre aus der Kennt-
nis der tatsächlichen Lage der Un-
ternehmen dieses Industriezweiges re-
sultierenden Forderungen entgegen: 
Lohn- und Gehaltserhöhungen um 13, 
15 Prozent und häufig noch darüber. 
Solche Forderungen wurden u. a. er-
hoben von den Beschäftigten der Ford- 
Werke, Köln, der Siemens-Betriebe, 
München, der Klöckner- Drahtindu-
strie, Düsseldorf, der Fritz-Schumacher 
KG, Düsseldorf, der Stahlwerke Süd-
westfalen, Eckesey, der Hoesch-West- 
falenhütte, Dortmund und der Klöck-
ner-Hütte, Bremen — um nur einige 
zu nennen.

Der Beginn der Lohnbewegung in der metallverarbeitenden und der Eisen- 
und Stahlindustrie hat sofort gezeigt: Es wird einen heftigen Konflikt zwischen 
Gewerkschaftern und Unternehmern geben, und die IG Metall wird alle Kraft 
und Entschlossenheit aufbieten müssen, um ihre bescheidenen, ja unzureichen-
den Forderungen durchzusetzen. Mehr denn je gilt es, um jedes Prozent und 
jeden Pfennig zu kämpfen. Die einzelnen Tarifbezirke der Metallverarbeitung, 
wo die Lohn- und Gehaltsverträge zum 30. September gekündigt wurden, haben 
unterschiedliche Erhöhungen von 9 bis 11 Prozent gefordert. Dazu kommen in 
einigen Bezirken geringfügige Nebenforderungen wie in Nordrhein-Westfalen 
die tarifliche Sicherung eines 13. Monatseinkommens. In Bayern sind die Tarif-
verträge erst zum 31. Oktober kündbar. Für die Beschäftigten in der Eisen- 
und Stahlindustrie, deren Verträge ebenfalls zum 31. Oktober gekündigt werden, 
liegen die Forderungen bereits vor: zwischen 10 und 16 Prozent (siehe: „Die 
Forderungen der IG-Metall-Bezirke"). Insgesamt werden von der Metall-Tarif-
bewegung rund 4,5 Millionen Arbeiter und Angestellte erfaßt.

Dieser Tarifkonflikt verdeutlicht schon 
an seinem Beginn mehr als viele vor-
aufgegangene den Klassenkampfcha-
rakter von Lohnauseinandersetzungen 
und die Gruppierung der Kräfte. Schon 
seit Wochen trommeln die Vertreter 
des Monopolkapitals, die Unterneh-
merverbände, unterstützt von Reprä-
sentanten der Bundsregierung und 
eifrig kolportiert von der bürgerlichen 
Presse, massiv gegen die gewerkschaft-
liche Lohn- und Gehaltspolitik. Das 
ist ihre Vorbereitung der Metall-Ta-
rifrunde.

Unter diesem Aspekt sind die auf 
Drängen des IG-Metall-Vorstandes zu- 
standegekommenen bezirklichen For-
derungen zwischen 9 und 11 Prozent 
völlig unzureichend. Wenn man außer-
dem unterstellt, daß möglicherweise 
nach der bekannten „Brenner-Doktrin" 
verhandelt werden soll, wonach drei 
Viertel der Ausgangsforderung «ein 
guter Abschluß“ sind, dann sinkt der 
Reallohn der Metallarbeiter ab statt 
zu steigen. Eine solche Konzeption 
würde den sozialen Standard der Me-
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Bei der feierlichen Eröffnung des Bil-
dungszentrums Sprockhövel der IG 
Metall hat der „Bürgerpräsident" Gu-
stav Heinemann in seiner Festan-
sprache viele kluge Worte gesprochen.

Der Vorsitzende von Gesamtmetall, 
Herbert van Hüllen, erklärte, 1970 sei 
für die Metallindustrie das „bisher 
schlechteste Geschäftsjahr der Nach-
kriegszeit" gewesen. Die Hochkon-
junktur der Jahre 1969/70 sei „nicht 
mit einer Explosion der Gewinne, son-
dern mit einer Explosion der Schul-
den verbunden" gewesen. („Wirt-
schaftswoche", 13.8.71) Gesamlmetall 
veröffentlichte Mitte August eine „Er-
tragsanalyse", die das bestätigen soll. 
Das „Handelblatt" berichtete am 19.8. 
1971 von einem „erschreckenden Bi-
lanz-Bild" und „negativen Rekord der 
Gewinnschrumpfung". Unternehmer-
und Regierungsvertreter verlangen 
schon seit Monaten die Beachtung der 
regierungsamtlichen Lohnleitlinie von 
etwa 7 Prozent, wobei die Unterneh-
mer für weniger als 6,5 Prozent vo-
tieren.

sehe Vernunft". Bundesbankpräsident 
Klasen verlangte angesichts der US- 
Maßnahmen „eiserne Lohn- und Preis-
disziplin". Schillers Staatssekretär 
Hermsdorf erklärte am 22. August 
Lohnforderungen wie in den letzten 
Jahren für „volkswirtschaftlich nicht 
mehr vertretbar". Schillers Mitarbeiter 
Schlecht präzisierte: Nach Ansicht des 
Bundeswirtschaftsministeriums müßten

Diese Forderungen basieren auf der 
exakten Berechnung der DGB-Zielpro-
jektion, wonach bei Preissteigerun-
gen um 2 Prozent ein Anstieg der 
Realeinkommen nur gesichert ist, 
wenn Löhne und Gehälter um 10,4 Pro-
zent netto steigen. Die Lebenshaltungs-
kosten für Arbeitnehmerfamilien stei-
gen aber in diesem Jahr um nahezu 
6 Prozent. Ab 1. Januar 1972 sollen 
auch die Rentenversicherungsbeiträge 
von 17 auf 18 Prozent und die Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung von 0,65 
auf vermutlich 0,90 Prozent erhöht 
werden. Bei einer Steuerprogression 
von ca. 2,5 Prozent bringen alle Ab-
schlüsse unter 8 bis 8,5 Prozent eine 
Senkung der Realeinkommen mit sich.

neue Tarifabschlüsse „unter 7,5" blei-
ben. Schiller selbst verlangte am 23. 8. 
abermals eine „vernünftige Preis- und 
Lohnpolitik". Einige Tage später er-
klärte er, im kommenden Jahr müß-
ten „alle Tarifvorstellungen neu über-
prüft werden". Und Bundeskanzler 
Brandt malte am 31. August das Ge-
spenst „einer Reihe von Umstellungen 
und Schwierigkeiten bei einzelnen Be-
trieben und Branchen unserer Indu-
strie" an die Wand. Gezielt hatten 
zahlreiche Unternehmen schon im 
Sommer für die Zeit der Tarifausein-
andersetzungen in der Metallindu-
strie — September und Oktober — 
Kurzarbeit und mögliche Entlassungen 
angekündigt.

Nachdenklich werden die Zuhörer 
aber die Bemerkung des Bundesprä-
sidenten aufgenommen haben, „Frei- 

• heil ohne Gerechtigkeit" sei zwar ein 
Übel, aber immer noch besser als 
„Gerechtigkeit ohne Freiheit". Was 
man wohl nicht anders deuten kann, 
als daß die Gewerkschaften auf die 
Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit 
verzichten sollen, um die „Freiheit" 
zu preisen, die den Unternehmern in 
der Bundesrepublik erlaubt, nach dem 
Grundsatz „bereichert euch“, in der 
Wirtschaft zu schalten und zu walten, 
Betriebe zu schließen und Arbeiter 
und Angestellte brotlos zu machen, 
wenn dies ihrer egoistischen Profit-
sucht dient.

Oder sollte die Bemerkung speziell 
für die IG Metall gedacht sein, die 
in den nächsten Wochen die Inter-
essen der 4,5 Millionen Metallarbeiter 
in einem harten Lohnkampf gegen 
Unternehmer und Regierung zu ver-
treten hat, um ihren Teil zur Ver-
wirklichung von „Freiheit und Ge-
rechtigkeit“ in der Bundesrepublik 
beizutragen? okolus



Gegen Wohlverhalten

Klöckner kann zahlen iiiiiiiiiiimiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiimiiiiiiim

Die Forderungen 
der IG-Metall-Bezirke

Niedersachsen: Lohn- und Gehaltser-
höhung um 10,4 Prozent.

Nordrhein-Westfalen: Erhöhung der 
Löhne und Gehälter um 9 Prozent; 
13. Monatseinkommen unter Anrech-
nung betrieblich gezahlter Weihnachts-
gratifikationen und Jahresabschluß-
vergütungen; angemessene Erhöhung 
der Ausbildungsvergütungen; 13. Mo-
natsgehalt für Auszubildende; ersatz-

lose Streichung der Lohngruppen 1 
und 2.

Schleswig-Holstein: Erhöhung des Eck-
lohns von 5,04 auf 5,54 DM und der 
Gehälter um 10 Prozent.

Westberlin: Lohn- und Gehaltserhö-
hung um 11 Prozent und weitergehen- 
de Erhöhung für die Meistergruppen 
unter Anrechnung übertariflicher Be-
standteile.

Wilhelmshaven: Erhöhung des Eck-
lohns um 50 Pfennig und der Gehäl-
ter um 10 Prozent.

Bayern: Die Tarifverträge sind erst 
zum 31. Oktober 1971 kündbar.

Klöckner-Werke Bremen (Firmentarif): 
Erhöhung der Löhne um 80 Pfennig, 
der Gehälter um 138 DM und der Aus-
bildungsvergütungen um 60 DM, das 
sind 16 Prozent.

tallarbeiter aufs Spiel setzen, zu wei-
terem Absinken des Anteils der un-
selbständig Beschäftigten am Sozial-
produkt führen und den Produktivi-
tätszuwachs gänzlich den Unterneh-
mern überlassen. Darum müssen die-
ses Mal die erhobenen Forderungen 
auch bis auf den letzten Pfennig durch-
gesetzt werden.

Bezirke:
Süd- 

Südba-

Nordrhein-Westfalen (Eisen-und Stahl-
industrie): Erhöhung der Löhne und 
Gehälter um 10 Prozent und angemes-
sene Erhöhung der Ausbildungsvergü-
tungen. Angleichung der Ecklöhne und 
-gehäller an die Metallverarbeitung in 
NRW.

Hamburg: Lohn- und Gehaltserhöhung 
um 10 Prozent und Vereinbarung neu-
er Lohngruppen ohne Altersabschläge.

Einzig die Tarifkommission der Klöck-
ner-Hütte Bremen trug dem realen 
Erfordernis Rechnung. Sie verlangte, 
entsprechend einem einstimmigen Be-
schluß des Vertrauensleutekörpers, die 
Anhebung des Haustarifs um 80 Pfen-
nig die Stunde für Arbeiter und um 
138 DM monatlich für Angestellte, das 
sind gut 16 Prozent. Die Lehrlingsver-
gütung soll um 60 DM erhöht werden.

Entsprechend dem schon auf dem au-
ßerordentlichen DGB-Kongreß und an-
deren DGB- und IG-Metall-Veranstal- 
tungen beobachteten verstärkten Ein-
schwenken Otto Brenners und der mei-
sten Vorstandsmitglieder auf Brandt/ 
Schiller-Kurs, hatte die Frankfurter 
Zentrale der IGM in der tarifpoliti-
schen Klausurtagung Mitte August die 
Bezirke auf einen Satz „um 10 Pro-
zent herum" für die herbstliche Tarif-
bewegung vergattert. Dabei dürfte nach 
der berüchtigten Brenner-Formel vom 
Dreiviertel-Abschluß von vornherein 
die Schillersche Lohnleitlinie mit klei-

4

Hessen, Rheinland-Pfalz, Saargebiet: 
Erhöhung der Löhne und Gehäller um 
11 Prozent, Anpassung der Ausbil-
dungsvergütungen an die übrige Wirt-
schaft und tarifvertragliche Vereinba-
rung freiwilliger betrieblicher Leistun-
gen.

Auf Anfrage erklärte uns der Betriebs-
ratsvorsitzende der Klöckner-Hütte, 
Heinz Röpke, die Forderung der be-
trieblichen Tarifkommission entspre-
che völlig den Erwartungen der Ar-
beiter und Angestellten und den wirt-
schaftlichen Möglichkeiten der Hütte. 
Die Entwicklung der Produktion sei 
außerordentlich gut. Der Stahlausstoß 
sei in den letzten drei Monaten gegen-
über dem Vorjahr wie folgt gestiegen: 
im Mai von 134 000 t auf 149 000 t, 
im Juni von 151 000 t auf 174 000 t 
und im August von 148 000 t auf 
155 000 t. Damit sei das Ergebnis bes-
ser als im guten Jahr 1970 — und das 
noch bei verminderter Belegschaft. Die 
Zahl der Arbeiterbelegschaft sei von 
4721 im Oktober 1970 auf 4487 am 
31. Juli 1971 gesunken. Die Art der 
Einmischung des Bezirksleiters Heinz 
Scholz werde von den Metallern bei 
Klöckner abgelehnt.

Forderung, weil die Betriebe 13 bis 
15 Prozent verlangt hatten. Auch in 
der Kommission für die Eisen- und 
Stahlindustrie in NRW gab es eine 
starke Gruppe für eine höhere For-
derung als die beschlossenen 10 Pro-
zent. Nach Bekanntwerden der offi-
ziellen Forderungen hat es in einigen 
Betrieben heftige Kritik an der ge-
ringen Höhe gegeben: So lehnte am 
2. September der Vertrauensleutekör-
per von Daimler-Benz, Mannheim, 
die 11-Prozent-Forderung als „unzu-
reichend" ab. In Nürnberg forderte 
am 31. August der Vertrauensleute-
körper der IG Metall bei AEG mit 
großer Mehrheit eine Lohn- und Ge-
haltserhöhung um 14 Prozent.

Es darf gegenwärtig nicht übersehen 
werden, daß es der ständigen gemein-
samen „Seelenmassage" von Unter-
nehmern, Regierungsvertretern und 
Massenmedien in gewissem Umfang 
gelungen ist, Unsicherheit hinsichtlich 
der Wirtschaftslage und des Arbeits-
platzes in die Arbeiterschaft, auch der 
Metallindustrie, zu tragen. Bestimmte 
branchengebundene und meistens noch 
durch Unfähigkeit des Managements 
verursachte Erscheinungen wie bei 
Voigtländer, Olympia usw. werden mit 
Stoßrichtung gegen die gewerkschaft-
liche Lohnpolitik hochgespielt. Die 
Gewerkschaften werden für Konjunk-

In der Sitzung der drei Tarifkommis-
sionen Baden-Württembergs halte zu-
nächst eine Mehrheit 12 Prozent be-
schlossen, die nach längerer Debatte 
mit 38 gegen 31 Stimmen auf 11 Pro-
zent verringert wurden. In der Tarif-
kommission für Hessen gab es eben-
falls Gegenstimmen zur 11-Prozent-

Stahlwerke Salzgitter (Werk Peine 
und Werk Salzgitter): Erhöhung der 
Löhne und Gehälter um 10 Prozent.
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Diese politisch motivierte Konzeption 
des Wohlverhaltens, die den berech-
tigten Anteil der Metallarbeiter am 
Ergebnis ihrer Arbeit schmälern und 
den Kampf dafür behindern würde, 
muß durchkreuzt werden. So hatten die 
meisten Bezirksleiter in den Sitzungen 
der bezirklichen Tarifkommission, wo 
die Forderungen festgelegt wurden, 
größte Mühe, die „Linie" durchzupau-
ken. In der Sitzung der Tarifkommis-
sion Unterweser z. B. ging es geradezu 
stürmisch her. Bezirksleiter Scholz 
scheiterte mit seiner 10-Prozent-Richt- 
linie. In der Abstimmung stimmten 
einige Kommissionsmitglieder für eine 
Erhöhung der Löhne und Gehälter um 
13,5 Prozent, rund 40 Prozent stimm-
ten für 12 Prozent und eine knappe 
Mehrheit beschloß dann 11 Prozent.

1 i

nem Prestige-Bruchteil nach oben an-
gepeilt worden sein.

Bremen/Unterweser: Erhöhung der 
Löhne und Gehälter um 11 Prozent 
und Festlegung der durchschnittlichen 
Leistungszulage auf 17,5 Prozent.

Baden-Württemberg (drei 
Nordwürttemberg-Nordbaden 
württemberg-Hohenzollern, 
den): Erhöhung der Löhne und Ge-
hälter um 11 Prozent.

Gegen diesen Beschluß der Klöckner- 
Tarifkommission hat es massive Inter-
ventionen sowohl seitens des zuständi-
gen Bezirksleiters der IG Metall, Heinz 
Scholz, als auch von Vorstandsmitglie-
dern aus Frankfurt gegeben. Obgleich 
die Klöckner-Gewerkschafter nie von 
ihrer Forderung abgerückt sind, auch 
nicht auf einer telegraphisch von 
der IGM-Ortsverwaltung einberufenen 
Vertrauensleutesitzung mit Heinz 
Scholz, erklärte der Bezirksleiter, daß 
er in den Verhandlungen mit den 
Unternehmern auch für Klöckner nur 
11 Prozent fordern werde.



Holzarbeiter fordern mehr

Binnennachfrage stärken!
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Alle Mitglieder aktivieren

Die 9- bis 11-Prozent-Forderung ver-
langt mehr denn je die volle Reali-

IGM Nürnberg protestiert 
gegen Bonner Lohnattacken

die 
des 
von

der 
am

„vermö- 
in Höhe 

1972 und

sierung, ohne Abstriche. Dazu ist es 
ebenfalls mehr denn je notwendig, je-
des Mitglied in den Kampf um höhere 
Löhne und Gehälter einzubeziehen. 
Man hört aus Kreisen des Vorstandes, 
daß manche verantwortliche Funktio-
näre in der Spitze am liebsten sähen, 
wenn sich die bezirklichen Tarifver-
handlungen schlecht und recht bis nach 
dem Gewerkschaftstag hinzögen, um 
anschließend in einem Spitzengespräch 
ein dem Bundeswirtschaftsminister ge-
nehmes Ergebnis abzuschließen.

Noch werden Tarife von den Tarif-
vertragsparteien vereinbart — so be-
stimmt es das Gesetz —, wobei die 
Gewerkschaften in der Vergangenheit 
immer wieder ihre gesamtwirtschaft-
liche Verantwortung bewiesen haben. 
Weil das so ist, muß der Appell, der 
vor allem an die Gewerkschaften ge-
richtet wurde, als Affront gegen die 
Arbeitnehmer betrachtet werden. Die 
Gewerkschaften werden sich zur Wehr 
zu setzen wissen."

gezahlt. So erhöhten Daimler-Benz von 
17 auf 18,5 Prozent, Krauss-Maffei von
16.1 auf 19,9, Buderus von 12,3 auf 
15,3 und Hoesch von 10 auf 12 Pro-
zent. Die zumeist mit verringerten Be-
legschaften erzielten Umsatzsteigerun-
gen betrugen u. a. bei Daimler-Benz
23.1 Prozent, Siemens 22, Krauss-Maf-
fei 40, Buderus 21,2, Hoesch 19 und bei 
den Krupp-Hüttenwerken 13 Prozent. 
Das sind nur wenige Beispiele von 
vielen. Den Monopolen und Konzer-
nen den Supergewinn zu beschnei-
den — darum geht es beim Kampf um 
höhere Löhne und Gehälter. Es darf 
ihnen nicht erlaubt werden, sich hin-
ter der Lage der kleinen und Hand-
werksbetriebe zu verstecken. Die Ge-
werksdiafter können sich nicht an dem 
letzten orientieren, das würde sozia-
len Stillstand und Rückschritt bedeu-
ten.

lur, Währung, Preise und Arbeitsplätze 
verantwortlich gemacht.
In dieser Situation gilt es die Über-
zeugung zu stärken und den Nach-
weis zu führen, daß die Metallunter-
nehmer in der Lage sind, die gefor-
derten Lohn- und Gehaltserhöhungen 
zu zahlen — und das in voller Höhe. 
Das Argument, daß die amerikani-
sche lOprozentige Einfuhrsteuer den 
westdeutschen Export und damit Ar- 
beisplätze gefährde, weshalb beson-
dere Zurückhaltung bei Lohnforderun-
gen angebracht sei, ist schnell vom 
Tisch gewischt. Georg Neemann, Mit-
glied des geschäftsführenden DGB- 
Bundesvorstandes, gab in der „Welt 
der Arbeit" vom 27. August die tref-
fende Entgegnung:

Das bringen auch die Geschäftsberichte 
großer Unternehmen zum Ausdruck. 
In den zurückliegenden Monaten die-
ses Jahres wurden häufig höhere Di-
videnden für das Geschäftsjahr 1970
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Die Ortsverwaltung Nürnberg 
IG Metall hat in ihrer Sitzung 
23. August 1971 eine Protestentschlie-
ßung angenommen und veröffentlicht, 
worin die jüngsten Äußerungen von 
Regierungssprechern gegen die ge-
werkschaftliche Lohnpolitik zurückge-
wiesen werden. Die Entschließung hat 
folgenden Wortlaut:

Wachsamkeit ist geboten. Brenner 
möchte Schiller helfen, um die Wirt-
schaft flott zu bekommen und die 
Bundestagswahl 1973 vorzubereiten. 
Aber Schiller will die Unternehmer 
auf Kosten der Arbeiter ködern. Am 
besten ist der Konjunktur jedoch mit 
zahlungskräftigen Käufern geholfen. 
Darum muß die Forderung der IG Me-
tall in voller Höhe durchgekämpft 
werden. Gerd Siebert

5

Die Gewerkschaft Holz und Kunststoff 
hat mit dem Hauptverband der Deut-
schen Holzindustrie und dem Verband 
des Deutschen Tischlerhandwerks ei-
nen Bundestarifvertrag abgeschlossen, 
der vom 1. Januar 1972 an für die et-
wa 50 000 Beschäftigten im Bundes-
gebiet und in Westberlin „vermögens-
wirksame“ Leistungen vorsieht. Nach 
der Vereinbarung erhalten alle Arbei-
ter, Angestellte und Auszubildende 
dieses Wirtschaftszweiges 
genswirksame“ Leistungen 
von 312 DM ab Januar 
458 DM ab Januar 1976.

„Mit Protest nimmt die Ortsverwal-
tung der IG Metall, Verwaltungs-
stelle Nürnberg, Äußerungen von Re-
gierungssprechern zur Kenntnis, die 
für bevorstehende Tariferhöhungen als 
oberste Grenze 7,5 Prozent setzen wol-
len. Die Regierungssprecher sollten 
sich darüber im klaren sein, daß ihre 
Äußerungen einer staatlich verord-
neten Lohnleitlinie gleichkommen. 
Wo, so müssen sich die Gewerkschaf-
ter fragen, ist der bestimmende Hin-
weis an die Unternehmer, ihre Preis-
politik zu überprüfen oder ihre Ge-
winnerwartungen zurückzustecken? 
Will man schon heute bei den be-
vorstehenden Tarifverhandlungen in 
der Metallindustrie Schützenhilfe für 
die Unternehmer leisten? Sind 
Auswirkungen der Weisungen 
amerikanischen Präsidenten nur 
den Arbeitnehmern zu tragen?

Zu den rund 8 Millionen Beschäftigten, 
für die noch bis zum Jahresende Lohn- 
und Gehaltstarifverträge kündbar sind 
(davon allein für rund 4,5 Millionen 
Arbeiter und Angestellte der Metall-
verarbeitung und eisenschaffenden 
Industrie) gehören auch etwa 500 000 
in den verschiedenen Branchen der 
Bereiche Holz und Kunststoff. Für sie 
will die Gewerkschaft Holz und Kunst-
stoff alle kündbaren Verträge aufkün-
digen und Lohn- und Gehaltserhöhun-
gen zwischen 10 und 11 Prozent for-
dern. Ferner soll stufenweise die Ver-
einbarung eines tariflichen 13. Mo-
natseinkommens durchgesetzt werden.

Die Gewerkschaftszeitung „Metall“ 
veröffentlichte in ihrer Ausgabe vom 
31. August einige Fakten zur Lage 
in der Metallindustrie, die den Zweck-
pessimismus der Unternehmer entlar-
ven. Die Analyse stützt sich auf An-
gaben der Unternehmer sebst. Danach 
ist zur Zeit die Konjunktur in der Me-
tallindustrie stark differenziert mit 
Branchen, die glänzend und solchen, 
die weniger gut verdienen. In der 
konjunkturbestimmenden Investitions-
güterindustrie entsprachen Mitte die-
ses Jahres die Auftragsbestände im 
Schnitt einer Produktion von 6,2 Mo-
naten, eine ganze Monatsproduktion 
mehr als im Höhepunkt des letzten 
Konjunkturzyklus 1965. Ende Juli 1971 
beurteilten vier Fünftel der metall-
verarbeitenden Firmen ihre Geschäfts-
lage als befriedigend oder ausgespro-
chen gut.

Dies teilte der stellvertretende Vor-
sitzende der Gewerkschaft Holz und 
Kunststoff, Karl Heinz Schwark, Ende 
August in Düsseldorf mit. Einen ent-
sprechenden Beschluß hatte unmittel-
bar zuvor der Tarifpolitische Ausschuß 
der Gewerkschaft gefaßt. Diese 
Marschroute soll für die Zeit bis zum 
Jahresende gelten. In diese Zeit fallen 
alle wesentlichen Tarifverhandlungen 
von Holzindustrie und Holzhandwerk.

„Allerdings ist lohnpolitische Zurück-
haltung die denkbar schlechteste Ant-
wort auf die neuerrichteten Export-
barrieren. Es ist klar, daß Waren, die 
jetzt die USA bei uns nicht kaufen 
wollen, zusätzlich auf dem Binnen-
markt abgesetzt werden müssen. Das 
aber hat eine ausreichende Erhöhung 
der Massenkaufkraft zur Vorausset-
zung. Wo sich Exportrückschläge zei-
gen, können die Arbeitsplätze nur 
durch eine entsprechend kräftigere In-
landsnachfrage gesichert werden." Da-
zu seien Lohn- und Gehaltserhöhun-
gen unerläßlich. Weiter meint Nee-
mann: „Alles in allem trifft die Bela-
stung auch in der Metallindustrie 
kaum mehr als 1 v.H. der Produktion. 
Dabei werden manche Firmen sogar 
trotz Einfuhrsteuer ihren Amerika-
export noch verstärken können, wenn 
sich jetzt dank der Konjunkturspritze 
Nixons dort die Nachfrage nach Ma-
schinen wieder belebt."



Metaller für aktive Lohnpolitik
Zahlreiche Anträge an den Gewerkschaftstag der IG Metall 
zu Fragen der Tarifpolitik - Vorstand will bremsen

Je schneller die Gewerkschaften In der 
Lage sind zu handeln, je eher die Un-
ternehmer die Kraft der organisierten 
Arbeiter und Angestellten zu spüren 
bekommen, desto besser ist das für 
das angestrebte Ergebnis. Jeder Ge-
werkschaftsfunktionär weiß, welcher 
Anstrengungen der betrieblichen Funk-
tionäre es bedarf, um die Arbeiter und 
Angestellten über Wochen und Mo-
nate kampfbereit zu halten. Das wis-
sen selbstverständlich auch die Unter-
nehmer und aus diesem Grunde haben 
sie das entgegengesetzte Interesse.

Hier handelt es sich um Grundprinzi-
pien einer aktiven Lohnpolitik und es 
ist bemerkenswert, daß in der Ent-
schließung zur Tarifpolitik, die der 
Vorstand dem 10. ordentlichen Ge-
werkschaftstag vorlegen will, diese 
Prinzipien nicht zur Richtschnur des 
tarifpolitischen Handelns gemacht wer-
den sollen.

In mehreren Anträgen wird gefordert, 
daß Tarifverhandlungen grundsätzlich 
regional geführt werden sollen. Uber- 
bezirkliche Verhandlungen sollen nur 
nach Zustimmung der Mehrheit der 
Bezirkstarifkommissionen geführt wer-
den (Antrag 319 der Verwaltungs-
stelle Hagen und 357 der Verwaltungs-
stelle Köln). Ein Antrag der Verwal-
tungsstelle Mannheim zu diesem Pro-
blem hatte auf dem letzten Gewerk-
schaftstag zwar die Mehrheit der Stim-
men bekommen, da er aber zur Sat-
zung eingereicht war, galt er als ab-
gelehnt.

Auch in diesem Jahr wollen die Mit-
glieder zahlreicher Verwaltungstellen, 
daß die Arbeiter und Angestellten an 
jeder einzelnen Phase des Gesche-
hens — von der Aufstellung der For-
derung bis zur Diskussion und An-
nahme der Verhandlungsergebnisse — 
aktiv beteiligt werden. So fordert die 
Verwaltungsstelle Hagen (Antrag 319), 
„daß alle betroffenen Arbeitnehmer 
in jeder Phase der Tarifbewegung mit 
einbezogen werden. Voraussetzung ist 
dafür eine ständige und umfassende 
Information." Die Verwaltungsstelle 
Gelsenkirchen (Antrag 326) will, daß 
„die Mitgliedschaft, Vertrauenskörper 
und Betrebsräte bei der Entwicklung 
der Forderungen und der Durchsetzung 
der gestellten Forderungen stärker als 
bisher mit einzubeziehen" sind.

Im Antrag 131 der Verwaltungsstelle 
Tuttlingen wird der Austritt aus der 
konzertierten Aktion gerade damit be-
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Wenn sich Unternehmer- und Gewerk-
schaftsstandpunkt unversöhnlich gegen-
überstehen, entscheidet das Kräftever-
hältnis. Bisher war auch in der IG Me-
tall — zumindest in Worten — unbe-
stritten, daß Lohnfragen Machtfragen 
sind. Die Unternehmer können nicht 
überzeugt, sondern nur gezwungen 
werden. Sie werden nur das heraus-
rücken, was sie müssen, und den Aus-
schlag über das Ausmaß der Lohn-
erhöhung gibt schließlich nicht das 
Sitzfleisch von Funktionären, sondern 
die Kampfbereitschaft der Gewerk-
schafter.

Allein aus diesem Grunde schlagen 
mehrere Verwaltungsstellen vor, die 
freiwillige Schlichtungsvereinbarung 
vom 1. Juni 1964 zum nächstmöglichen 
Termin, dem 31. Mai 1973, zu kündi-
gen und kein neues Abkommen mehr 
abzuschließen. Wie das großbürger-
liche „Handelsblatt" vom 26. August 
1971 aus dem Vorstand der IG Metall 
zu berichten weiß, soll der Vorstand 
diese Anträge zur Ablehnung empfoh-
len haben. Zugleich wurden mit Gesamt-
metall Spitzengespräche über den Ab-
schluß eines neuen Schlichtungsab-
kommens aufgenommen.

die Schlichtung nicht mehr als ein Ver-
such sei, nach dem Scheitern der Ta-
rifverhandlungen auf friedlichem Wege 
doch noch zu einer Einigung zu kom-
men. Aber was soll das? Die Unter-
nehmer haben doch die Möglichkeit, 
während der Tarifverhandlungen die 
gewerkschaftlichen Forderungen zu 
erfüllen. Sie wissen ganz genau, daß 
sie es nicht mit einem Mädchenpensio-
nat zu tun haben und daß eine Ableh-
nung der gewerkschaftlichen Forde-
rungen für sie weitgehende Folgen hat.

Dem 10. ordentlichen Gewerkschaftslag der IG Metall liegt eine Fülle 
von Anträgen vor, die unter Berücksichtigung der Erfahrungen der Lohn-
bewegungen der letzten drei Jahre und insbesondere der Septemberstreiks 1969 
wichtige Prinzipien einer aktiven Lohnpolitik enthalten. Schon 1969 hatte auf 
Initiative der Betriebsräte von Ford und Opel die 7. Konferenz für Vertrauens-
leute und Betriebsratsmitglieder der IG Metall beschlossen, daß die Voraus-
setzungen zu schaffen sind, „die gesamte Mitgliedschaft in die Tarifbewegung 
einzubeziehen und nicht auszuschalten, wie dies bei zentralen Gesprächen der 
Fall war. Ohne Mitwirkung der Mitglieder dürfen keine Tarifverträge mehr 
abgeschlossen werden.“

Die einfache Frage, die sich jedem 
Gewerkschafter stellt, ist die, wem die 
Schlichtung nützt, welchen Vorteil die 
Gewerkschaft von dem Abschluß eines 
Schlichtungsabkommens hat. Von füh-
renden Gewerkschaftsfunktionären 
wird verschiedentlich behauptet, daß

ö

Diese Anträge enthalten objektiv eine 
Kritik an der bisherigen Tarifpolitik 
des Vorstandes der IG Metall. Die 
Kritik ist begründet und konstruktiv. 
Ihr liegt die Erkenntnis zugrunde, daß 
nur bei einer Stärkung der innerge-
werkschaftlichen Demokratie ein ho-
hes Maß an gewerkschaftlicher Kampf-
kraft zu erreichen ist, und daß dies die 
unerläßliche Voraussetzung ist, um 
die Lohnleitlinien, verschämt auch 
Orientierungshilfen genannt,.vom Tisch 
zu bekommen und höchstmögliche 
Lohnerhöhungen durchzusetzen.

Auch in der Haltung zur konzertierten 
Aktion sollen die Anträge aus der 
Mitgliedschaft mißachtet werden. Ob-
wohl nur ein Antrag (aus Hamburg) 
die konzertierte Aktion befürwortet 
und ein großer Teil die Teilnahme 
daran strikt ablehnt, empfiehlt der 
Vorstand der IG Metall, sich weiterhin 
an der konzertierten Aktion zu be-
teiligen. Der Vorstand behauptet, es 
sei ein falscher Eindruck, daß es bei 
der konzertierten Aktion vor allem 
um die Lohn- und Tarifpolitik der Ge-
werkschaften geht. Das ist jedoch 
graue Theorie. In der Praxis geht es 
um nichts anderes.

Sie wollen unter allen Umständen ver-
hindern, daß die Gewerkschaften 
schnell handeln. Sie versuchen, die 
Tarifverhandlungen möglichst lange 
hinzuziehen und auch durch die 
Schlichtung — und wenn es geht, durch 
eine politische Schlichtung — den 
Verhandlungszeitraum (ohne Kampf-
maßnahmen) immer weiter auszudeh-
nen. Sie wissen, daß das aus einer 
Schlichtung herauskommende Ergebnis 
immer unter dem liegt, das ein freies 
Kräftemessen für die Arbeiter und An-
gestellten erbringt.

Für die Arbeiter und Angestellten so-
wie ihre Gewerkschaft ist es am be-
sten, wenn sie nach Ablauf der Tarif-
verträge an keinerlei Friedenspflicht 
mehr gebunden und voll handlungs-
fähig sind. Sie können dann entspre-
chend der von ihnen eingeschätzten 
Situation sofort in jeder Richtung 
handeln.

Regionale Verhandlungen sind jedoch 
kein Ziel an sich. Sie sind Mittel zum 
Zweck, um die Unternehmerfront an 
der schwächsten Stelle zu durchbre-
chen, um ein hohes Ergebnis zu er-
zielen, das dann auch in anderen Ta-
rifbezirken als Richtschnur dienen 
kann. Im vorigen Jahr und in diesem 
Jahr gingen jedoch Hessen bzw. Ham-
burg voran und forderten weitaus ge-
ringere Beträge als andere Bezirke 
wollten, wobei deren Ausgangssitua-
tion verschlechtert wurde. Im An-
trag 357 wird daher die Ansicht ver-
treten, daß künftig gewährleistet wer-
den muß, daß sich die einzelnen Ta-
rifbezirke nicht negativ festlegen. Aus 
diesem Grunde soll eine ständige Kon-
sultation erfolgen, und auch im An-
trag 319 wird „ein laufend aufeinander 
abgestimmtes Verhalten der Tarif-
kommissionen der einzelnen Tarif-
bezirke" gefordert.



Für einheitliches Dienstrecht
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Es wird großer Anstrengungen der De-
legierten bedürfen, um gestützt auf 
die in den Anträgen zum Ausdruck 
gebrachten Willensbekundungen der 
Mitgliedschaft, es nicht bei allgemei-
nen Lippenbekenntnissen für eine ak-
tive Lohnpolitik zu belassen, sondern 
diese mit allen Konsequenzen zu be-
schließen und durchzusetzen.

Heinz Schäfer

forderungen der OTV grundsätzlicher 
Bedeutung.

Mehr gewerkschaftliche Mitbestimmung im öffentlichen Dienst 
Reform des Beamtenrechts ist dringend notwendig

Besonders scharfe Ausbeutung 
jugendlicher Arbeiter

zu
in

Die Diskussion um die grundsätzliche Reform des Dienstrechtes ist in jüngster 
Zeit gekennzeichnet von verschärfter Auseinandersetzung zwischen der Gewerk-
schaft OTV und dem Deutschen Beamtenbund mit seinen Standesverbänden. 
Betrachtet man die Reformvorschläge dieser Berufsstandsgruppe genauer, die 
zwar auch alle von Modernisierung des Dienstrechtes sprechen, so wird die 
Erhaltung des Gestrigen unter der Tarnung sichtbar. Dagegen sind die Reform- 

Art sowie von gesellschaftspolitischer Durch die kürzliche Änderung des Ar-
tikels 74 a GG erhielt der Bund die 
alleinige Kompetenz in Fragen der 
Besoldung und Versorgung der Be-
amten. Allein aus dieser Sicht wirft 
sich die Frage auf, was wird bei künf-
tigen Besoldungsverhandlungen sein? 
Wie werden auf Bundesebene die Län-
der und Gemeinden vertreten? Für 
den Bund spricht nach wie vor der 
Bundesminister. Wer wird für die Län-
der und Gemeinden auftreten? Be-
kanntlich konnten die Länder bislang 
im Alleingang die Verhandlungen mit 
den Gewerkschaften führen. Nunmehr 
ist hier ein Stück Mitbestimmung ver-
lorengegangen.

Um so mehr sind die Forderungen 
der Gewerkschaft OTV gerechter Na-
tur: Die Angleichung der Arbeits- und 
Sozialbedingungen der drei Beschäf-
tigtengruppen (Arbeiter, Angestellte 
und Beamte) soll über eine gründliche 
Neuordnung des Tarif- und Dienst-
rechts erfolgten. Insofern wird die 
Frage des einheitlichen Dienstrechts 
ein bedeutsames Thema auf dem näch-
sten Gewerkschaftstag der OTV im 
Mai/Juni 1972 sein.

gründet, daß diese Institution den Ar-
beitern und Angestellten das Gefühl 
der sozialen Partnerschaft vermitteln 
soll. „Sowohl die Vergangenheit als 
auch die Gegenwart beweisen, daß es 
keine Sozialpartnerschaft gibt. Die 
Arbeitgeberverbände, die Bundesbank, 
der Sachverständigenrat und Teile 
der Regierung sehen in der konzer-
tierten Aktion das entscheidende Mit-
tel zur Disziplinierung der Gewerk-
schaften."

Beamte sind. Statt dessen erfüllen 
Beamte und Angestellte in den Ver-
waltungen des Bundes, der Länder 
und Gemeinden seit Jahrzehnten glei-
che Aufgaben und Tätigkeiten, obwohl 
die Rechtsbedingungen für ihre An-
stellung, Bezahlung, Laufbahnen und 
Versorgung unterschiedlich sind.

Länger als zulässig, zum Teil sogar 
über zehn Stunden täglich, müssen 
53,2 Prozent der in der Landwirtschaft, 
im Gaststättengewerbe, im Friseur-
gewerbe und im Handwerk Baden- 
Württembergs beschäftigten Mädchen 
und 47,1 Prozent der Jungen unter 
18 Jahren arbeiten. Das ergab die 
vom Landesarbeits- und Sozialministe-
rium vorgenommene Befragung von 
94 Prozent der berufstätigen Jugend-
lichen in Baden-Württemberg. Ein 
Drittel aller Berufsanfänger ist krank, 
und jeder dritte Jugendliche mußte auf 
Anraten der Ärzte seinen Berufs-
wunsch ändern. Viele Jugendliche 
müssen gesetzlich verbotene Akkord-
arbeit verrichten. Jedem zehnten Lehr-
ling werden sogar die vorgeschriebe-
nen Ruhepausen vom Unternehmer 
verweigert.

Nach der gegenwärtig geltenden 
Rechtsordnung besteht immer noch die 
Zweigleisigkeit im öffentlichen Dienst: 
Werden die Dienstbedingungen der 
Beamten auschließlich vom Parlament 
festgelegt, gilt andererseits für die 
Arbeiter und Angestellten im öffent-
lichen Dienst das Tarifvertragsrecht 
mit freien Verhandlungsmöglichkeiten. 
Dieser Zustand soll beseitigt werden.

Ein Beweis mehr, daß es notwendig 
ist, endlich die Demokratisierung des 
künftigen Beamtenrechts und als er-
sten Schritt zur Schaffung eines ein-
heitlichen Dienstrechts das Status- und 
Folgerecht für die Beamten durchzu-
setzen. Das Statusrecht soll die gesell-
schaftliche und arbeitsrechtliche Stel-
lung der Beamten wie Laufbahnein-
stufung usw. festlegen. Mit dem Folge-
recht sollen alle materiellen und so-
zialen Bedingungen wie Bezüge, Ur-
laub usw. geregelt werden, die nicht 
mehr vom Bund allein zu bestimmen, 
sondern zwisdien ihm und der Ge-
werkschaft auszuhandeln sind — not-
falls auch mit Streiks.

Im Grundgesetz Artikel 33 Absatz 4 
heißt es zwar, daß die „Ausübung 
hoheitlicher Befugnisse ... in der Re-
gel Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes zu übertragen ist, die in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
und Treueverhältnis stehen", also 
nach traditioneller Rechtsauffassung

Diese Beispiele, die als repräsentativ 
auch für andere Bundesländer ange-
nommen werden müssen, zeigen die 
totale Unzulänglichkeit des Jugendar-
beitsschutzgesetzes und die besondere, 
verschärfte Ausbeutung der jugendli-
chen Arbeiter und Lehrlinge.

Daß vor Reformen nicht ausgewichen 
werden kann, zeigt die Bundesregie-
rung mit der Einsetzung einer .Stu-

Die kürzlichen Auseinandersetzungen 
um die Forderungen der Fluglotsen 
des Flugsicherheitsdienstes zeigen die 
ganze mißliche Lage des öffentlichen 
Dienstes, wenn es um die Durchset-
zung von Forderungen geht. Vor Jah-
ren noch im Angestelltenverhältnis, 
konnten die Fluglotsen, nachdem sie 
durch „freiwilligen Zwang" in den Be-
amtenstatus übernommen worden 
sind, nur in der Rolle des Bittstellers 
auftreten. Die reaktionäre Verhaltens-
weise des Ministers Leber zwang 
diese Beamtengruppe unter Führung 
ihres Flugleiterverbandes zu Maß-
nahmen, die sie rechtlich in eine 
schlechte Situation brachten.Wenn wir uns die im Durchschnitt 

lOprozentigen Lohnforderungen be-
trachten und berücksichtigen, daß der 
Vorsitzende der IG Metall, Otto Bren-
ner, der Auffassung ist, daß ein Ta-
rifabschluß schon dann als gut zu be-
zeichnen sei, wenn 75 Prozent Aus-
gangsforderung erreicht würden, so 
sehen wir, daß diese Forderung sich 
unter diesen Umständen genau an die 
Lohnleitlinien der Bundesregierung 
hält.

dienkommission für die Reform des 
öffentlichen Dienstes". Die Ergebnisse 
dieser Kommission werden den Kon-
trapunkt zu den Forderungen der Ge-
werkschaft OTV und des DGB setzen. 
Es wird im stärkeren Maße notwendig 
sein, daß die Gewerkschaften ihre 
Mitglieder umfassender als bisher 
aufklären und mobilisieren sowie mit 
Stellungnahmen auf die öffentliche 
Meinung einwirken. Gilt es doch den 
starken Widerstand reaktionärer poli-
tischer Kräfte und konservative Auf-
fassungen einiger Standesverbände zu 
überwinden.

Die ganze Tragweite des Problems 
wird bei den organisierten Beamten 
in den Bundesländern noch nicht er-
kannt. Der DGB und besonders die 
Gewerkschaft OTV werden in der 
nächsten Zeit weitaus energischer um 
ihre gewerkschaftliche Konzeption und 
Zielsetzung kämpfen müssen. K.H.



IGM: Wichtige Entscheidungen

Für tiefgreifende Veränderungen

BRD soll weniger rüsten

Lohn- und Gehaltserhöhungen 
für Kautschukarbeiter

Tarifverhandlungen 
in der Papiererzeugung

worden, so daß jetzt in dieser Branche 
tarifloser Zustand herrscht.

Vom 26. September bis 3. Oktober 1971 tagt in Wiesbaden der 10. ordentliche 
Gewerkschaftstag der IG Metall. Nach dem außerordentlichen DGB-Kongreß am 
14. und 15. Mai in Düsseldorf ist der Wiesbadener Gewerkschaftstag der be-
deutsamste des Jahres 1971. Dieses „Metallarbeiterparlament", das die Inter-
essen von mehr als 2 Millionen organisierten Metallarbeitern vertritt, wird mit 
seinen Beschlüssen und Entschließungen Einfluß auf alle in der Metallindustrie 
Beschäftigten ausüben. Die Ergebnisse des Wiesbadener Gewerkschaftstages 
werden Echo in der gesamten organisierten Arbeiterschaft der Bundesrepublik 
finden und wesentlich zur Vorbereitung des nächsten DBG-Bundeskongresses 
1972 beitragen.

Zum 10. Gewerkschaftstag der IG Metall in Wiesbaden 
Mitglieder drängen zur Aktivität — Vorstand bremst

Anzahl und Inhalt der vorliegenden 
I Anträge zeigen, daß die organisierten 

Metallarbeiter an diesen Gewerk-
schaftstag große Erwartungen knüpfen 
und die Weichen in Richtung aktive und 

. kämpferische Gewerkschaftspolitik für 
sozialen und gesellschaftlichen Fort- 

i schritt stellen wollen. Dagegen gibt 
es Bestrebungen des Vorstandes der

den übrigen Bezirken war bereits zum 
31. August dieses Jahres gekündigt

Für die Beschäftigten der papier-, pap-
pen-, Zellstoff- und holzstofferzeugen-
den Industrie haben in einigen Tarif-
bezirken Anfang September die ersten 
Tarifgespräche stattgefunden. Die IG 
Chemie - Papier - Keramik hat in den 
Bezirken unterschiedlich zwischen 9 
und 9,8 Prozent Erhöhung der Löhne 
und Gehälter verlangt. Darüberhinaus 
sollen für Angestellte in den meisten 
Bezirken die unteren Gehaltsstaffeln 
abgebaut werden, damit höhere Ge-
hälter schon früher erreicht werden 
können. Die Ausbildungsvergütung für 
Lehrlinge soll weit stärker als die 
prozentuale Forderung für die Arbeiter 
und Angestellten angehoben werden.

Mehr als 9 Prozent fordern nur die 
Tarifgebiete Hessen (9,5) und Rhein-
land-Pfalz (9,8 Prozent). Die Forde-
rung in Bayern lag bei Redaktions-
schluß noch nicht vor. In den Tarif-
bezirken Pfalz-Rheinhessen und Düren l 
sind die Tarifverträge erst zum 31. Ok-
tober 1971 bzw. zum 31. August 1972 I 
kündbar. Die Masse der Verträge in

Obgleich die Lohn- und Gehalts-
erhöhungen etwas über denen in der 
chemischen Industrie liegen, wo für

Nach wochenlangen Verhandlungen 
konnte die IG Chemie - Papier - Kera-

Dieses „Aufarbeiten" der Erfahrungen 
der organisierten Metallarbeiter wird 
der Maßstab sein, mit dem dieser 
10. ordentliche Gewerkschaftstag ge-
messen wird.

Entsprechend der Erkenntnis, daß zur 
Durchsetzung und Sicherung von Fort-
schritten im eigenen Lande die Siche-
rung des Friedens und Abbau der 
Rüstungslasten gehören, beschäftigen 
sich 28 Anträge mit diesem wichtigen 
Themenkreis. So fordern mehrere An-
träge die sofortige Beendigung des 
Vietnamkrieges und den Abzug aller 
amerikanischen und ausländischen 
Truppen aus Indochina. Tn Antrag 6 
heißt es u. a.: „Der Gewerkschaftstag 
fordert die Bundesregierung sowie alle 
demokratischen Parteien und die ge-
samte Öffentlichkeit auf, sich eindeu-
tig und klar für die Beendigung des 
Krieges in Vietnam einzusetzen."

Antrag 7 erhebt „erneut die Forderung 
nach Senkung der Rüstungsausgaben" 
— ein Thema, welches ebenso wie das 
des Antrags 6 in den Vorstandsent-
schließungen mit unverbindlichen 
Worten abgetan wird. Audi der An-
trag 8 fordert klipp und klar, „den 
Verteidigungshaushalt um einige Mil-
liarden zu kürzen. Die freiwerdenden 
Mittel könnten dem Gesundheits-
wesen, dem Umweltschutz sowie der 
Forschung zur Verfügung gestellt 
werden." Wie sehr Vorstandsmitglie-
der der IG Metall die Beziehung zu 
solchen realen Konzeptionen verloren 
haben, zeigt gerade in diesem Zusam-
menhang die Forderung Olaf Radkes
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7 Prozent fixiert wurden, bedeutet der 
Abschluß in der Kautschukindustrie 
keine Steigerung der Reallöhne, da 
1971 Preissteigerungen und Steuer-
zuwachs zusammen etwa 8 Prozent 
aufzehren werden. Die Unternehmer 
erklärten zu den Vereinbarungen in 
der Kautschukindustrie zufrieden: Weil 
sie sich im Rahmen der Orientierungs-
daten der Bundesregierung hielten, 
habe man die Zustimmung erteilt.
8

auuuut uit ivi - * uH<ti ' verstärkt fortgesetzt wird,
mik für die knapp 70000 Beschäftigten 
in der Kutschukindustrie Hamburgs, 
Niedersachsens und Hessens höhere 
Löhne und Gehälter vereinbaren — 
in Hamburg durch einen Schiedsspruch. 
Die Erhöhungssätze der Löhne und 
Gehälter betrugen in Hamburg durch-
schnittlich 8 Prozent, in Hessen 7,5 bis 
8 Prozent und in Niedersachsen nur 
8 Prozent einschließlich einer Vorweg-
anhebung. Während in Hamburg 
neben der Tariferhöhung die Abfin-
dungen bei Entlassungen (nach 15jäh- 
riger Betriebszugehörigkeit) um 10 Pro-
zent angehoben wurden, konnten in 
den beiden anderen Tarifgebieten auch 
höhere Ausbildungsvergütungen ver-
einbart werden. Die Tarifverträge, die 
rückwirkend ab 1. Juli 1971 in Kraft 
traten, laufen zwölf Monate.

IG Metall, solche Aktivitäten abzu-
stoppen und einen Kurs zu steuern, 
der mit dem der Bundesregierung kon-
form läuft. Entsprechende Vorstands-
entschließungen zu allen wichtigen 
Fragenkomplexen werden in Wiesba-
den vorliegen. Dieser 10. Gewerk-
schaftstag wird also auch darüber 
entscheiden, ob der Integrationskurs 
Otto Brenners, der die Unabhängigkeit 

I der IG Metall gefährdet und zu Lasten 
ihrer Erfolge geht, abgeblockt oder gar

Der Inhalt der überwiegenden Mehr- 
14 Monate nur 7,8 Prozent oder — auf zahl der Anträge zeigt auch, daß die
zwölf Monate umgerechnet — knapp Erfahrungen der Kiassenkämpfe der

letzten Jahre — vor allem der Sep-
temberstreiks 1969 und der Lohn-
kämpfe 1970 — von den Mitgliedern 
kritisch verarbeitet worden sind. Diese 
in Anträgen formulierten Erfahrungen 
der Metallarbeiter mit der spätkapi-
talistischen Gesellschaft, sollen nach 
ihrem Willen — und nicht anders kön-
nen und dürfen diese Anträge gewer-
tet werden — Grundlage der Strategie 
und Taktik der IG Metall werden.

, In der Stellungnahme zu den vorlie-
genden 1238 Anträgen (zum 9. Ge-
werkschaftstag waren es 643), kommt 
der Vorstand zu der richtigen Fest-
stellung, daß „die Aktivität bei der 
Vorbereitung unseres Gewerkschafts-
tages außerordentlich erfreulich" ist, 
und „beweist, daß unsere Mitglieder 
gewillt sind, Wirtschaft und Gesell-
schaft zu verändern und die eigene 
Organisation weiter zu modernisie-
ren". Da man gleiches von den Vor-
standsentschließungen nicht so ohne 
weiteres sagen kann, ist ja wohl die 
Kluft zwischen dem Willen der Mit-
glieder und des Vorstandes offenkun-
dig geworden.

Die Mehrzahl der Anträge geht davon 
aus, daß die Metallarbeiter mit ihrer 
Gewerkschaft nur erfolgreich sein kön-
nen, wenn um die Durchsetzung ge- 
werkschaflspolitischer Forderungen 
und Vorstellung gekämpft wird. Auch 
die Materialien und Daten im Ge-
schäftsbericht des Vorstandes bestäti-
gen, daß die Klassengegensätze sich 
in unserem Lande verschärfen. Die 
wachsende Anzahl der Streiks im 
Jahre 1970 (in 400 Betrieben wurde 
gestreikt) ist keine Zufallserscheinung.



Vor-

verträge ratifizieren!“

Kampf gegen Neonazis

Austritt aus der 
konzertierten Aktion

Grundlegende 
gesellschaftliche Reformen

In mehreren Anträgen wird das Ver- 
bo’ der neonazistische i NPD und der 
Aktion Widerstand verlangt. Antrag 29 
stellt fest, daß die Ratifizierung der 
Verträge von Moskau und Warschau 
geeignet ist, „den rechtsradikalen Or-
ganisationen den Boden für ihre Pio- 
paganda zu entziehen". Antrag 32 for-
dert, „auch die gesellschaftlichen Zu-
sammenhänge auf(zu)decken, die den 
Hintergrund der faschistischen Aktivi-
täten bilden". Es folgt der Hinweis auf
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Eine Anzahl positiver Anträge gibt 
es auch zum Bereich Gesellschafts-
und Wirtschaftspolitik. Antrag 63 bei-
spielsweise verlangt eine „kämpferi-
sche Gewerkschaftspolitik" zur Zu- 
rückdrängung der „konservativen Ein-
heitsfront" in der Bundesrepublik und 
erinnert daran, daß das Grundgesetz 
„auch andere Ordnungen als den so-
genannten sozialen Kapitalismus" zu-
läßt. Der Gewerkschaftstag soll Maß 
nahmen „zur Einschränkung der Macht 
der Monopole und Konzerne, für die 
Durchsetzung grundlegender gesell-
schaftlicher Reformen im Interesse der 
Arbeitnehmer und des gesellschaftli-
chen Fortschritts" beschließen.

Zugunsten gesellschaftlicher Reformen 
fordern die Anträge 65 und 66 die 
Einschränkung des Rüstungshaushal-
tes. Die „Überführung der Schlüssel-
industrien in Gemeineigentum" for-
dern u. a. die Anträge 68, 69 und 175. 
Elf Anträge fordern paritätische Mit-
bestimmung in allen Großunternehmen 
und ein besseres Betriebsverfassungs-
gesetz.

Die Ratifizierung der Verträge macht 
den. Frieden in Mitteleuropa sicherer. 
Auf ihrer Grundlage würden sich die 
Chancen der Ausweitung wirtschaftli-
cher Beziehungen verstärken. Eine stär-
kere Orientierung der westdeutschen 
Industrie im Export nach Osten würde 
Arbeitsplätze sicherer machen. Damit 
könnte auch der Gefahr entgegenge- 
wirkt werden, daß die Wirtschafts-
und Finanzkrise der USA in andere 
Staaten, vor allem in die Bundesrepu-
blik, exportiert würde. Dieser Zusam-
menhang zwischen Abbau der Span-
nungen nach Osten durch Ratifizie-
rung der Verträge und Ausweitung 
des Handels mit größerer Sicherheit 
der Arbeitsplätze müßte durch den Ge-
werkschaftstag zum Anliegen aller 
Metallarbeiter gemacht werden. Da-
bei sollte klar herausgestellt werden, 
daß die Vertrags-Ratifizierung sich 
nicht im Selbstlauf vollzieht, sondern 
erkämpft werden muß.

Unmißverständlich heißt es in An-
trag 126: „Die konzertierte Aktion hat 
sich nicht bewährt. Entgegen ihrer 
ursprünglichen Konzeption hat sie sich 
zu einem Instrument entwickelt, wel-

In Antrag 80 wird der Vorstand der 
IG Metall aufgefordert, „ein Sofort-
programm mit gestuften gewerkschaft-
lichen Aktionen für die Durchsetzung 
eines verbesserten Betriebsverfas-
sungsgesetzes auf der Grundlage der 
vom DGB erarbeiteten Vorschläge“ 
zu beschließen. Antrag 83 verlangt:

9

dies sich einseitig gegen die Arbeit-
nehmer und ihre Interessen richtet. 
Die mit der konzertierten Aktion 
bundenc soziale Symmetrie ist ein 
Lippenbekenntnis geblieben. Den Ar-
beitnehmern werden die Lasten so-
wohl der Rezession als auch der Kon-
junktur voll auferlegt. Der unsoziale 
Konjunkturzuschlag ist ein eindeuti-
ger Beweis dafür, daß selbst eine 
Hochkonjunktur zu Lasten der Arbeit-
nehmer gehen kann. Die Delegierten 
fordern deshalb entschieden den Aus-
tritt aus der konzertierten Aktion."

reaktionäre und nationalistische Akti-
vitäten von „bestimmten Personen und 
Gruppierungen der CDU/CSU". Und 
Antrag 36 sagt: „In unserem kapita-
listischen Gesellschaftssystem ist der 
Faschismus nichts anderes als eine 
Ausdrudesform des Kapitalismus." Den 
Rechtsradikalen müsse „gemeinsam 
und entschlossen entgegengetreten 
werden".

Die 15 Anträge zur konzertierten Ak-
tion deuten darauf hin, daß diese 
Problematik auf diesem Gewerk-
schaftstag Gegenstand einer breiten 
Diskussion sein wird. Die Forderung 
in einigen Anträgen, die konzertierte 
Aktion „transparenter" zu machen, 
täusdit nicht darüber hinweg, daß die 
Metallarbeiter in dieser Einrichtung 
ein gegen ihre Interessen gerichtetes 
Instrument sehen, das die Tarifautono-
mie „beschränkt und ernsthaft gefähr-
det". Darum ist die „weitere Teil-
nahme an der konzertierten Aktion 
abzulehnen" und „der Austritt zu for-
dern". (Antrag 131)

vom 20. August an die Bundesregie-
rung, zum 1. Januar 1972 eine Erhö-
hung des Renlenbeitragcs auf 18 Pro-
zent vorzunehmen, um „die Liquidität 
der Rentenversicherung zu garantie-
ren", (die nur darum gefährdet ist, 
weil alle Bonner Regierungen, so auch 
diese, zu Gunsten der Rüstung lau-
fend die Zuschüsse kürzten).

Nachdem nunmehr die von der Bun-
desregierung gemeinsam mit 
CDU/CSU zur

gemeinsam mit der 
Vorbedingung erhobene 

„befriedigende Berlin-Regelung" auf 
dem Tisch liegt, ist die Ratifizierung 
der Verträge von Moskau und War-
schau dringender denn je. Die Durch-
führung einer europäischen Sicher-
heitskonferenz steht auf der Tages-
ordnung politischer Notwendigkeiten. 
Schon die vor der Westberlin-Rege-
lung eingereichten Anträge forderten 
„die Bundesregierung auf, sich für eine 
baldige Ratifizierung der Verträge 
einzusetzen. Ferner soll die Bundes-
regierung das Vorhaben einer euro-
päischen Sicherheitskonferenz ohne 
Vorbedingungen unterstützen." (An-
trag 16) Diese Forderungen sind auch 
in weiteren Anträgen (Antrag 27) 
enthalten. So heißt es in Antrag 18: 
„Die Ratifizierung der Verträge sollte 
nicht durch zusätzliche Forderungen 
der Beteiligten gefährdet werden."

Auch diese Richtung, die im Grunde 
eine heftige Kritik vieler- Metall-
gewerkschafter an der Toleranz der 
Bundesregierung gegenüber neonazi-
stischen Kreisen darstellt, scheint ei-
nigen Leuten im Vorstand nicht zu 
passen. In der Vorstandsentschließung 
XIV werden — scheinbar objektiv — 
Maßnahmen gegen „rechts und links" 
gefordert. Kommunisten werden wie-
der einmal mit Nazis in einen Topf 
geworfen. Die geschichtliche Erfah-
rung, daß „die Linken" in Deutsch-
land immer auf der Seile der Ge-
werkschaften im Kampf gegen natio-
nalistische und faschistische Volksver-
derber standen und stehen, wird ein-
fach ignoriert. Lebten Marx und Bebel 
heute — Otto Brenner wäre vermut-
lich ihr erbitterter Gegner.

Die Initiatoren der Entschließung mö-
gen sich mit dem Hinweis herauszu-
reden versuchen, daß „nur“ Maoisten 
und andere Linksextremisten gemeint 
sind, deren „Strafverfolgung" und 
„eventuelles Verbot" der IG-Metall- 
Vorstand fordert. Aber darum geht 
es nicht; es geht vielmehr darum, daß 
der Vorstand, wenn auch ungewollt, 
das politische Geschäft der Reaktion 
besorgt, die durch Überbetonung einer 
angeblichen „Gefahr von links" von 
ihrer tatsächlichen Totengräberarbeit 
an der Demokratie ablenken will. Die 
Vorstandsentschließung muß ersatzlos 
verworfen werden. Die Anstachelung 
antikommunistischer Emotionen ist 
doch wohl ein Feld, auf dem die „Bild- 
Zeitung" und übrige Springer-Presse 
bereits bis zum Überdruß ackern.

Fast alle Anträge hierzu fordern vom 
DGB und der IG Metall den Austritt 
aus der konzertierten Aktion oder 
stellen für das Verbleiben Bedingun-
gen, die Regierung und Unternehmer 
nie zu erfüllen gedenken. Die Anträge 
zu diesem Thema verdeutlichen, daß 
in der IG Metall (aber auch in ande-
ren Gewerkschaften) alle Vorschuß-
lorbeeren auf Schillers Wundergebilde 
verwelkt sind und sich einzig und 
allein die skeptischen Vorhersagen der 
kritischen sozialdemokratischen und 
kommunistischen Gewerkschafter be-
wahrheitet haben: die konzertierte Ak-
tion soll zum Nutzen des Kapitals die 
Gewerkschaften disziplinieren und auf 
staatliche Leitlinien festlegen. — Die-
ser Gewerkschaftstag sollte den fälli-
gen Austritt beschließen und die Vor-
standsentschließung II, die die konzer-
tierte Aktion verteidigt, ablehnen.



Bergarbeiterkongreß 1971
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Tarifpolitik zentrales Thema

Diskussion über die Tarifpolitik wird gefordert
Abgrenzung der IGBE gegenüber Ruhrkohle AG notwendig

Die in den mehr als 1200 Anträgen 
aufgeworfenen Probleme und erhobe-
nen Forderungen sind außerordentlich 
vielseitig. Dazu gehören auch solche 
Fragen wie Zusammenarbeit mit allen 
Gewerkschaften im EWG-Raum, Sen-
kung des Rentenalters ohne Renten-
minderung, Verbindlichkeit von DGB- 
und Gewerkschaftsbeschlüssen für ge-
werkschaftlich organisierte Abgeord-
nete usw.

Die rauhe Wirklichkeit in den Betrie-
ben zeigt: Die Sorgen der Bergarbei-
ter sind nach Bildung der privatkapi-
talistischen Ruhrkohle AG nicht weni-
ger geworden. Die Probleme werden 
noch komplizierter. Betriebsräte kön-
nen ein Lied davon singen. Sie muß-
ten besonders in der letzten Zeit oft 
als „Prellbock" herhalten.

„Der Kampf um die paritätische Mit-
bestimmung muß erneut in den Mit-
telpunkt unserer Gewerkschaftspolitik 
gestellt werden. Sie muß als die Zu- 
rückdrängung des unbeschränkten 
Machtanspruchs des Großunternehmers 
und die Errichtung einer wirksamen 
Gegenmacht der Arbeiter und Ange-
stellten verstanden werden."

Bemerkenswert ist u. a. Antrag Nr. 4. 
Darin wird gefordert: „Der § 5 Ab-
satz d (Überführung des Bergbaus 
und der Energiewirtschaft in Gemein-
eigentum) bleibt in vollem Umfang 
und Wortlaut erhalten." Hier wird 
Sorge und Mißtrauen spürbar, daß

Ein hoher Anteil der eingereichten An-
träge verdient die volle Unterstüt-
zung der Delegierten des Gewerk-
schaftstages, um die oben genannten 
Fragen einer positiven Lösung zuzu-
führen. Alle Versuche des Vorstandes, 
klare Aussagen zu verwässern, müs-
sen im Interesse einer wirksamen und 
unzweideutigen Politik der IG Metall 
zurückgewiesen werden. Der Gewerk-
schaftstag der IG Metall, der fast ein 
Drittel aller DGB-Mitglieder repräsen-
tiert, wird mit seinen Entscheidungen 
wichtige Marktsteine für die gesamte 
Gewerkschaftspolitik der nächsten 
Jahre in der Bundesrepublik setzen.

Vossen/Siebert

Der Hauptvorstand der Industriegewerkschaft Bergbau und Energie hat für die 
Zeit vom 30. September bis 1. Oktober 1971 einen außerordentlichen Kongreß 
nach Oberhausen einberufen. Auf der Tagesordnung stehen bisher: „Beratung 
und Beschlußfassung über eine Änderung der Satzung" und Nachwahlen. Die 
300 gewählten Delegierten von zur Zeit etwa 260 000 IGBE-Mitgliedem müssen 
gleich zu Beginn über eine bereits beantragte Erweiterung der Tagesordnung 
um den Punkt „Tarifpolitik" entscheiden. Der entsprechende Antrag Nr. 1 
findet beim Hauptvorstand der IGBE leider keine Gegenliebe. Nach den Vor-
stellungen der IGBE-Führungsspitze soll die besonders nach den letzten Tarif-
abschlüssen notwendig gewordene Diskussion zur Tarifpolitik auf den fast ein 
Jahr später stattfindenden ordentlichen Kongreß der IGBE in Hannover ver-
schoben werden.

Antrag 75 dient der Aktivierung ge-
werkschaftlicher Tätigkeit auf den 
Schachtanlagen. Die „Vertrauensmän-
nerkreise" sollen „gewählt" und nicht 
mehr nur gebildet werden. Bessere und 
frühzeitige Information vor und nach 
Tarifvereinbarungen fordert Antrag 98. 
Bei diesem Antrag standen unange-
nehme Erfahrungen Pate.

Die Anträge 50 bis 52 nehmen zu 
Fragen von Urabstimmung und Streik 
Stellung. Die heute noch notwendige 
Dreiviertel-Mehrheit für einen Streik-
beschluß soll danach auf eine Zwei-
drittel-Mehrheit reduziert werden. Zu-
sätzlich fordern die Antragsteller, daß 
nach erfolgter Urabstimmung der 
Hauptvorstand einen Streik beschlie-
ßen „muß".

die alte und noch aktuelle Forderung 
der Bergarbeiter preisgegeben werden 
könnte. Die Ursache dafür mag Zusam-
menhängen mit dem Verhalten von 
Gewerkschaftsführern, die die Frage 
des Eigentums an den Produktionsmit-
teln als bedeutungslos hinstellen und 
so praktisch das großkapitalistische 
Eigentum verteidigen.

Während einer Diskussion über die 
Beitragshöhe gab es eine Feststellung 
des Vorsitzenden Schmidt, der nicht 
zugestimmt werden kann: „Wir leben 
in einer kapitalistischen Ordnung. Da 
hilft uns keine Macht heraus!" Wäh-
rend die erste Feststellung stimmt, 
bedeutet die zweite Kapitulation, Ein-
ordnung in den monopolistischen Staat. 
Eine Zementierung des staatsmonopo-
listischen Herrschaftssystems kann 
nicht den Interessen der Arbeiterklasse 
entsprechen.

Es wird auf diesem außerordentlichen 
Kongreß auch wichtig sein, der Ein-
schätzung bisheriger und der Formu-
lierung zukünftiger Gewerkschafts-
politik den notwendigen Zeitraum zu 
geben. Ein Aufschub bis zum geplan-
ten ordentlichen Kongreß in Hanno-
ver, wie der Vorstand es wünscht, 
würde wenig Verständnis bei der Mit-
gliedschaft finden.

„Ich wäre froh, wenn auf dem Kon-
greß in Oberhausen dieser Antrag 
abgelehnt würde." So äußerte sich 
IGBE-Vorsitzender Adolf Schmidt in 
diesen Wochen vor Delegierten. Die 
Begründung zum Antrag Nr. 1 macht 
deutlich, wie wichtig dieser Antrag 
für die weitere gewerkschaftliche 
Tätigkeit ist: „Die Tarifbewegungen 
der jüngeren Vergangenheit, insbe-
sondere die zum 1. Juni 1971, haben 
in mehrfacher Beziehung zu erheb-
licher Kritik in der Mitgliedschaft 
geführt. Zur Klärung der Standpunkte 
und der gegenseitigen Information 
über die Vorgänge der Vergangen-
heit und über die Ziele der Zukunft 
ist eine Diskussion erforderlich. Der 
Vorgang der letzten Tarifbewegung 
bedarf einer Diskussion auf dem

Insgesamt liegen den Delegierten 99 
Anträge zur Entscheidung vor. Die 
darüber hinaus gestellten Anträge 
blieben im „Filter" der Bezirkskon-
ferenzen hängen. Breiten Raum neh-
men Anträge zur Beitragstabelle, zu 
Jubilarzuwendungen, Sterbegeld, zur 
umstrittenen Freizeitunfallversiche-
rung usw. ein.

Stillegungen, Rationalisierung und 
Leistungssteigerung werden noch mehr 
unangenehme Begleiterscheinungen 
für die Belegschaft mit sich bringen. 
Vor diesem Hintergrund findet Ende 
September der Oberhausener Kongreß 
statt. Neben der Erledigung wichtiger 
Satzungsfragen ist eine Stellungnahme 
und Diskussion erforderlich, die deut-
lich macht, daß IG Bergbau und Ruhr-
kohle AG zwei Paar Schuhe sind.

Manfred Sokolof
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Neben den Anträgen zur Satzung 
(537 Anträge) gingen zu den verschie-
densten Problemen der Tarifpolitik die 
meisten Anträge (173) ein. Dabei muß 
gesehen werden, daß ein beträchtli-
cher Teil der Anträge zur Satzungs-
änderung und -ergänzung ihren Aus-
gangspunkt in den Lohnkämpfen der 
letzten zwei Jahre hat. Zweifellos 
wird die Tarifpolitik ein zentrales 
Thema des Gewerkschaftstages sein. 
Die Forderung nach Weiterführung 
der aktiven Lohn- und Tarifpolitik als 
wichtigstem Bestandteil gewerkschaft-
licher Politik schlechthin, ist in vielen 
Anträgen enthalten. (Siehe auch 
Seite 6)

10

außerordentlichen Gewerkschaftskon-
greß."



Konzertierte Aktion verlassen!

iiiiitiiiiniiiiiiiitiiiiiiiiiiiiiitiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiM

Gewerkschaftstag der GGLF

Der Ortsverein Köln der IG Druck und 
Papier schrieb an den Chefredakteur 
der Zeitung „druck und Papier", Eu-
gen Stotz, der den Marsch auf Bonn 
9/71

Neben diesem interessanten Vorschlag 
wird auch der Landesbezirk Bayern 
auf dem Gewerkschaftstag in Nürn-
berg mit einem Alternativvorschlag 
vertreten sein. Die Diskussion wird 
sich zweifellos darauf konzentrieren, 
in welcher Weise die aktive Lohn-
politik der IG Druck und Papier, die 
an der Spitze der Lohnskala innerhalb 
des DGB steht, weiter forciert werden 
kann. Besondere Sorge gilt dabei der 
Erhaltung der Tarifautonomie.

Ein weiterer gewerkschaftspolitischer 
Schwerpunkt ist der Kampf um ein 
fortschrittliches Betriebsverfassungsge-
setz. Damit haben sich fast alle vor-
angegangenen Landesbezirkstage be-
schäftigt. Einstimmig forderte der Lan-
desbezirkstag in Nordrhein-Westfalen 
zu einem Marsch auf Bonn auf, um 
die Forderungen des DGB gegenüber 
den Abgeordneten des Bundestages 
nachdrücklich zu vertreten.

Vor 9. Gewerkschaftstag der IG Druck und Papier 
Für aktive Tarifpolitik und fortschrittliches BetrVG

Ent-
Ein-

Lohn-

Von großer politischer Bedeutung ist 
ein Antrag des Landesbezirks Bayern 
zur Verbindung der IG Druck und Pa-
pier mit den Schriftstellern in der Bun-
desrepublik. Ein besonderer Ausschuß 
soll die Kontakte zum Schriftsteller-
verband intensivieren. Langfristig soll 
in Verbindung mit anderen Gewerk-
schaften innerhalb des DGB die Frage 
erörtert werden, ob es sinnvoll ist, 
in einer „Gewerkschaft Kultur" alle 
auf dem Kommunikationssektor täti-
gen Arbeiter, Angestellten und freien 
Mitarbeiter zusammenzufassen.

Zahlreiche Anträge befassen sich mit 
der Gefährdung durch den Rechts-
radikalismus in der BRD. Gefordert 
wird das Verbot der „Aktion Wider-
stand", die Auflösung der NPD und 
der Entzug öffentlicher Mittel für na-
tionalistische und revanchistische Or-
ganisationen einschließlich der Ver- 
trlebenenverbände. An die DGB-Ver-

In einem Antrag des Landesbezirks 
NRW wird eine enge Zusammen-
arbeit im Bereich der EWG gefordert, 
wobei die Zugehörigkeit zum IBFG 
oder WGB kein Hindernis sein dürfe: 
„Der konzentrierten Aktion der Union 
der europäischen Industrie gegen die 
europäischen Arbeitnehmer ist mit ei-
nem solidarischen Handeln aller EWG- 
Gewerkschaften zu begegnen."

In Bad Harzburg findet in der 
vom 10. bis 13. Oktober 1971 
9. ordentliche Gewerkschaftstag 
Gewerkschaft Gartenbau, Land-

Nachdem die bisherige Frauenvertre-
terin, Ursula Kraus-Schäufele, zu er-
kennen gegeben hat, daß sie auf dem 
Gewerkschaftstag in Nürnberg nicht 
mehr für den Hauptvorstand kandidie-
ren werde, wurde die Funktion neu 
ausgeschrieben. Es bewarben sich die 
Kolleginnen Wimmer und Kessler. 
Nach einer Tagung des Hauptvor-
standes in Westberlin steht nunmehr 
fest, daß als Nachfolgerin die Kollegin 
Kessler vorgeschlagen wird. Sie be-
kleidete bisher die Funktion einer 
Rechtssekretärin im DGB. P. B.

Schon auf dem letzten Gewerkschafts-
tag in Koblenz hat die IG Druck und 
Papier ihre kritische Stellung zu Schil-
lers konzertierter Aktion deutlich ge-
macht. In Nürnberg steht die Forde-
rung des Landesbezirks Hessen auf der 
Tagesordnung, sich endgültig aus der 
konzertierten Aktion zu lösen, weil sie 
zur Irreführung der Öffentlichkeit 
„über das bedenkenlose Profitstreben 
der Kapitalbesitzer" beigetragen hat.

Zeit 
der 
der 
und 

Forstwirtschaft (GGLF) statt. 95 stimm-
berechtigte Delegierte werden über 
61 Anträge beraten, die zum Antrags-
schluß Mitte August vorlagen. Dabei 
geht es hauptsächlich um organisatori-
sche und tarifpolitische Fragen.

Noch liegt das gesamte Antragsheft 
den Delegierten nicht vor. Die An-
tragskommission hat sich aber bereits 
am 13. Juli mit den allgemeinen poli-
tischen Anträgen befaßt. Hier steht 
die Ratifizierung der Verträge von 
Moskau und Warschau im Vorder-
grund, dazu die Forderung nach einer 
europäischen Sicherheitskonferenz und 
nach Durchführung einer europäischen 
Gewerkschaftskonferenz. Die Kontakte 
zu den osteuropäischen Gewerkschaf-
ten werden begrüßt, die Aufnahme 
von Kontakten zum FDGB nachdrück-
lich gefordert.

in einem Leitartikel verunglimpft 
hatte: „Während die ehrenamtlichen 
Funktionäre in unseren Ortsvereinen 
oft unter aufopferungsvollem Einsatz 
versuchen, möglichst viele Kollegen 
am Arbeitsplatz von den Gefahren, die 
von der Regierungsvorlage zum Be-
triebsverfassungsgesetz ausgehen, zu 
überzeugen und zu aktivieren, ver-
sucht Eugen Stotz demgegenüber, 
Grenzen für unsere Aktivitäten auf-
zurichten. An welche Möglichkeiten 
sollen unsere Mitglieder denn noch 
glauben, wenn parteiintegrierte Funk-
tionäre unserer Gewerkschaft (und 
nicht nur unserer) jede weitere Akti-
vität zu ersticken versuchen?"

Tarifpolitisch steht erneut ein 
wurf des Hauptvorstandes zur 
führung eines differenzierten 1 
gefüges auf der Tagesordnung, über 
den es in der Organisation sehr ge-
teilte Meinungen gibt. Auf einer Lan-
desbezirksarbeitstagung am 19. Juni 
in Nordrhein-Westfalen wurde der 
mehrfach überarbeitete Vorstandsent-
wurf scharf abgelehnt und ein Alter-
nativvorschlag entwickelt. Als Haupt-
ziel wurde dabei herausgestellt, die 
übertariflichen Löhne durch eine stu-
fenweise Vorweganhebung der Tarif-
löhne einzufangen. „In der Endstufe 
soll die Differenzierung bei den Fach-
arbeitern beseitigt sein." Das würde 
bedeuten, alle auf die bisherigen 
120 Prozent der Maschinensetzer an-
zuheben. Die „Tätigkeitsgruppen für 
Hilfskräfte sollen von derzeit fünf auf 
drei Lohngruppen reduziert" werden.

In anderen Stellungnahmen wurde 
Stotz vorgeworfen, eine geradezu ge-
werkschaftsfeindliche Haltung einzu-
nehmen. Es ist absehbar, daß die nicht 
selten neben der Gewerkschaft ste-
hende Publizistik des Chefredakteurs 
von „druck und papier" auf dem Ge-
werkschaftstag ihr Nachspiel haben 
wird.

Der einzige Antrag zu politischen 
Fragen fordert „befriedigende Verein-
barungen" über Westberlin, „damit 
die Verträge von Moskau und War-
schau endlich durch den Bundestag ra-
tifiziert werden können". - rt

» 11

Vom 24. bis 30. Oktober 1971 findet In Nürnberg der 9. ordentliche Gewerk-
schaftstag der IG Druck und Papier statt. Die Weichen dazu sind in den ver-
gangenen Monaten auf den Landesbezirkstagen gestellt worden. Zweifellos 
werden Tarif- und Wirtschaftspolitik auf dem Gewerkschaftstag die entschei-
dende Rolle spielen.

Umweltschutz, Maßnahmen gegen 
Miet- und Bodenwucher sind weitere 
Forderungen im Antragskatalog. 13 
Anträge beschäftigen sich zum Teil 
recht ausführlich mit der Steuerpolitik. 
Gefordert wird dabei u. a. die Ge-
währung eines erhöhten Arbeitneh-
merfreibetrages; Einführung der Lohn-
steuerfreiheit für Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld bis zur Höhe eines Monats-
lohnes; feste Prozentsätze für Wer-
bungskosten (mindestens 15 Prozent) 
und Sonderausgaben (mindestens 25 
Prozent) des steuerpflichtigen Einkom-
mens von Arbeitnehmern; Heraufset-
zung der Kilometerpauschale; unver-
zügliche Rückzahlung des Konjunktur-
zuschlages; Unterbindung der Steuer-
flucht ins Ausland usw.

treter in den Jugendringen richtet sich 
die Aufforderung, sich weiterhin für 
den Ausschluß der „Deutschen Ju-
gend des Ostens" einzusetzen.



Argumente ohne Beweiskraft
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Besser in
durch
NACHRICMTEi

Die handelspolitischen Maßnahmen der Nixon-Regierung als Folge der Dollar-
krise kommen den Unternehmern in der Bundesrepublik zur diesjährigen Lohn-
runde wie gerufen. Sie nehmen diese Gelegenheit zum Anlaß, gegen die Lohn-
forderungen der Arbeiter und Angestellten und ganz speziell gegen die Forde-
rungen der Metallarbeiter, deren Verträge zum 30. September 1971 gekündigt 
wurden, Sturm zu laufen. Schützenhilfe bekommen sie dabei von der groß-
bürgerlichen Presse und besonders vom Deutschen Industrieinslitut als Inter-
essenvertretung der Konzerne und Monopole, das die Behauptung aufstellt, 
die Handelsbeschränkungen der US-Regierung führten „zu einem Ruin des 
deutschen Ameiika-Exports".

Dollarkrise hat keinen Einfluß auf Ertragslage 
Preissteigerungen zehren Lohnerhöhung auf

Wenn die IG Metall ihre Lohnforde-
rungen auf 9 bis 11 Prozent begrenzt, 
wird sie kaum eine reale Einkorn-

Es gibt keine Argumente, den Arbei-
tern und Angestellten und ihren Ge-
werkschaften die Berechtigung zu an-
gemessenen Lohnforderungen abzu-
sprechen. Allen Beschwichtigungsver-
suchen der Bundesregierung zum Trotz 
steigen die Preise unvermindert wei-

Man könnte diese Beispiele beliebig 
vermehren, immer aber ist festzustel-
len, daß nicht die Löhne und Gehälter 
für Produktionskrisen der Betriebe 
verantwortlich sind, sondern Unfähig-
keit der Unternehmensleitungen und 
das Profitstreben der Konzerne, die 
ohne Rücksicht auf die Arbeiter und 
Angestellten ihren Herrschaftsbereich 
arrondieren und Tausende von Exi-
stenzen dabei vernichten.

Besonderes Aufsehen erregte in der 
Öffentlichkeit die zu erwartende Still-
legung der renommierten Braunschwei-
ger Voigtländer-Werke, die vor Jah-
ren von der Zeiss-Ikon AG übernom-
men wurden. In diesem Unternehmen 
werden fast 2000 Belegschaftsmitglie-
der ihren Arbeitsplatz verlieren, ohne 
die Sicherheit zu haben, einen neuen 
Arbeitsplatz in Braunschweig zu fin-
den. Der Betriebsleitung wird der Vor-
wurf gemacht, nicht rechtzeitig genug 
auf moderne Prouktionsmethoden und 
marktgängige Fotoapparate umgestellt 
zu haben, aber der Betriebsrat spricht 
davon, daß die Zeiss-Ikon AG im Zuge 
von Rationalisierungsmaßnahmen den 
Betrieb liquidieren will. Schließlich 
gibt es Schwierigkeiten im Schuhkon-
zern Salamander, der in eine Absatz-
krise geriet, deren Ende noch nicht 
abzusehen ist.

Zur Zeit bereitet die Bundesregierung 
im Hinblick auf den Bundesetat 1972 
neue Steuererhöhungen für Mineralöl, 
Tabak und Branntwein vor, und die 
Bundesbahn will im nächsten Jahr die 
Tarife im Berufs-, Schüler- und Sozial-
verkehr um 10 bis 15 Prozent erhöhen, 
nachdem die Bundespost mit zum Teil 
erheblichen Steigerungen ihrer Ge-
bühren begonnen hat. Sicher ist, daß 
1972 Strompreiserhöhungen zu erwar-
ten sind, die sich um 10 Prozent be-
wegen und auch Industriegüter um 
3 bis 5 Prozent hinaufgehen.

menserhöhung für ihre Mitglieder er-
reichen können. Denn nicht nur die 
schon erfolgten Preissteigerungen ver-
mindern eine Lohn- und Gehalts-
erhöhung, sondern auch die zu erwar-
tende Preisentwicklung läßt befürch-
ten, daß mit einer lOprozentigen nomi-
nellen Lohn- und Gehaltserhöhung 
bestenfalls die bisherigen Realeinkom-
men der Metallarbeiter abgesichert 
werden können.

ter an und nähern sich der 6-Prozent- 
Grenze. Der Lebenshallungsindex für 
einen Vier-Personen-Arbeitnehmer- 
Haushalt ist seit Juli 1970 um 6,2 Pro-
zent angestiegen. In der gleichen Zeit 
erhöhten sidi die Dienstleistungen um 
6,7 und die Mieten um 6,2 Prozent.

Die für viele Metallarbeiter unver-
ständliche Zurückhaltung der Großen 
Tarifkommissionen entspricht auch 
keineswegs den Forderungen der Be-
triebskollegen. Die auf unzulängliche 
9 bis 11 Prozent zurückgeschraubte 
Lohnforderung steht auch im Wider-
spruch zu vielen Anträgen an den 
10. Gewerkschaftstag der IG Metall, 
in denen energische Maßnahmen ge-
gen Preissteigerungen gefordert wer-
den und verlangt wird, „den durch-
geführten Preiserhöhungen bei den 
im Herbst durchzuführenden Lohn- 
und Gehaltsverhandlungen Rechnung 
zu tragen" (Antrag der Verwaltungs-
stelle Essen). Und ein Bremer Antrag 
fordert, daß zur Vorbereitung künf-
tiger Tarifpolitik die Öffentlichkeit 
darüber aufgeklärt werden soll, „daß 
für Preissteigerungen ausschließlich 
die Unternehmer und deren Profit-
streben verantwortlich gemacht werden 
müssen". sr

Tatsächlich kann von einer ernsthaf-
ten Gefahr für den Export nach den 
USA nicht gesprochen werden. Abge-
sehen davon, daß nur 9,1 Prozent der 
Gesamtausfuhr aus der Bundesrepu-
blik in die USA gehen, wird der wich-
tigste Exportartikel, nämlich Autos, 
die rund ein Viertel des Exportvolu-
mens ausmachen, vom lOprozentigen 
Importzuschlag der Nixon-Regierung 
nicht betroffen, weil gleichzeitig die 
bisherige 7prozentige Kauftaxe, die 
in den USA auf bestimmte Artikel, 
wie z. B. Autos, erhoben wird, weg-
fällt. Nach einer Feststellung des 
Münchener Ifo - Instituts für Wirt-
schaftsforschung ist aber auch für 
andere Industriezweige die Beeinträch-
tigung des Amerika-Exportes „nicht 
besorgniserregend".

Das gleiche erklärt die IG Metall in 
einer Pressemitteilung, in der es heißt, 
daß die Maßnahmen der USA keine 
„Katastrophenstimmung" rechtfertigen, 
weil nur 3 bis 4 Prozent des Umsatzes 
der Metallindustrie nach den USA 
gehen. Die Absicht der Unternehmer, 
aus den wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen Nixons „Kapital für die be-
vorstehenden Tarifbewegungen 
schlagen", sei allzu durchsichtig.

Nun ist es für die Gewerkschaften 
nichts Neues, wenn die Unternehmer 
Lohnverhandlungen mit Klageliedern 
einleiten und vor wie nach jedem 
Tarifabschluß den Ruin der Wirtschaft 
prophezeien. Es ist darum nicht zu-
fällig, wenn sich in diesen Wochen 
Zeitungsberichte über Betriebstill-
legungen und Produktionseinschrän-
kungen häufen. Es gibt zwar in einer 
Reihe Betriebe wirtschaftliche Schwie-
rigkeiten, die zu Entlassungen und 
Kurzarbeit führten bzw. führen wer-
den. Untersucht man jedoch die Situa-
tion in diesen Unternehmen, so ist 
festzustellen, daß der Grund für Kri-
sen nicht etwa im „Lohnkostendruck" 
zu suchen ist, sondern in mangelhaf-
ten Leistungen des Managements oder 
in der Absicht der Konzerne, Tochter-
betriebe aufzugeben, deren Rentabili-
tät den Profitvorstellungen der Kon-
zernleitungen nicht mehr entspricht.

Hierzu einige Beispiele: Im Ulmer 
Magirus-Werk, ein Teilbetrieb
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Klöckner - Humboldt - Deutz - Konzerns, 
müssen 4500 Arbeitnehmer kurzarbei-
ten, weil die Unternehmensleitung 
sich bei der Produktion von Last-
wagen verkalkuliert hatte. Das Volks-
wagen -Werk, „Nationalmonument" 
der Bundesrepublik, hat im vergan-
genen Jahr Gewinneinbußen erlitten 
und gerät in Gefahr, ohne Gewinn 
abzuschließen. Auch hier liegen die 
Ursachen in einer falschen Geschäfts-
politik der Konzernführung, und die 
am 24. September stattfindende Auf-
sichtsratssitzung will darum den ver-
antwortlichen Generaldirektor Lotz 
abhalftern.
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Bonner Gesetzesplan zementiert Vermögensverteilung 
Vermögenskonzentration in der BRD weiter verschärft

Mineralölverarbeitung:
Nur 3,8 Prozent Lohnkosten

zent
was

Gegenwärtig wird in Bonn auf der 
Grundlage eines „Vier-Staats-Sekre- 
täre-Papiers" vom Oktober 1970 im 
Arbeits-, Finanz- und Wirtschaftsmi-
nisterium ein Gesetzentwurf zusam-
mengezimmert, der im Spätherbst 
dem Kabinett und dem Bundestag vor-
gelegt werden und zusammen mit der 
sogenannten Steuerreform am 1. Ja-
nuar 1974 in Kraft treten soll. Nach 
bisher bekanntgewordenen Informa-
tionen sollen ab diesem Zeitpunkt 
die Unternehmer einen geringfügigen 
Prozentsatz vom Wert der Investi-
tionen bzw. dem ausgewiesenen Rein-
gewinn abführen. Diese Abgaben sol-
len an zu bildende Beteiligungsfonds

Macht- und Besitzverhältnissen nicht 
das geringste geändert. Vielmehr wer-
den einerseits Illusionen in die Arbei-
terklasse getragen, als könne man 
Produktionsvermögen erwerben und 
andererseits sollen die Arbeiter ge-
zwungen werden, ihre Konsumtion 
zugunsten der Unternehmer und des 
Staates für zusätzliche Investitions-
mittel einzuschränken.

Nach einer jetzt veröffentlichten Stu-
die des Bonner Wirtschaftswissen-
schaftlers Siebke hat die Vermögens-
konzentration in der Bundesrepublik 
noch weiter zugenommen. Hatten im 
Jahre 1960 nur 1,7 Prozent aller Haus-
halte bereits 70 Prozent des Produk-
tionsvermögens in ihren Händen, er-
höhte sich dieser Anteil für die gleiche 
Personengruppe bis 1966 auf 74 Pro-
zent. In den Händen dieser kleinen 
Minderheit von weniger als zwei 
Prozent der rund 21 Millionen Haus-
halte befanden sich zugleich 90 Pro- 

des gesamten Aktienkapitals, 
die immer wieder behauptete 

breite Streuung der Aktien Lügen 
straft.

Keine „große Lösung” abgeführt und diese Fonds .in das 
Banken- und Sparkassensystem ein-
gegliedert und' dezentralisiert aufge-
baut werden“ (.Welt der Arbeit“ vom 
25. 6. 1971).

An diesen Fonds sollen die Arbeiter 
.Anteilscheine“ erwerben können, die 
sie aber nur erhalten, wenn sie eine 
Eigenleistung in Höhe von etwa 
10 Prozent des Wertes der Anteil-
scheine aufbringen. Wenn alle Arbei-
ter und Angestellten sich solche An-
teilscheine kaufen würden, so beliefe 
sich der Nominalwert je Wertpapier 
auf etwa 200 DM bei einer vorgese-
henen Gesamtsumme der Vermögens-
abgabe von rund 4 Milliarden DM. 
Für die Unternehmer würde diese 
Abgabe keinen Pfennig kosten, weil 
sie an die Stelle der bisherigen In-
vestitionssteuer treten soll.

Eine Mitbestimmung der Gewerkschaf-
ten bei den zu bildenden Fonds wird 
ausdrücklich ausgeschlossen. Auch 
dann, wenn die einzelnen Arbeiter im 
Laufe der Jahre Anteilscheine im 
Werte von einigen Tausend DM in 
Händen hätten, könnten sie damit 
nicht über Produktionsmittel verfü-
gen. Ihr „Vermögen" gehört dem kapi-
talistischen Produktionsprozeß, und sie 
müßten damit die eigene Ausbeutung 
mitfinanzieren.

Zur Konzentration gesellschaftlicher Macht in der BRD stellte das Wirtschafts-
wissenschaftliche Institut der Gewerkschaften (WWI) kürzlich fest: „Die Haupt-
entscheidungen im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereich werden nur 
von wenigen hundert Personen getroffen." Diese Personengruppe verfüge über 
die sozialökonomische Macht und sei im wirtschaftlichen Bereich direkt und 
im gesellschaftlichen Bereich indirekt „mit den Großunternehmen und Kon-
zernen, den Großbanken und großen Kapitaleigentümem verbunden" (DGB- 
Nachi ichten-Dienst vom 16.8. 1971). Der von der Bundesregierung laut Beschluß 
vom 11. Juni 1971 in Aussicht gestellte Gesetzentwurf für „eine große Lösung" 
der „Vermögensbildung der Arbeitnehmer" will weder diese Vermögenskon-
zentration antasten noch den Gewerkschaften Verfügungsgewalt über die Pro-
duktionsmittel verschaffen.

Beide Varianten entsprechen nicht den 
Interessen der Arbeiterklasse und ha-
ben die Aufgabe, mitzuhelfen, die vor-
handenen Herrschaftsstrukturen zu 
stabilisieren und zugleich die werk-
tätige Bevölkerung zu schröpfen. Statt 
den gegen die Interessen der Arbei-
ter gerichteten Gesetzesplan zu begrü-
ßen, sollten die Gewerkschaften die-
sem Vorhaben offensiv den Kampf an-
sagen und Aktionen für ein wahrhaft 
fortschrittliches Betriebsverfassungsge-
setz, echte Mitbestimmungsrechte und 
Nationalisierung der Schlüsselindu-
strien einleiten. Nur auf diesem Wege 
kann die Arbeiterklasse in der Per-
spektive einmal Eigentümer von Pro-
duktionsmitteln werden und wirkliche 
Verfügungsgewalt ausüben.

Werner Petschick
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Für die Beschäftigten der mineralöl-
verarbeitenden Industrie hat die dies-
jährige Lohn- und Gehaltsbewegung 
begonnen. Wie das Organ der IG 
Chemie - Papier - Keramik, .Gewerk-
schaftspost", September-Ausgabe, mit-
teilt, ist die wirtschaftliche Situation 
in dieser Branche durch „steigende 
Produktivität und steigende Preise bei 
steigender Nachfrage“ gekennzeichnet. 
Dagegen zeige der Anteil der Löhne 
und Gehälter am Umsatz fallende Ten-
denz. Nach letzten Untersuchungen 
war die Mineralölindustrie in den 
ersten vier Monaten dieses Jahres 
auf je 100 DM Umsatz nur mit 3,80 DM 
Lohn- und Gehaltskosten belastet. Im 
Durchschnitt der gesamten Industrie 
betrug dieser Anteil 22,10 DM.

Wenn die Untemehmerverbände die-
sen Regierungsplan ablehnen, so sind 
dafür keine grundlegenden, sondern 
taktische Motive maßgebend. Sie wol-
len, daß die einzelnen Arbeiter nur 
über tarifvertragliche Abmachungen 
einen Teil des Lohnes, unter Umge-
hung von Fonds, direkt bei den Ban-
ken bzw. den eigenen Unternehmen 
anlegen oder richtiger gesagt, zwangs-
sparen. Die SPD/FDP-Regierung be-
absichtigt dagegen, mit Hilfe der Fonds 
die Investitionen zugunsten der Pro-
fitinteressen des gesamten kapitalisti-
schen Systems zu beinflussen und not-
wendige staatliche Investitionen auf 
den Bildungs-, Gesundheits-, Ver-
kehrs- und anderen Sektoren mit dem 
Geld der Arbeiter und Angestellten 
finanzieren zu helfen.

Die Zunahme der Vermögenskonzen-
tration zugunsten weniger hundert 
Milliardäre und Multimillionäre be-
deutet nicht nur eine verstärkte Kon-
zentration ökonomischer Macht, son-
dern auch eine weiter wachsende po-
litische Macht. Letztere wird nach Fest-
stellungen des WWI vor allem über 
den Einfluß „in den kapitalorientier-
ten Verbänden, in bestimmten Par-
teien, in der Staatsbürokratie, in der 
Publizistik sowie im Erziehungs-, 
Wissenschafts- und Forschungsbe-
reich" im Profitinteresse ausgeübt. 
Diese „einmalige Machtfülle" werde 
entweder nur unzureichend oder über-
haupt nicht demokratisch kontrolliert.

Angesichts dieser Situation kann die 
Schlußfolgerung für die Gewerkschaf-
ten nur lauten, den Kampf für eine 
wirksame Mitbestimmung und Kon-
trolle aufzunehmen sowie die Über-
führung der Schlüsselindustrien, der 
großen Bank- und Versicherungskon-
zerne in Gemeineigentum zu fordern. 
Jedoch hat stattdesesn der DGB-Bun-
desvorstand das von der Bundesre-
gierung für den Spätherbst in Aus-
sicht gestellte Geselzesvorhaben für 
eine große Lösung der „Vermögens-
bildung der Erwerbstätigen" begrüßt. 
Ebenso wie mit dem 312-DM- bzw. 
624-DM-Gesetz die Vermögenskon-
zentration in den Händen weniger 
noch verstärkt wurde, wird auch mit 
dem geplanten neuen Gesetz an den 
bestehenden staatsmonopolistischen 
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Ursachen und Folgen der Krise im Währungssystem 
Dollarkrise: Vergleichsverfahren oder Konkurs?

des Dollars in Fort Knox gehorteten 
Goldschätze in Höhe von 10 Milliarden 
Dollar nur rund ein Fünftel dessen 
darstellen, was bei den Notenbanken 
an Dollarguthaben vorhanden ist — 
die Möglichkeit, eine amerikanische 
Bankrotterklärung zu erzwingen, war 
demnach zumindest theoretisch jeder-
zeit gegeben.

Mit Hilfe dieses Programms soll ein 
letzter verzweifelter Versuch unter-
nommen werden, die mit dem Begriff 
der „Stagflation" umschriebenen wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten der USA 
— ständig forcierte Inflation bei öko-
nomischer Stagnation — auf Kosten 
der amerikanischen Werktätigen zu 
beheben und gleichzeitig auf Kosten 
der Werktätigen anderer Länder die 
Vormachtstellung der USA im impe-
rialistischen System, die zumindest 
ökonomisch in ihren Grundfesten er-
schüttert ist, zu stabilisieren.

Der aufmerksame Beobachter der wirtschaftlichen Szenerie hat sich schon seit 
einigen Jahren daran gewöhnt, in immer kürzeren Abständen Währungskrisen 
und währungspolitische Auseinandersetzungen zwischen den verschiedenen 
imperialistischen Ländern zu registrieren, die seit dem Frühjahr dieses Jahres 
trotz der abenteuerlichsten und kompliziertesten Abwehrmaßnahmen einzelner 
Staaten zu einer permanenten Erscheinung des Wirtschaftslebens wurden. Ihren 
vorläufigen Höhepunkt erreichten sie mit der am 16. August vom amerika-
nischen Präsidenten Nixon verkündeten Entscheidung, den Dollar nicht mehr 
in Gold umzutauschen, auf Importe eine lOprozentige Sondersteuer zu legen 
und neben Steuererleichterungen der verschiedensten Art für die Unternehmer 
einen 90tägigen Lohn- und Preisstopp zu verfügen.

Die Finanzierung der insbesondere 
durch die Eskalation des Vietnam- 
Krieges immer hektischer steigenden 
Rüstungskosten aber war nur möglich 
durch staatliche Kredite, oder genauer 
gesagt, durch das amerikanische Pri-
vileg, Papierdollars zu drucken, um 
das ständig größer werdende Defizit 
des Staatshaushalts abzudecken. Die 
durch die Papiergeldvermehrung stark 
beschleunigte Inflation aber vermin-
derte die Kaufkraft des Dollars von 
Jahr zu Jahr. Die dominierende Indu-
striemacht des Imperialismus und der 
Dollar als dessen Leitwährung wur-
den damit statt zum Fundament des 
kapitalistischen Geld- und Währungs-
systems zum entscheidenden Ausgangs-
punkt währungspolitischer Krisen.

überraschend kamen die jetzt ver-
kündeten Maßnahmen eigentlich nicht. 
Als nach dem Kriege von 44 Ländern 
durch das Abkommen von Bretton 
Woods der Internationale Währungs-
fonds gegründet wurde, waren die 
USA als das einzige bedeutende im-
perialistische Land, das von den Zer-
störungen des zweiten Weltkrieges 
nicht betroffen worden war, in der 
eindeutig stärksten Position. So lag 
es nur nahe, daß alle anderen Mit-
glieder des Internationalen Währungs-
fonds ihre Währungen auf den USA- 
Dollar bezogen und die amerikanische 
Regierung ihre seit den 30er Jahren 
bestehende Verpflichtung erneuerte, 
jederzeit 35 Dollar gegen 1 Unze Fein-
gold einzutauschen.

Die erste große Erschütterung, die den 
Internationalen Währungsfonds an 
den Rand der Liquidation brachte, er-
folgte 1968. Noch im Februar hatte 
der damalige Präsident Johnson mar-
kig verkündet, er werde den Dollar 
bis zur letzten Goldunze verteidigen. 
Zwei Monate später entband sich die 
amerikanische Regierung von der be-
dingungslosen Verpflichtung zur Ein-
wechslung von Dollars in Gold und 
beschränkte sie auf die staatlichen 
Notenbanken, die wiederum erklär-
ten, sie wollten im Interesse der Funk-
tionstüchtigkeit des kapitalistischen 
Währungssystems von diesem Recht 
keinen Gebrauch machen. Das war um 
so notwendiger, als die zur Deckung

von jedem Budgetdollar mehr als 70 
Cents für vergangene, gegenwärtige 
und künftige Kriege aus und stellt für 
die Kriegsmaschinerie mehr Geld zur 
Verfügung als „alle Behörden auf 
Bundes-, Staaten- und kommunaler 
Ebene für Gesundheitsfürsorge und 
Krankenhäuser, für das Bildungswesen, 
für Altersversorgung und Pensionen, 
für öffentliche Unterstützung und Für-
sorge, Arbeitslosigkeit, Sozialversiche-
rung, für den Wohnungsbau, für kom-
munale Zwecke und für die Unter-
stützung der Landwirtschaft. Von je-
dem Steuerdollar bleiben etwa 11 Cents 
übrig für den Aufbau der amerika-
nischen Gesellschaft."

Der Dollar war durch diesen unver-
rückbaren Goldpreis zum Fixpunkt für 
alle anderen Währungen, zur Leit- 
und Reservewährung des kapitalisti-
schen Systems, geworden. Allerdings 
wurde diese zentrale Stellung schon 
ein knappes Jahrzehnt nach dem Ab-
kommen von Bretton Woods ernsthaft 
in Frage gestellt — ausgelöst durch 
die ungeheuren Rüstungsaufwendun-
gen der USA im Zusammenhang mit 
dem Korea-Krieg — und mit dem wei-
teren Anziehen der Rüstungsspirale 
sowie mit den ständig steigenden 
Kosten für die Globalstrategie in den 
folgenden Jahren immer häufiger an-
gegriffen.

Frankreich, das sich dem Vorgehen 
der anderen Länder nicht angeschlos-
sen hat, bezog übrigens vom ameri-
kanischen Schatzamt noch im Mai 1971 
Gold im Gegenwert von 282 Millionen 
und Anfang August von 191 Millionen 
Dollar und machte dabei ein großes 
Geschäft: Während nämlich nach dem 
offiziellen Kurs für eine Feinunze nur 
35 Dollar bezahlt werden müssen, 
kostete sie auf dem freien Markt zu 
diesem Zeitpunkt bereits 44 Dollar 
und ist inzwischen noch teurer gewor-
den. Faktisch entsprach das zu diesem 
Zeitpunkt bereits einer Abwertung 
des Dollars um rund ein Drittel.

Die Frage nach dem faktischen Wert 
einer Leitwährung, die völlig vom 
Wohlverhalten der Notenbanken an-
derer Länder abhängig ist und im 
übrigen wie Saueibier angeboten wird, 
so daß in den meisten Ländern Maß-
nahmen gegen das Einströmen großer 
Dollarmengen ergriffen wurden (die 
Erwartung einer Dollarabwertung bzw. 
Aufwertung anderer Währungen heizte 
diese Spekulation noch besonders an), 
wurde in den letzten Monaten häufig 
gestellt. Sie muß jetzt, nachdem sich 
der Dollar offiziell vorn Gold gelöst 
hat und damit das Fundament zerstört 
ist, auf dem das in Bretton Woods 
geschaffene Währungssystem aufge-
baut worden ist, konkret beantwortet 
werden.

Wie die „International Herald Tri-
büne“ am 28. 10. 1969 feststellte, gibt 
die amerikanische Bundesregierung

Die Atmosphäre dazu ist allerdings 
nicht gerade günstig für die USA. 
Nachdem sie mit der lOprozentigen 
Sondersteuer auf einen bedeutenden 
Teil der Importe den Handelskrieg 
eröffnet haben, wodurch manche Ex-
porteure aus anderen Ländern in be-
stimmte Schwierigkeiten geraten dürf-
ten, werden sich zweifellos die Fron-
ten verhärten. Zwar wird sicher der 
Versuch unternommen werden, den 
drohenden Konkurs der amerikani-
schen Währung durch einen Vergleich 
zumindest aufzuschieben — schließlich 
gehl es ja um die Grundwährung des 
gesamten imperialistischen Systems. 
Andererseits aber dürften sich die 
Hauptgläubiger, also die Länder mit 
den höchsten Dollarbeständen, kaum 
dazu bereitfinden, die bei derartigen 
Verfahren stets auftretenden Verluste 
ohne entsprechende Gegenleistungen 
zu tragen. Es liegt daher durchaus 
nahe, daß zunächst einmal eine Über-
gangslösung angestrebt wird, die je-
doch — das scheint ziemlich sicher — 
schon nicht mehr allein unter dem 
Zeichen des. Sternenbanners stehen 
dürfte. L. K.
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Die staatliche Steuerpolitik ist unsozial 
Bundesbank bestätigt skandalösen Zustand

lieh „verschlechterten Gewinnsituation 
der Unternehmen".

Ist schon aus diesen Durchschnittszah-
len keine Gewinnschmälerung zu er-
sehen, so wird die Angelegenheit noch 
deutlicher, wenn man berücksichtigt, 
daß sich das Nominalkapilal der er-
faßten Aktiengesellschaften in den an-
gegebenen Jahren von 16,4 über 23,3 
auf 29,7 Milliarden DM erhöhte, dabei 
zu einem beachtlichen Teil durch die 
Ausgabe von Gratisaktien. Aber selbst 
wenn man den zuletzt genannten Fak-
tor außer Betracht läßt, erhöhten sich 
die an die Aktionäre ausgeschütteten 
Dividendensummen von 2006 Millio-
nen DM 1960 über 3152 Millionen DM 
1965 auf 4674 Millionen DM 1970, also 
im untersuchten Jahrzehnt um mehr 
als 130 Prozent. Kr.

Auch die reinen Steuereinnahmen des 
Staates, die 1970 eine Höhe von 154 
Milliarden DM erreichten, haben sich 
im letzten Jahrzehnt in etwa gleichem 
Tempo wie das Bruttosozialprodukt 
entwickelt. Die von der Bundesbank 
errechnete Steuerquote (Gesamtsteuer-
aufkommen im Verhältnis zum jewei-
ligen Bruttosozialprodukt zu Markt-
preisen) betrug zwischen 1960 und 
1965 23,4 Prozent und zwischen 1966 
und 1970 23,1 Prozent.

Da auch die Anteile der Gewerbe-
steuern sowie der Verbrauchssteuern 
und Zölle (in erster Linie durch die 
Abschaffung der Binnenzölle in der 
EWG) leicht zurückgegangen sind, die 
Anteile der Umsatzsteuern nach leich-
ten Schwankungen wieder auf den 
Stand von 1960 einpendelten, ist es 
einzig und allein die Lohnsteuer, die 
im letzten Jahrzehnt den relativen 
Ausfall anderer Steuern ausgleichen 
konnte. Abgesehen von 1965, als aus 
wahltaktischen Gründen eine Steuer-
senkung erfolgte, und dem Krisenjahr 
1967 hat sich das Lohnsteueraufkom-
men stets schneller erhöht, als das 
Bruttosozialprodukt.

Soweit man also nur diese globalen 
Zahlen betrachtet, vollzog sich eine 
weitgehend stetige Entwicklung ohne 
bemerkenswerte Sprünge. Völlig an-
ders sieht dagegen das Bild aus, wenn 
man die Entwicklung der einzelnen 
Steuerarten näher untersucht.

Die veranlagte Einkommensteuer, die 
wichtigste Unternehmersteuer, ist in 
den ersten Jahren des untersuchten 
Zehnjahreszeitraumes noch schneller 
gestiegen als das Bruttosozialprodukt 
und erreichte 1963 ihren bisherigen 
relativen Höchststand mit einem An-
teil von 3,5 Prozent am Bruttosozial-
produkt. Seitdem ist das Aufkommen 
aus dieser Steuer nur noch gering-
fügig gestiegen, im Krisenjahr 1967 
absolut zurückgegangen und hat sich 
in den Konjunkturjahren 1968 und
1969 lediglich um 3 bzw. 4 Prozent er-
höht. 1970, im Jahr der bisher höch-
sten Profite, ist die Einkommensteuer 
absolut um 6 Prozent gesunken, wo-
durch sich der Anteil dieser Steuer 
am Bruttosozialprodukt auf 2,4 Pro-
zent verminderte. Zwischen 1963 und
1970 wurde demnach der Anteil der 
Einkommensteuer am Gesamtsteuer-
aufkommen um fast ein Drittel ver-
ringert.

Ganz und gar nicht paßt allerdings in 
dieses Gemälde eine vom Statistischen 
Bundesamt in Wiesbaden monatlich 
veröffentlichte Statistik über die als 
Dividenden ausgezahlten Gewinne der 
börsennotierten Aktiengesellschaften 
(Dividenden stellen zwar nur einen 
bescheidenen Teil der wirklichen Ge-
winne dar, ihre Entwicklungstendenz 
kann aber als ein ungefährer Anhalts-
punkt für den Trend der Gewinnent-
wicklung angesehen werden). Danach 
erhöhten sich die Dividendensätze von 
12,24 Prozent 1960 über 13,91 Prozent 
1965 auf 15,74 Prozent 1970.

Die entscheidende Begründung für die 
Strukturveränderungen innerhalb des 
Steueraufkommens zuungunsten der 
Werktätigen aber sieht sie darin, daß 
sich der Anteil der „Unselbständigen“ 
an der Zahl der Erwerbstätigen von 
77,5 Prozent 1960 auf 82,5 Prozent 1970 
erhöht hat, wodurch sich der Anteil 
des Einkommens aus unselbständiger 
Arbeit am Volkseinkommen ver-
größert habe, während gleichzeitig die 
Gewinnspannen der Unternehmen 
rückläufig gewesen seien. Und das 
schwerindustrielle Düsseldorfer „Han-
delsblatt“ fing diesen Ball auf und 
versicherte seinen Lesern am 11. Au-
gust 1971 in Balkenüberschrift, der 
Rückgang der Einkommenssteuer sei ein 
Beweis für eine neue Verteilungs-
struktur. Mit anderen Worten: Die 
Arbeiter sind selbst schuld daran, 
wenn sie soviel Steuern zahlen. Hät-
ten sie durch ihre Lohnforderungen 
den Unternehmern nicht die Gewinne 
beschnitten, würde das Bild ganz an-
ders aussehen.

Im Bericht der Deutschen Bundesbank für den Monat August 1971 wird eine 
aufschlußreiche Analyse über die Entwicklung der Einnahmen der verschiedenen 
staatlichen Gebietskörperschaften der Bundesrepublik in den letzten zehn Jahren 
veröffentlicht. Nach diesen Angaben haben die Gesamteinnahmen von Bund, 
Ländern und Gemeinden (einschließlich Lastenausgleichsfonds und ERP-Sonder- 
veimögen) 1970 rund 184 Milliarden DM betragen. Das war doppelt soviel 
wie 1960. Da aber in den betrachteten zehn Jahren auch das Bruttosozialprodukt 
um das Doppelte gestiegen ist, blieb die Einnahmequote mit 27 Prozent konstant.

Angesichts dieser eindeutigen stati-
stischen Dokumentation sollte man 
annehmen, daß damit die Sachlage

Machten die Lohnsteuern 1960 noch 
2,7 Prozent des Bruttosozialprodukts 
aus, so war ihr Anteil 1970 mit 5,2 
Prozent nahezu doppelt so hoch. Ver-
glichen mit den beiden wichtigsten 
Unternehmersteuern ergibt sich, daß 
die Arbeiter und Angestellten am An-
fang des betrachteten Zehnjahreszeit-
raums etwa halb soviel Steuern zah-
len mußten, wie die Unternehmen, 
1970 aber rund 40 Prozent mehr.

eigentlich völlig klar wäre. Aber weit 
gefehlt, selbst für derartige Zahlen, 
in denen der Tenor der staatlichen 
Wirtschafts- und Finanzpolitik deut-
lich zum Ausdruck kommt, findet man 
in Frankfurt noch eine Erklärung, wo-
nach die Wirklichkeit dennoch ganz 
anders aussehen soll. So erläutert 
denn die Bundesbank — „objektiv“ 
ist sie nämlich auch! —, daß zwar 
durch einige steuerliche Vergünstigun-
gen für Investitionen und durch Ein-
kommensverlagerungen in „Steuer-
oasen" im Zusammenhang mit inter-
nationalen Verflechtungen das Auf-
kommen an Unternehmersteuern auch 
negativ beeinflußt worden ist.

Daß damit noch keineswegs der End-
punkt dieser unsozialen, einzig den 
Profit begünstigenden staatlichen 
Steuerpolitik erreicht ist, bestätigt die 
Bundesbank in ihrer abschließenden 
Prognose für die Zeit bis 1975: Danach 
wird damit gerechnet, daß der Anteil 
der Steuern am Bruttosozialprodukt 
von gegenwärtig 23,1 auf künftig 
23,7 Prozent steigt. Man hält es aller-
dings für fraglich, „ob die in der Ver-
gangenheit beobachtete rückläufige 
Entwicklung der Veranlagungssteuern 
(also der Unternehmersteuern) tat-
sächlich zum Stillstand kommen werde. 
Ganz sicher aber rechnet die Bundes-
bank damit, daß das Lohnsteuerauf-
kommen im Verhältnis zum Brutto-
sozialprodukt auch weiterhin 
proportional zunimmt."

Noch weit ausgeprägter war die rück-
läufige Entwicklung bei der zweiten 
wichtigen Unternchmersteuer, der Kör-
perschaftsteuer. Den höchsten bisher 
erreichten Wert — gemessen am 
Bruttosozialprodukt — hatte sie mit 
2,3 Prozent bereits 1961 erreicht, 1970 
waren es nur noch 1,3 Prozent. Den 
absoluten Rückgang des Körperschaft-
steueraufkommens im vergangenen 
Jahr begründete die Bundesbank in 
ihren Erläuterungen mit einer angeb-

9/71
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«Der Erfolg der Gewerkschaften hängt 
davon ab", heißt es in der These 30,
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regionalen und überregio- 
Gewerkschaftsveranstaltungen

„daß sie den Versuchen der Unter-
ordnung der Arbeiterklasse und ihrer 
Organisationen unter das monopol-
kapitalistische System die Mitwirkung 
versagen und konsequent entgegen-
treten, daß sie die Solidarität der Ar-
beiter für die Durchsetzung ihrer so-
zialen und demokratischen Forderun-
gen vorantreiben, daß sie sich noch 
mehr in den Betrieben verankern 
und alle Mitglieder an eine aktive 
Gewerkschaftsarbeit heranführen.“

Willi Bechtle, ein weil über die Gren-
zen Baden-Württembergs hinaus be-
kannter kommunistischer Arbeiter- und 
Gewerkschaftsfunktionär, starb im Al-
ter von 65 Jahren. Willi Bechtle war 
über ein Jahrzehnt in Zuchthäusern 
und Konzentrationslagern während der 
Zeit der nationalsozialistischen Dikta-
tur eingekerkert.

Innerhalb und außerhalb der Organisation der Deutschen Kommunistischen 
Partei findet zur Zeit die Diskussion von Thesen statt, welche die DKP zur 
Vorbereitung ihres Parteitages vom 25. bis 23. November 1971 in Düsseldorf 
der Öffentlichkeit unterbreitet hat. Angesichts des Charakters der DKP als 
Arbeiterpartei ist es nur natürlich, daß sie in den programmatischen Thesen 
besonders umfangreiche Aussagen — neben anderen Problemkomplexen — zu 
Fragen der Wirtschafts- und Sozialpolitik macht. Den Gewerkschaften ist die 
These 30 gewidmet, mit deren Inhalt wir unsere Leser bekannt machen möchten.

Ständiger Ausschuß 
der Arbeiterkonferenzen 
aufgelöst

.Die Kommunisten sehen in den Ge- 
werkschaften die breiteste und um-
fassendste Klassenorganisation der Ar-
beiter und Angestellten", wird darin 
zu Beginn festgestellt. Starke Gewerk-
schaften seien für die erfolgreiche 
Vertretung der allseitigen Forderun-
gen der arbeitenden Menschen not-
wendig. „Jeder Kommunist hat die 
Pflicht, ein aktiver Gewerkschafter zu 
sein und seine Arbeitskollegen für die 
Gewerkschaften zu gewinnen."

Der Konzernstrategie des Kapitals gilt 
es eine von den Arbeiterintercsscm 
bestimmte einheitliche Gewerkschafts-
politik entgegenzusetzen. Notwendig 
ist eine Solidarisierung aller Ge-
werkschafter in den Konzernen, eine 
engere Zusammenarbeit und Koordi-
nierung auch auf internationaler Kon-
zernebene, um so den verschärften 
Angriffen des Kapitals den einheit-
lichen Kampf der Arbeiter und Ange-
stellten entgegenzustellen." -rt

Wenn die Gewerkschaften erfolgreich 
für die Interessen der Arbeiterklasse 
eintreten wollen, müßten sie ihre Un-
abhängigkeit, auch „gegenüber einer 
sozialdemokratisch geführten Bundes-
regierung" bewahren. Wie wahr diese 
Worte sind, verdeutlichen die in 
jüngster Zeit vervielfachten Bemühun-
gen von Mitgliedern der Bundesregie-
rung, in die Tarifautonomie einzu-
greifen und eine staatlich vorgege-
bene Lohn- und Gehaltspolitik durch-
zusetzen. Wie sehr sich diese Aus-
sage mit Auffassungen der Gewerk-
schafter deckt, wird u. a. in zahlreichen 
Anträgen an den Gewerkschaftstag 
der IG Metall erkennbar, die alle den 
Austritt aus der konzertierten Aktion 
der Bundesregierung verlangen, und 
zwar vorwiegend mit dem Argument, 
daß die Wahrung der gewerkschaft-
lichen Unabhängigkeit das erforderlich 
mache.

Die Mitglieder des Ständigen Aus-
schusses der Deutschen Arbeiterkon-
ferenzen aus der DDR und aus der 
BRD haben auf einer Tagung im Au-
gust die Einstellung der Tätigkeit des 
Ständigen Ausschusses beschlossen. Sie 
danken in einer Erklärung allen, die 
am erfolgreichen Wirken des Ständi- 

1 gen Ausschusses und an der fruchtba-
ren Tätigkeit der Arbeiterkonferenzen 
aktiv teilgenommen haben. Einmütig 
wird die Notwendigkeit proletarischer 
Klassensolidarilät zwischen den Ar-
beitern der DDR und den Arbeitern 
der BRD im Kampf gegen Imperialis-
mus und Kriegsgefahr, für Frieden, 
Demokratie und Sozialismus hervor-
gehoben.

DKP bereitet ihren Düsseldorfer Parteitag vor 
These 30 ist den Gewerkschaften gewidmet

Eine andere Aussage der These 30 
wird gerade jetzt, während der Ta-
rifbewegung in der Metallindustrie 
bestätigt, in der die DKP als einzige 
Partei auf der Seite der Gewerk-
schafter steht, zur Durchsetzung ihrer 
Forderungen aufruft und gemeinsam 
mit ihnen die Angriffe von Unter-
nehmern und Regierungsvertretern 
zurückweist. „Die kommunistischen 
Arbeiter und Angestellten sind Teil 
der Gewerkschaften. Sie kämpfen ak-
tiv für die Durchsetzung der den 
Klasseninteressen dienenden Be-
schlüsse dieser Arbeiterorganisation, 
für die Entwicklung der Gewerkschaf-
ten als Klassenorganisation der Ar-
beiterklasse. Sie sind dabei stets um 
das Zusammenwirken von kommuni-
stischen, sozialdemokratischen, christ-
lichen und parteilosen Arbeitervertre-
tern bemüht.

| als

Im Schlußteil der These werden einige 
Gesichtspunkte der Gewerkschafts- . 
arbeit detailliert angesprochen:

Heinz Ruhnau, Innensenator der Hanse-
stadt Hamburg, ehemaliger Bezirks-
leiter der IG Metall in Hamburg, Bre- 

I men und Schleswig-Holstein, denkt — 
wie man hört — wieder an eine Ge-
werkschaftskarriere. Bei einigen ge-
wöhnlich gut informierten IG-Metall- 
Funktionären geht das Gerücht um, 
Ruhnau solle in der Zukunft systema-
tisch und zielstrebig „aufgebaut" wer-
den, um 1974 Otto Brenner als Vor-
sitzenden abzulösen. Brenner stellt 
sich auf dem bevorstehenden 10. Me- 
tall-Gewerkschaftstag in Wiesbaden 
ein letztes Mal zur Wiederwahl. Das 
besondere Interesse an Ruhnau be-
stehe weniger in der IG Metall selbst, 

vielmehr in der Bonner SPD- 
„Baracke". Die an einer Brenner-Nach-
folge Ruhnaus interessierten Kreise 
sähen in ihm die beste Garantie zur 

' „Zähmung" der IG Metall im Sinne 
: eines regierungskonformen Kurses.

Der Abtritt Brenners sei dafür eine 
„langersehnte Gelegenheit". In Ham-
burg, aber nicht nur dort, ist Heinz 
Ruhnau, der sich eine schnelle Karriere 
in der Bundespolitik erhofft hatte, als 
aktiver Befürworter der Notstands-
gesetze in Erinnerung und für seine 
reaktionären Ansichten, und Handlun-
gen bekannt. Vielleicht ist sein in 
letzter Zeit wieder häufigeres Er-
scheinen, teils als Gast, teils als Red-
ner, in 
nalen

„Das Ansehen der Gewerkschaften 
und ihre Glaubwürdigkeit in der Ar-
beiterschaft erfordern die Überwin-
dung von Widersprüchen und Inkon-
sequenzen. Wenn die Gewerkschaften 
konkrete, aktuelle, der Masse der Ar-
beiter und Angestellten verständliche 
Forderungen aufstellen und für ihre 
Verwirklichung mit der ganzen ge-
werkschaftlichen Kraft konsequent 
eintreten und dabei zugleich die inner-
gewerkschaftliche Demokratie entfal-
ten, dann werden sie die Angriffe des 
Großkapitals erfolgreich zurüdeweisen sdiOn Teil einer gezielten Strategie’. .. 
und zugleich ihre Kampfkraft stärken. 
So werden sie auch davor bewahrt, 
daß sich Streikkämpfe ohne ihr Zu- ; 
tun oder gar im Widerspruch zu ihnen , 
entwickeln, daß sich Arbeiter und 
Angestellte ungenügend in ihnen or-
ganisieren, daß ihre Lohnkampfstra-
tegie und -praxis einer immer stärke- j 
ren Kritik ausgesetzt sind. So be- i 
freien sie auch die vielen Gewerk- ; 
Schaftsmitglieder und Vertrauensleute 
aus dem Konflikt, in den sie durch 
die Erfordernisse einer konsequenten 
Vertretung der Interessen der Beleg-
schaften einerseits und einer wider-
spruchsvollen, inkonsequenten Hal-
tung mancher Gewerkschaftsführungen 
andererseits geraten sind.



Soziale Demagogie

Sind Medikamente Heilmittel?

CDU/CSU will Sozialrentner für sich gewinnen
Inkonsequente SPD/FDP-Politik begünstigt diesen Plan

höre ihr Herz nicht dem Großkapital, 
sondern den Rentnern, so geschieht

das lediglich aus purem Parteiegois- 
inus, aus demagogischen Gründen.

Daß Gesundheit unser höchstes Gut sei, wird bei jeder passenden und unpas-
senden Gelegenheit betont. Für die Herren der Medikamente erzeugenden 
Chemiekonzerne in der Bundesrepublik jedoch ist die Gesundheit und Krank-
heit nur eine Quelle höchster Profite. Daran hat auch der Contergan-Skandal 
nichts geändert.

weiligen Konzern den Anteil am Arz-
neimittelmarkt auszubauen.

Weder Ärzte noch Apotheker s nd in 
der Lage, sich bei dem Riesenangebot 
der neuen Medikamente ein eigenes, 
sachkundiges Urteil über deren Wirk-
samkeit und etwaige schädliche Ne-
benwirkungen zu bilden. Sie müssen 
oft einer massiven Werbung der Che-
miekonzerne vertrauen, die aber allein 
darauf abgestimmt ist, für den je-

Die CDU/CSU scheint ihre Hoffnungen auf die Rentner gesetzt zu haben. Die 
Rentner sind immerhin mehr als ein Viertel der wahlberechtigten Bürger 
unseres Landes. Hatte die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ihren Gesetzentwurf 
für die Einbeziehung der Selbständigen in die gesetzliche Rentenversicherung 
mit dem Vorschlag gekoppelt, die Anrechnung beitragsfreier Zeiten zu erleich-
tern (woraus sich für 460 000 Rentner eine Verbesserung ihrer Renten ergeben 
hätte), so formulierte sie zur zweiten und dritten Lesung des 14. Rentenan-
passunggesetzes im Bundestag einen Antrag, nach dem ab 1. Januar nächsten 
Jahres die Sozialrenten nicht nur um 6,3 Prozent, sondern um 11,3 Prozent 
erhöht und die Renten, die 1971 zugegangen sind, mit 4,5 Prozent Erhöhung in 
die nächstjährige Rentenanpassung einbezogen werden sollten.

zu gebieten. Neue Arzneimittel soll-
ten nur dann noch zugelassen werden, 
wenn sie eine bessere Heilwirkung 
als die schon vorhandenen Medika-
mente versprechen. Unabhängige, von 
Ärzten und Gewerkschaften sowie den 
Krankenversicherungen kontrollierte 
Institute sollten Medikamente prüfen, 
bevor sie für den Verkauf zugelassen 
werden, überhaupt sollte Werbung 
für Medikamente unterbunden wer-
den und nur sachliche Hinweise über 
Zusammensetzung und Indikation der 
Arzneimittel erlaubt sein. —PP—
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Die Werbungskosten für Arzneimittel 
betragen in der Bundesrepublik 500 
Millionen bis eine Milliarden DM pro 
Jahr. Damit geben die Arzneimittel-
hersteller rund dreimal so viel für 
Werbung wie für Forschung aus: Wäh-
rend 25 bis 40 Prozent ihres Um-
satzes auf die Werbung entfallen, 
werden nur 10 Prozent für Forschungs-
zwecke aufgewendet.

Schon vor Jahren hat die Weltge-
sundheitsorganisation festgestellt, daß 
rund 50 Prozent der auch in den Apo-
theken der Bundesrepublik angebote-
nen Medikamente entbehrlich sind, 
aber jährlich werden in Westdeutsch-
land rund 1700 neue Mittel ange-

Nach wie vor werden Ärzte, Apothe-
ker und Patienten von einer Flut 
neuer Heilmittel und einer aufdring-
lichen Werbung überschwemmt, von 
denen zwar, bis auf wenige Ausnah-
men, keine Heilwirkungen zu er-
warten sind, die Hersteller sich aber 
neue Gewinne versprechen. So ist 
beispielsweise bei den Farbwerken 
Hoechst die Arzneimittelproduktion 
nur mit 15 Prozent am Umsatz betei-
ligt, aber mit 23 Prozent am Konzern-
gewinn.

Mit beispielloser Unverfrorenheit 
spielt sich die seit zwei Jahren in 
Opposition stehende CDU/CSU als 
„Vorkämpfer" für die Rentner auf, 
obwohl sie 20 Jahre lang als führen-
de Regierungspartei jeden sozialen 
Fortschritt mit der Warnung vor der 
Gefahr eines „totalen Versorgungs-
staates" ablehnte. Während die Ge-
werkschaften anläßlich der 1957 durch-
geführten Rentenreform für Arbeiter 
und Angestellte wie für die Be-
amten, eine automatische und damit 
aktuelle Anpassung der Renten an die 
Entwicklung der Arbeisverdienste for-
derten, setzte die CDU/CSU als Re-
gierungspartei die sogenannte dyna-
mische Rentenanpassung durch. Sie 
trägt damit die Hauptverantwortung 
dafür, daß die Renten drei bis vier 
Jahre hinter der Entwicklung der Ar-
beitsverdienste zurückgeblieben sind 
und im Durchschnitt nur 41 Prozent 
des Arbeitsverdienstes betragen.

Die von der CDU/CSU geführte Re-
gierungskoalition lehnte 1961/62 einen 
Antrag der SPD-Bundestagsfraktion 
ab, die im Regierungsentwurf des 
4. Rentenanpassungsgesetzes vorge-
sehene Erhöhung der Sozialrenten 
von 5 Prozent um weitere 3,3 Prozent 
aufzustocken, 
Versicherten- 
80 DM und
40 DM zu erhöhen. Die CDU/CSU- 
Regierung war es auch, die die Er-
stattungszahlungen und Zuschüsse aus 
dem Bundeshaushalt für die Renten-
versicherung auf weniger als 15 Pro-
zent der Gesamtausgaben der Ren-
tenversicherung kürzte, die 1957 noch 
31 Prozent betrugen.

Für Chemiekonzerne ist Krankheit nur eine Profitquelle 
Gewissenlose Werbung für „Pillenkonsum“ unterbinden!

Bezahlen müssen die hohen Wer-
bungskosten, wie selbstverständlich 
auch die hohen Profite für Tausende 
zum großen Teil völlig überflüssige 
Medikamente die Krankenkassen 
und ihre Versicherten. Es ist höchste 
Zeit, diesen Geschäften der Chemie-

boten. Das ist übrigens auch für groß- konzerne mit der Gesundheit Einhalt 
kapitalistische Länder ein absuluter 
Rekord — in den USA kommen im 
Jahr nur rund 200 Präparate neu in 
den Handel.

Zur Zeit der Krise in den Jahren 1966/ 
67 entwickelten CDU/CSU-Politiker 
zahlreiche Pläne zur Verschlechterung 
des Rentenrechts. So sollten die Ren-
ten besteuert und nur noch an die 
Netto- statt an die Bruttolöhne ange-
paßt oder die Anpassung halbiert wer-
den. Schließlich wurde auch der Abzug 
des Krankenversicherungsbeitrages 
von den Renten auf Betreiben der 
CDU/CSU eingeführt. Wenn sich jetzt 
diese Partei, die demagogisch das 
Wort „christlich" in ihrem Parteinamen 
führt, plötzlich so gebärdet, als ge- 
9/71

mindestens aber alle 
und Witwenrenten um 
alle Waisenrenten um

Sicherlich hat die sozialdemokratisch 
geführte Bundesregierung keine Lor-
beeren erworben, wenn sie in Anbe-
tracht der rapiden Teuerung, dem 
kräftigen Steigen der Unternehmerge-
winne und der günstigen Entwicklung 
der Finanzlage der Rentenversiche-
rung für 1971 sich nicht entschließen 
konnte, eine stärkere Erhöhung der 
Sozialrenten zu beschließen. 6,3 Pro-
zent, das ist zu wenig! Damit sinkt 
der Lebensstandard der Rentner ab-
solut, und verglichen mit dem der im 
Erwerbsleben stehenden Bevölkerung 
weiter ab. Hier bot sich der SPD/FDP- 
Koalition die Chance, ein wirkliches 
Stück innerer sozialer Reformen zu 
praktizieren. Statt dessen hat sie der 
CDU/CSU das Feld für ihre dema-
gogischen Praktiken überlassen.

A. B.



Zusatzrente nur für wenige

Rentenanpassungsbericht
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Betriebliche Altersversorgung ist nicht gesichert 
Für Bildung überbetrieblicher Pensionsfonds

werden mußten, andererseits jedoch 
die hohen Rückstellungen der Unter-
nehmen gegen einen mäßigen Zins-
satz als Betriebskapital zur Verfügung 
standen.

Metallarbeiter:
Neuregelung betrieblicher 
Altersversorgung!

Ähnlich lautende Anträge stellten die 
Verwaltungsstellen Hannover, Lüne-
burg, Bochum, Hattingen, Oelde und 
Lüdenscheid.

Pensions-
Arbeitern

haltsentwicklung angepaßt. In vielen 
Fällen werden sie sogar unter An-
rechnung der Erhöhung der Sozial-
renten gekürzt.

In einem Antrag der Verwaltungs-
stelle Duisburg (Antrag 545) heißt es 
dazu: „Die Delegierten des 10. ordent-
lichen Gewerkschaftstages beauftra-
gen den Vorstand, eine gesetzliche Re-
gelung anzustreben, wonach alle Un-

Es wird manchen überraschen, zu er-
fahren, daß die steuerlich begünstig-
ten Rückstellungen der Unternehmer 
für die betriebliche Altersversorgung 
Ende 1968 auf rund 38 Milliarden DM 
angestiegen waren. Demgegenüber be-
trug das Vermögen der gesetzlichen 
Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten am 30. September 1969 
nur 23,4 Milliarden DM. Es ist nicht 
schwer auszurechnen, daß für die be-
trieblichen Altersrenten nicht einmal 
die Zinserträge aus diesem Kapital-
fonds voll in Anspruch genommen 
18

Nach einer Veröffentlichung im Funk-
tionärsorgan des DGB, „Die Quelle", 
arbeiten von rund 6,1 Millionen Ar-
beitern und Angestellten in Unterneh-
men mit mehr als 2000 Beschäftigten 
5,5 Millionen in Betrieben mit einer 
betrieblichen Altersversorgung, aber 
von den 10,6 Millionen Beschäftigten 
in Betrieben bis zu 200 Arbeitneh-
mern können nur 1,6 Millionen unter 
Umständen eine betriebliche Alters-
rente beanspruchen.

Ein wesentlicher Nachteil der be-
trieblichen Altersversorgung, so wie 
sie jetzt praktiziert wird, ist für die 
Beschäftigten die Tatsache, daß nur 
diejenigen Arbeiter und Angestellten 
aus den aus vorenthaltenem Lohn 
gebildeten Fonds Leistungen erhalten, 
die bis zum Eintritt des Versicherungs-
falles in dem betreffenden Unterneh-
men tätig bleiben. Wer vorher aus-
scheidet, hat keinen Anspruch auf 
Leistungen, selbst wenn er schon 
jahrelang durch seine Arbeit im Be-
trieb an der Bildung der Rücklagen 
für die Altersversorgung beigetragen 
hat. Betrogen ist er auch im Falle 
eines Konkurses. Die Rücklagen für 
die betriebliche Altersversorgung, so-
fern überhaupt noch vorhanden, fal-
len in die Konkursmasse. Und schließ-
lich aber werden die betrieblichen 
Zusatzrenten nicht der Lohn- und Ge-

Dem Gewerkschaftstag der IG Metall 
liegen acht Anträge zur Neuregelung 
der betrieblichen Altersversorgung 
vor. In allen Anträgen wird der 
Hauptvorstand aufgefordert, die Bun-
desregierung zu veranlassen, durch 
gesetzliche Regelung die betriebliche 
Altersversorgung in einen überbetrieb-
lichen Pensionsfonds zusammenzufas-
sen, den Anspruch auf Leistungen aus 
der betrieblichen Altersversorgung 
auch bei Arbeitsplatzwechsel zu si-
chern und alle Unternehmer zu ver-
pflichten, eine betriebliche Altersver-
sorgung zu finanzieren.

Im Rentenanpassungsbericht 1970 
heißt es, daß in der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und Angestellten 
44,8 Prozent eine Vollrente von nicht 
einmal 300 DM im Monat erhalten. 
Bei diesem Tatbestand gewinnt die 
Zusatzaltersversorgung erhebliche Be-
deutung. Doch nur ein Teil der Arbei-
ter und Angestellten kann sich einer 
erträglicheren sozialen Sicherheit im 
Alter erfreuen, wie etwa die Arbei-
ter und Angestellten im öffentlichen 
Dienst einschließlich Bundesbahn und 
Post und jene zumeist in den Groß-
betrieben beschäftigt gewesenen Rent-
ner, die eine betriebliche zusätzliche 
Altersversorgung beziehen. Aber das 
ist nur ein Teil der Arbeiter und 
Angestellten,- die Mehrheit ist davon 
ausgeschlossen.

Auch im Antrag 546 der Verwaltungs-
stelle Remscheid wird der Vorstand 
der IG Metall aufgefordert, den Ge-
setzgeber zu veranlassen, dafür zu 
sorgen, daß die betriebliche Alters-
versorgung „1. auf alle bestehenden 
Arbeitsverhältnisse ausgedehnt wird, 
2. die entstandenen Ansprüche unver-
fallbar sind, 3. die Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung ent-
sprechend der Sozialrente dynamisiert 
werden."

Mit Recht fordert darum der Deutsche 
Gewerkschaftsbund anstelle der be-
trieblichen Altersversorgung die Er-
richtung überbetrieblicher Pensions-
fonds und eine Ausdehnung der zu-
sätzlichen betrieblichen Altersversor-
gung auf sämtliche Arbeitsverhält-
nisse. Das ist am ehesten erreichbar, 
wenn überbetriebliche Einrichtungen 
nach dem Muster der Zusatzversor-
gungskassen des öffentlichen Dienstes 
geschaffen werden. Zu ihrer Verfü-
gung sollten sämtliche Rücklagen für 
die betriebliche Altersversorgung 
überführt und alle Betriebe gesetzlich 
verpflichtet werden, jährlich einen be-
stimmten Teil ihrer Gewinne an diese 
Zusatzversorgungskasse abzuführen. 
Für kleine und mittlere Betriebe 
müßten, ähnlich wie bei der Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfalle, Son-
derregelungen getroffen werden.

Die betriebliche Altersversorgung ist 
in den letzten Monaten wieder stär-
ker in die öffentliche Diskussion ge-
rückt. Gewerkschaften und auch das 
Bundesarbeitsministerium haben Re-
formen gefordert, um der betriebli-
chen Zusatzaltersversorgung einen 
überbetrieblichen Charakter zu ge-
ben und den Betroffenen ein stärke-
res Mitbestimmungsrecht bei der Ver-
waltung der in den Betrieben gebil-
deten Kapitalfonds zu sichern.

Die Forderung des DGB-Aktionsprogramms, wonach die Altersrente „minde-
stens drei Viertel des erreichten Arbeitseinkommens betragen" soll, ist längst 
nicht erreicht. Nach einer Feststellung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
besteht bei den augenblicklichen Leistungen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nach einer Versicherungszeit von 45 Jahren eine Versorgungslücke von 
rund 30 Prozent des letzten Arbeitseinkommens. Für einen großen Teil der 
Arbeiter und Angestellten ist die Rente nach Ausscheiden aus dem Arbeits-
leben sogar völlig unzureichend.

ternehmer verpflichtet werden, eine 
zusätzliche Betiebsrente zu gewähren. 
Dies ist erforderlich, solange die ge-
setzliche Rentenversicherung nicht in 
der Lage ist, bei Erreichung der Al-
tersgrenze oder bei Eintritt von Er-
werbsunfähigkeit, 75 Prozent des bis-
herigen Arbeitseinkommens zu ga-
rantieren."

Diese überbetrieblichen 
kassen müssen von den 
und Angestellten selbst verwaltet, zu-
mindest aber in Form der bei der 
Sozialversicherung praktizierten 
Selbstverwaltung von ihnen mitbe-
stimmt werden. Die Gewerkschaften 
haben für die Bildung überbetrieb-
licher Pensionsfonds nicht nur eine 
gesetzliche, sondern auch eine tarif-
vertragliche Regelung ins Auge ge- 
'«Rßt. Gleich welchen Weg man aber 
gehen wird, realisieren wird man sol-
che Pläne nur gegen den härtesten 
Widerstand der Unternehmerver-
bände und der von den Unternehmern 
finanziell ausqehaltenen politischen 
Kräfte in der Bundesrepublik. H. S.
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In der DDR: Hartnäckigkeit als produktive Tugend 
Gewerkschaftliche Interessenvertretung in der Praxis

Welche Konsequenzen hat die Zurück-
weisung des Berichtes der Werklei-
tung? Zunächst stellt sie mindestens

fand in Brand-Erbisdorf den richtigen 
Weg — und gab ein gutes Beispiel 
für Gewerkschaftsarbeit unter sozia-
listischen Verhältnissen. C. F.

nicht nur über die Schokoladenseite 
der Dinge, sondern auch über die Kom-
plikationen, und er muß wissen, wie 
es in der konkreten Situation mit den 
Arbeitsbedingungen aussieht und den 
Arbeitern die größtmöglichen Erleich-
terungen schaffen.

Häufig wird von Arbeitern in der Bundesrepublik die Frage gestellt, wie denn 
die Gewerkschaften in den volkseigenen DDR-Betrieben die Interessen der 
Beschäftigten vertreten und ob sie sich gegen die Werksdirektion durchsetzen 
können. Die Desorientierung über Gewerkschaftsarbeit in der DDR wird bei uns 
bewußt betrieben und gesteuert, damit die Basis für den Antikommunismus 
erhalten bleibt. Claus Fiiedrich, unser DDR-Korrespondent, schildert in seinem 
folgenden Beitrag ein Beispiel praktischer Gewerkschaftsarbeit und beleuchtet 
damit eine von vielen Möglichkeiten gewerkschaftlicher Mitbestimmung in 
der DDR:

Wenn Mitarbeit gesagt ist, dann zielt 
das nicht auf die Verausgabung von 
Körperkraft zur Erledigung „anfallen-
der Aufgaben", sondern umfaßt das 
Mitdenken und Mitbestimmen in allen 
grundlegenden Fragen, von denen das 
Wohl des Betriebskollektivs abhängt. 
Ein wichtiges Gremium, über das sich 
die dafür notwendigen Wechselbezie-
hungen zwischen Leitung und Beleg-
schaft praktisch herstellen, ist die 
Vollversammlung der gewerkschaft-
lichen Vertrauensleute.

einen Tadel dar, der ein Signal für 
den Generaldirektor des Kombinates 
ist: Er wird auf den Brand-Erbisdorfer 
Betrieb und seinen Leiter besonderes 
Augenmerk richten müssen. Zum an-
deren muß — und das ist inzwischen 
geschehen — der Werkdirektor einen 
neuen Bericht vorlegen, das heißt: die 
Vcrtrauensleutevollversammlung war 
zu wiederholen. Drittens hat sich die 
Werkleitung nach dieser Erfahrung 
mit den gewerkschaftlichen Vertrau-
ensleuten klugerweise bemüht, auch 
rasch Veränderungen zustande zu 
bringen, die durch die Kritik der Ver-
trauensleute an den Arbeitsbedingun-
gen notwendig wurden.

So konnten denn auch die Vertrauens-
leute den zweiten Bericht bestätigen. 
Der BGL-Vorsitzende Krellmann ge-
stattete seinem Werkleiter jedoch 
nicht, den mißlungenen Bericht für die 
erste Versammlung als „organisato-
rische Panne" hinzustellen. Werkleiter 
Sperrhake bekam gesagt, daß es hier 
um die Denkweise geht, um ein ideo-
logisches Problem also und damit um 
ein politisches Versagen. Wer von der sicher der falsche Weg gewesen. Man 
führenden Rolle der Arbeiterklasse 
im Sozialismus redet, der muß in 
seinem Verantwortungsbereich auch 
vollständig die Arbeiter informieren,

Da kann es passieren, daß im „Drang 
der Geschäfte" wichtige Dinge „weg-
rutschen", vernachlässigt werden; denn 
die sozialistischen Direktoren sind 
keine Götter und keine Übermenschen. 
Daher ist auch immer die Möglichkeit 
gegeben, daß sie manche Fragen ein-
seitig sehen, daß in Fragen der Ar-
beitsbedingungen auch unterschied-
liche Auffassungen über das Notwen-
dige und das Mögliche vertreten wer-
den, daß Meinungsverschiedenheiten 
über die Prioritäten im betrieblichen 
Ablauf auftreten. Eine „bestimmte Por-
tion Hartnäckigkeit" heißt: Jeder Ge-
werkschaftsfunktionär soll — notfalls 
auch in wiederholtem Anlauf — dafür 
sorgen, daß alles das, was heute so-
fort auf dem Gebiet der Arbeitsbe-
dingungen möglich ist, auch bis an die 
Grenze des Möglichen hin getan wird, 
daß die gegebenen Möglichkeiten voll 
ausgenutzt werden und daß anderes, 
was Zeit braucht, angebahnt und vor-
bereitet wird.

Die Sache mit der Hartnäckigkeit hat 
auch noch eine andere Seite für den 
Gewerkschafter selbst: Die sozialisti-
sche Demokratie ist ganz und gar 
nichts für Bequemei Nicht nur, daß 
die Forderung nach einer bestimmten 
Portion Hartnäckigkeit auch ein-
schließt, sich notfalls im scharfen Mei-
nungsstreit mit den Leitern zu bewäh-
ren. Im Falle Brand-Erbisdorf meinten 
auch zwei Vertrauensleute: „Kinder, 
wenn wir den Bericht zurückweisen, 
müssen wir doch noch einmal zusam-
menkommen und noch eine Versamm-
lung machen. Kann das nicht die BGL 
für uns erledigen?"

Im Narva-Werk Brand-Erbisdorf er-
teilten sie vor kurzer Zeit der Werk-
leitung eine Lektion. Der von der 
Werkleitung der Vollversammlung 
vorgelegte Rechenschaftsbericht wurde 
zurückgewiesen. Begründung: Der Be-
richt stellt die Lage des Betriebes 
keineswegs erschöpfend dar, erweckt 
einen zu positiven Eindruck, spiegelt 
die Situation im Betrieb nicht richtig 
wider und ist daher auch nicht geeig-
net, die Mitarbeit der Werktätigen in 
die notwendige Richtung zu lenken. 
Außerdem wurde kritisert, daß die 
Leiter den konkreten Arbeitsbedingun-
gen zu wenig Aufmerksamkeit ge-
schenkt hätten.

Ein Gewerkschaftsfunktionär hielt den 
Direktoren und Leitern — es geschah 
dies während des ungewöhnlichen 
Hochsommerwetters — vor: „Haben 
Sie sich schon einmal angesehen, wie 
kompliziert während der Hitze die 
Arbeitsbedingungen für die Frauen 
im Bereich Lampenfertigung oder an 
den Automaten der Tellerfertigung
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sind? Wie diese Kollegen verstärkt 
mit erfrischenden Getränken versorgt 
werden, wo Arbeitspausen eventuell 
zusätzlich notwendig sind oder wie in 
der Spritzerei die unerträgliche Zug-
luft beseitigt wird, darüber ist nichts 
bekannt.. . Ihre Einstellung zu den 
Arbeitern wird gerade daran gemes-
sen, wie Sie in eigener Verantwortung 
mithelfen, die Arbeitsbedingungen 
schrittweise zu verbessern."

In Brand-Erbisdorf (DDR-Bezirk Karl- 
Marx-Stadt) gibt es als einen der be-
deutendsten Betriebe ein Werk des 
Lichtquellen-Kombinats Narva. Der 
Betrieb steht, wie man so sagt, bei 
der Lösung seiner Aufgaben nicht 
schlecht da, aber es gibt auch eine 
Reihe Probleme. Nun sind dafür unter 
sozialistischen Verhältnissen nicht 
allein die Werkdirektoren die aus-
schließlich zuständige Instanz. Erstens 
sind die Werkdirektoren Beauftragte 
der Arbeiterklasse und ihr rechen-
schaftspflichtig; zweitens aber besteht 
das Wesen des Sozialismus auch darin, 
daß er die Mitarbeit aller nicht nur 
ermöglicht, sondern diese auch 
Bedingung hat.

Die Vollversammlungen der gewerk-
schaftlichen Vertrauensleute in jenem 
Narva-Betrieb zeigten, wie die Ge-
werkschaftsfunktionäre sich bemühen, 
dem Anspruch an die Gewerkschafts-
arbeit und ihre Träger gerecht zu wer-
den, den der Erste Sekretär des ZK 
der SED, Erich Honecker, mit der Fest-
stellung aussprach, daß eine bestimmte 
Portion Hartnäckigkeit zum guten Ge-
werkschafter gehört. Die sozialistischen 
Betriebe in der DDR werden durch im 
Klassenkampf und in der Wirtschaft 
erprobte Menschen geführt. Die sozia-
listischen Direktoren und Leiter sind 
Gewerkschaftsmitglieder. Daß die Lei-
tung eines sozialistischen Betriebes 
nicht problemlos verläuft, nur weil es 
sich um einen sozialistischen Betrieb 
handelt, ist zwar eine Binsenwahrheit, 
doch darf sie in diesem Zusammen-
hang wohl ausgesprochen werden.
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Ein nicht mehr zu übersehendes Pro-
blem im Prozeß der wissenschaftlich- 
technischen Revolution ist der Über-
gang zu kontinuierlichen Produktions-
prozessen, zu hochproduktiven Ferti-
gungsverfahren und damit die Neu-
profilierung technisch und technolo-
gisch veralteter Werke. Die Erforder-
nisse der Wissenschaft und techni-
schen Revolution haben bestimmen-
den Einfluß auf die Wesenszüge der 
Menschen. Moderne Technologien, ver-
änderte Arbeitsbedingungen verlan-
gen auch eine vorausschauende Quali-
fizierung der Arbeiter und Angestell-
ten.

Qualifizieren mit, durch und für den Menschen 
Von Lothar Lindner, Vorsitzender der IG Bau-Holz

rates der Deutschen Demokratischen 
Republik. Auf dieser Grundlage ver-
abschiedeten der Zentralvorstand der 
Industriegewerkschaft Bau - Holz und 
das Ministerium für Bauwesen eine 
Vereinbarung mit der Kombinatsge-
werkschaftsleitung und dem General-
direktor des Metallcichtbaukombinats 
zur Regelung der mit der Neuprofilie-
rung des genannten Werkes im Zu-
sammenhang stehenden sozialökono-
mischen Fragen.

H Nach Abschluß der Qualifizierung 
wurden die Arbeiter und Angestellten 
in ihre neue Tätigkeit cingewiesen,

— wurde die Dauer der Belriebszu- 
gehörigkeit angerechnet, so daß ihr 
Zusatzurlaub für langjährige Tätig-
keit weiter gesichert ist.

— Für Arbeiter und Angestellte, de-
ren Wohnsitz sich auf Grund der 
Neuprofilierung des Werkes ver-
änderte, trug das neue Werk voll-
ständig die Kosten des Umzuges.

Strukturprobleme gibt es auch in der Wirtschaft der DDR. Im Unterschied zu 
denen in der Bundesrepublik werden sie jedoch bewußt, planmäßig und im 
Zusammenwirken von Staatsorganen, Gewerkschaften und den betroffenen 
Werktätigen gemeinsam gelöst. Niemand wird auf die Straße gesetzt, niemand 
muß „sehen, wie er zurecht kommt". Der Prozeß der Umstrukturierung verläuft 
in menschenwürdigen Formen, nicht auf Kosten, sondern zum Nutzen der Arbei-
ter und Angestellten. — Wir baten den Vorsitzenden des Zentralvorstandes der 
IG Bau - Holz in der DDRr Lothar Lindner, uns einen Fall aus der Praxis zu 
schildern. Kollege Lindner, der gleichzeitig Präsident der Internationalen Ver-
einigung der Gewerksdiaften der Werktätigen der Bau-, Holz- und Bau-
materialienindustrie im Weltgewerkschaftsbund ist, sandte uns freundlicher-
weise nachstehenden Beitrag. Anzumerken wäre, daß das ehemalige Bergbau- 
und Hüttenkombinat Calbe, von dem die Rede ist, und das jetzt Metalleichtbau-
erzeugnisse herstellt, zum Organisationsbereich der IG Bau - Holz gehört.

— Angehörigen der technischen In-
telligenz, die im bisherigen Betrieb 
eine zusätzliche Altersversorgung 
hatten, erhielten diese im neuen 
Betrieb weiter gewährt.

Jeder Arbeiter und Angestellter er-
hielt einen Katalog mit der Anzahl 
der erforderlichen neuen Berufe und 
ihre Einstufung in die Lohngruppen 
zur Einsicht. Nach seiner eigenen Ent-
scheidung konnte er sich für die ge-
wünschte Fachrichtung eintragen. Im
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E Entsprechend der jeweiligen Quali-
fikation erhielten die Arbeiter und 
Angestellten dieses neuzuprofilieren-
den Werkes bei einer neuen Tätigkeit 
eine Lohn- und Gehaltsgruppe, die 
ihrer bisherigen Qualifikation ent-
sprach bzw. die sie durch neue Quali-
fizierung erwerben konnten. Dazu 
wurde mit jedem Werktätigen ein 
Qualifizierungsvertrag abgeschlossen, 
wobei insbesondere den Frauen und 
Müttern mit Kindern jede mögliche 
Erleichterung bei der Durchführung 
der Qualifizierungsmaßnahmen von 
der Werkleitung zu gewähren ist.

„Mit den Menschen, durch den Men-
schen, für den Menschen'', das ist 
unser entscheidender Grundsatz auf 
allen Gebieten des gesellschaftlichen 
Lebens. Dieses Leitmotiv bestimmt um 
so mehr unser Denken und Handeln 
als Gewerkschafter, da es im Zuge der 
sozialistischen Rationalisierung gilt, 
Tausende von Arbeitern auf einen 
neuen Arbeitsplatz vorzubereiten. So 
war es zum Beispiel erforderlich, die 
hochqualifizierten Hüttenwerker des 
ehemaligen VEB Bergbau- und Hütten-
kombinat Calbe im Bezirk Magdeburg 
der Deutschen Demokratischen Repu-
blik für eine neue Tätigkeit auszu-
rüsten.

Die Neuprofilierung und Qualifizie-
rung der etwa 3400 Beschäftigten des 
VEB Bergbau- und Hüttenkombinat 
Calbe basierte u. a. auf der Grund-
lage des Gesetzes der Volkskammer 
über das einheitliche sozialistische 
Bildungswesen vom 25. Februar 1965 
und eines Beschlusses des Minister-

Davon ausgehend beschlossen die Be-
triebsgewerkschaftsleitung und die 
Generaldirektion des Metalleichtbau-
kombinats im Ergebnis einer umfang-
reichen, kollektiven und individuellen 
Aussprache mit den Beschäftigten 
einen gemeinsamen umfassenden Maß- 
nahmeplan.

— Arbeiter, die eine Zusatzrenten-
versicherung abgeschlossen haben, 
erhalten diese auch im neuen Be-
trieb.

Um die gewaltige komplizierte Auf-
gabe der Umschulung iin Interesse 
der gesellschaftlichen Erfordernisse 
und der Bedürfnisse dieser Arbeiter 
und Angestellten zu lösen, führten 
zwölf Kommissionen mit jedem An-
gehörigen des ehemaligen Bergbau 
und Hüttenkombinates persönliche 
Aussprachen. Diesen Kommissionen 
gehörten verantwortliche Funktionäre 
der Betriebsgewerkschaftsleitung und 
der Betriebsleitung an. Die Kommis-
sionen erläuterten jedem einzelnen 
Arbeiter und Angestellten die neue 
Technologie sowie die verbesserten 
Arbeits- und Lebensbedingungen und 
die dazu erforderlichen Tätigkeits-
merkmale an den einzelnen Arbeits-
plätzen. Ausgehend von der bereits 
erreichten Qualifikation als Schlosser, 
Schmied usw. unterbreiteten die Kom-
missionen dem Gesprächspartner Vor-
schläge zur Qualifizierung zum Stahl-
bauschlosser, Transport- und Lager-
facharbeiter, Facharbeiter für Gleis-
bautechnik, Stahlbauingenieur usw.

Unter anderem wurden folgende 
Grundsätze vom Zentralvorstand der 
Industriegewerkschaft Bau - Holz mit 
dem Ministerium für Bauwesen ver-
einbart und verwirklicht:

B Einige Vergünstigungen, die der 
VEB Bergbau- und Hüttenkombinat 
Calbe den Arbeitern bereits gewährte, 
mußten auch von dem neuen Betrieb 
übernommen werden. Unter anderem

Entsprechend dieser Vereinbarung 
wurde der Minister für Bauwesen be-
auftragt, ein Programm für die Über-
nahme, Qualifizierung und den Ein-
satz der Werktätigen des VEB Berg-
bau- und Hüttenkombinat Calbe zu 
erarbeiten und die Durchführung der 
Aufgabenstellung zu kontrollieren. Bei 
der Regelung der sozialökonomischen 
Fragen ging die Gewerkschaft grund-
sätzlich davon aus, daß das Werks-
kollektiv in seiner Einheit bei Über-
tragung anderer volkswirtschaftlich 
effektiverer Aufgaben erhalten bleibt 
und das Kriterium des Betriebswech-
sels entfällt.

erhielten ein längere Einarbeitungs-
zeit, während der sie nach ihrem Durch- 
schnittsverdienst entlohnt wurden. 
Diese Einarbeitungszeiten betrugen 
vier und sechs Wochen.

Die Neuprofilierung dieses ersten 
Niederschachtofens der Welt zur Her-
stellung von Metalleichtbauerzeugnis-
sen erforderte die Umschulung, um 
alle Werktätigen mit dem neuen Ar-
beitsgebiet sowie den Arbeits- und 
Lebensbedingungen vertraut zu ma-
chen. Das war eine sehr komplizierte 
Aufgabe, noch zumal das Werks-
kollektiv im Durchschnitt 40 Jahre alt 
war. Wie erfolgte die Umschulung?

— Für die aus dem Bergbau ausge-
schiedenen Arbeiter im Rentenalter 
übernahm der neue Betrieb die 
Verpflichtung, sie weiterhin zu 
betreuen.



Frankreich für Rente mit 60
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Für die werktätigen Frauen werden 
entsprechend eines gesonderten Maß- 
nahmeplanes u. a. seit 1969 bis 1975 
jährlich zwei bis drei Lehrgänge zur 
politischen und fachlichen Qualifizie-
rung an der Leitakademie des Bau-
wesens im Bezirk Halle durchgeführt. 
Bereits heute hat sich der größte Teil 
der Arbeiter und Angestellten für ihre 
neue Tätigkeit qualifiziert. In Gesprä-
chen mit den Produktionsarbeitern und 
Angestellten des neuprofilierten Wer-
kes bringen sie ständig ihre volle 
Zufriedenheit mit den durchgeführten 
Maßnahmen zum Ausdruck.

Gewerkschaftsdelegation 
aus Japan

progressive Steigerung der Renten 
von derzeit 40 Prozent auf 50 Prozent 
des Grundeinkommens;

und 90 Prozent der Baumwolle — alles 
lebenswichtige Produkte für die Indu-
strie der DDR.

Der Minister für Gesundheit und So-
zialversicherung, M. Boultin, erklärte 
im Sommer bei einer Unterredung 
mit Vertretern der CGT, daß die Re-
gierung während des 6. Entwicklungs-
planes der Herabsetzung des Renten-
allers auf 60 Jahre ihre Zustimmung 
versagen muß. Im Oktober aber will 
die Regierung dem Parlament einen 
Gesetzentwurf vorlegen, der im we-
sentlichen vorsieht:

Ab 1972 soll der Tagessatz der Min-
destrente von derzeit 9 auf 10 Fran-
ken erhöht werden;

Erhöhung der Mietzuschüsse für Klein-
rentner.

dar- 
An- 
dem

Audi das langfristige Handelsabkom-
men der DDR mit der UdSSR sieht 
eine Steigerung des Warenaustausches 
um 56 Prozent in den nädistcn fünf 
Jahren vor. Die Sowjetunion wird ins-
besondere wichtige Rohstoffe für die 
Industrie der DDR liefern. So kommen 
aus der Sowjetunion 85 Prozent des 
Erdöls, 60 Prozent des Aluminiums, 
85 Prozent des Walzstahls, 50 Prozent 
des Kupfers, 70 Prozent der Stein-
kohle, 95 Prozent des Schnittholzes

Trotz Urlaubszeit und Hitzewelle setz-
ten die beiden Zentralen ihre Kampag-
ne weiter konsequent fort. „Wenn ich 
sechzig bin, will ich mich ausnihen!" 
steht gedruckt auf einer Postkarte 
geschrieben, die von beiden Gewerk-
schaften herausgegeben wurde und 
jetzt, von Hunderttausenden Erwerbs-
tätigen unterschrieben, an die zustän-
digen Behörden versandt wird. Im 
Herbst wird die Kampagne mit ver-
stärkter Kraft fortgesetzt. C.

Großen Widerhall fand daher die von 
der CGT und CFDT in Frankreich or-
ganisierte Aktionswoche für die Ver-
kürzung des Arbeitslebens und die 
Erhöhung der Pensionen und Renten. 
Mit Arbeitsniederlegungen, Meetings 
und Aufmärschen unterstützten die 
Arbeiter und Angestellten in allen 
größeren Städten die Forderung „Nicht 
länger: von der Arbeit weg ins Grab". 
Zweifellos hat der Umfang der Aktio-
nen bei der Regierung und den Unter-
nehmerverbänden einen Stein ins Rol-
len gebracht. Allerdings liegt zwischen 
ihren Vorschlägen und den Forde-
rungen der Arbeiterschaft noch eine 
tiefe Kluft.

Durch eine Umfrage stellte der Deutsche Gewerkschaftsbund 1970 fest, 
daß in der Bundesrepublik 84 Prozent der Bürger die Herabsetzung 
des Rentenalters für sehr wichtig halten und 82 Prozent wünschen, selbst 
entscheiden zu können, ob sie mit dem 60. Lebensjahr aus dem Berufs-
leben ausscheiden wollen. Enqueten, die zur gleichen Frage in Frank- 
reich veranstaltet wurden, ergaben ähnliche Ergebnisse. So zeigte eine 
letzte diesbezügliche Umfrage, daß in Frankreich 65 Prozent der Arbei-
ter und 40 Prozent der Angestellten für die Verwirklichung der gleichen 
Forderungen in einen Streik treten würden.

Das ist gewiß nicht unwichtig, denn 
es gibt besorgniserregende Fälle, die 
sich zu vermehren drohen. Die Vor-
schläge der CNPF haben aber einen 
Pferdefuß. Ihre Anwendung würde es 
nämlich den Unternehmern gestatten, 
Beschäftigte, die sie nicht mehr brau-
chen, aus der Produktion zu entfer-
nen." Die Gewerkschaften kündigten 
an, bei den Verhandlungen im Herbst 
alles zu tun, damit diese Frage, die 
in das Gebiet „Sicherung der Beschäf-
tigung" fällt, eine zufriedenstellende 
Lösung findet.

ab 1975 sollen die Renten auf Bei-
tragsleistungen von 37‘A Jahren, an-
statt derzeit 30 Jahren berechnet wer-
den,-

Im Vordergrund aller Bildungsmaß-
nahmen stand die systematische Wei-
terbildung der Arbeiter und Ange-
stellten zur Beherrschung der mecha-
nisierten und automatisierten Ferti-
gungsstraßen. Im Werk Calbe wurden 
dazu folgende Lehrgänge planmäßig 
organisiert: Ein Sonderlehrgang für 
Leitungspersonal; ein Facharbeiter-
lehrgang für die Steuerung mechani-
sierter und automatisierter Prozesse, 
Facharbeiterlehrgang für den Grund-
beruf Maschinen- und Anlagenmon-
teur; Facharbeiterlehrgang Metallbau-
zeichner.

Kürzlich besuchte eine japanische Ge-
werkschaftsdelegation mehrere Betrie-
be der DDR und informierte sich vor 
allem über die Arbeits- und Lebens-
bedingungen der Bevölkerung. Die 
Delegation wurde vom Präsidenten 
der japanischen Stahlarbcitergewerk- 
schaft, Joshiji Miyata, geleitet.

Ergebnis dieser Aussprachen .ent- 
wickelte sich eine große Lernbereit-
schaft.

Zum gleichenThema trafen sich unlängst 
Vertreter der CGT und CFDT mit 
Verantwortlichen des Nationalen Un-
ternehmerverbandes (CNPF). Am Aus-
gang der Gespräche erklärte Henri 
Krasucki, Sekretär der CGT: „Der Un-
ternehmerverband hat sich in der 
Frage des Rentenalters und der Ren-
tenhöhe als unzuständig erklärt und 
verschanzt sich hinter der Regierung. 
Die einzige Frage, über die er zu 
verhandeln bereit ist, betrifft entlas-
sene Arbeitnehmer über 60 Jahre, 
d. h., die Schaffung zusätzlicher Ga-
rantien, um ihre Lage zu verbessern.

Der Warenaustausch mit der UdSSR 
beträgt zur Zeit über ein Drittel der 
gesamten Handelsumsätze der Volks-
republik Polen. Mit der sozialistischen 
Wirtschaftsintegration haben die Han-
delsbeziehungen in den vergangenen 
Jahren zwischen den beiden soziali-
stischen Ländern eine neue Stufe er-
reicht. Die Kooperationsbeziehungen 
reichen vom gemeinsamen Bau eines 
Atomkraftwerkes in Polen, über die 
Zusammenarbeit bei der Errichtung 
von Wohnsiedlungen und Häuser-
fabriken, die gemeinsame Rohstoff-
vorkommenerschließung bis in die 
Sphäre der unmittelbaren Arbeitstei-
lung auf dem Gebiet des Maschinen-
baues. Entsprechend der getroffenen 
Vereinbarungen wird der Warenaus-
tausch zwischen beiden Ländern 1971 
bis 1975 den Wert von 13 Milliarden 
Rubel erreichen und im Vergleich zum 
vorangegangenen Fünfjahrplan um 
65 Prozent ansteigen.

Die Vertreter der CGT erklärten, daß 
diese Einzelvorschläge nicht ganz ohne 
Interesse seien, daß sie jedoch keine 
Gesamtregelung des Problems 
stellen, dessen Grundlage der 
spruch auf die volle Rente ab 
vollendeten 60. Lebensjahr sei.
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Der Vorsitzende des amerikanischen 
Gewerkschaftsbundes AFL/CIO,Meany, 
sonst ein eifriger Verfechter der Nixon- 
Politik, des Vietnamkrieges und der 
Partnerschaftsideologie, hat die Maß-
nahmen der USA-Administration als 
diskriminierend gegenüber dem ame-
rikanischen Arbeiter bezeichnet. Nixon 
habe, so erklärt Meany zur Begrün-
dung seiner Haltung, nicht den Ar-
men, den Arbeitslosen und den durch 
die Inflation heimgesuchten Verbrau-
chern geholfen, dafür aber durch den 
lOprozentigen Steuerbonus für Inve-
stitionen die reichen Amerikaner noch 
reicher gemacht.

Lohn- und Preisstopp trifft allein die Lohnabhängigen 
Nixon-Programm macht die reichen Konzerne noch reicher

Im tiefen Fall des Dollars — vor 
einem Jahrzehnt noch ewig unerschüt-
terlich erscheinender Eckpfeiler der 
.westlichen Ordnung' — werden die 
bitteren Folgen eines von Grund auf 
falsch orientierten Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystems ebenso offenkun-
dig wie die unseligen Auswirkungen 
einer im Vietnam-Debakel schonungs-
los demaskierten Weltmachtpolitik." 
Diese Orientierung ist zweifellos auch 
für die Haltung der Gewerkschaften 
in den USA maßgebend.

UdSSR:
Hohes Entwicklungstempo

Zwei Bücher 
gegen den Militarismus

Reinhard Junge: „Barras-Report — 
Tagebuch einer Dienstzeit", 168 Sei-
ten, Paperback, Preis 5.80 DM.

Die amerikanische Regierung wird es 
schwer haben, sich gegen die Gewerk-
schaften durchzusetzen, denn die Tat-
sache, daß durch den Lohnstopp 1,5 
Millionen organisierte Arbeiter und 
Angestellte ihre schon abgeschlosse-
nen Lohn- und Gehaltserhöhungen 
einbüßen sollen, hat ein erhebliches 
Maß von Unzufriedenheit gebracht.

Von den europäischen Gewerkschaften 
haben sich die drei großen italieni-
schen Verbände in einer gemeinsamen 
Erklärung scharf gegen die Maßnah-
men Nixons gewandt. In dem Kom-
munique heißt es, daß das Nixon- 
Programm einen sichtbaren Aspekt 
der gegenwärtigen weltweiten Wäh- 
rungs- und Finanzkrise darstelle, wo-
mit das internationale Kapital ver-
suche, die Folgen kapitalistischer Wi-
dersprüche auf die Schultern der Ar-
beiter abzuwälzen. Nicht Lohnerhö-
hungen oder Streikbewegungen seien 
für die Inflation verantwortlich, wie 
es die Gegner der Arbeiterklasse dar-
stellen, sondern das internationale 
Kapital versuche, auf dem Wege der 
Inflation seine Profite zu steigern.

Bis zum Ablauf des 90tägigen Lohn- 
und Preisstopps will die Nixon-Regie-
rung alle Streiks verbieten. Zur Zeit 
befinden sich 150 000 Arbeiter und An-
gestellte in zum Teil lokalen Lohn-
kämpfen. Gleichzeitig sollen, und das 
wollen die Gewerkschaften auf alle 
Fälle verhindern, die in den letzten 
Wochen für mehr als eine Million Ar-
beiter und Angestellten erzielten Lohn-
erhöhungen, die zum größten Teil zum 
1. September wirksam geworden wären, 
in den Lohnstopp einbezogen werden. 
Dagegen wollen sich die Gewerkschaf-
ten gegebenenfalls mit Arbeitsnieder-
legungen wehren.
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Die wirtschaftlichen Maßnahmen des US-Präsidenten Nixon sind auf heftigen 
Widerstand der amerikanischen Gewerkschaften gestoßen. Die Gewerkschafts-
funktionäre werfen Nixon vor, mit seinem Wirtschaftsprogramm der Bevölke-
rung Lasten und Beschränkungen auferlegt zu haben, während den Unterneh-
mern über steuerliche Vergünstigungen wesentliche wirtschaftliche Vorteile 
verschafft wurden.

Der Zorn der Gewerkschaften richtet 
sich besonders und mit Recht gegen 
den 90tägigen Preis- und Lohnstopp, 
der allein die Lohn- und Gehalts-
empfänger trifft. Sie argumentieren, 
daß erfahrungsgemäß zwar der Lohn-
stopp staatlich kontrolliert werden 
kann, aber kaum Möglichkeiten be-
stehen, die Einhaltung des Preisstopps 
durch Unternehmer und Handel zu 
beaufsichtigen. Ein weiteres Ärgernis 
der Gewerkschaften ist die Tatsache, 
daß zwar die Löhne eingefroren wer-
den, nicht aber Zinssätze, Dividenden, 
Grundstückspreise und Unternehmer-
gewinne.

Die IG Metall schreibt in ihrem Ge-
werkschaftsorgan zu den wirtschafts-
politischen Maßnahmen: „Präsident 
Nixons währungspolitischer Parforce- 
Ritt wirft grelles Schlaglicht auf die 
Krise des Kapitalismus unserer Tage. Zum 100. Geburtstag Karl Liebknechts 

. hat Weltkreis-Verlag GmbH.,
■Dortmund, Brüderweg 16, der auch 
die Jugendzeitschrift „Elan“ heraus-
bringt, zwei Broschüren verlegt, die 
sich besonders an junge Gewerk-
schafter — aber nicht nur — wen-
den. Die beiden in einer Broschüre 
zusammengefaßten Liebknecht-Schrif-
ten sind 1906 und 1907 entstanden. Sie 
enthalten eine klassische Analyse des 
Wesens und der Erscheinungsformen 
des Militarismus im Zeitalter des Im-
perialismus, die sich mit dem Appell 
verbindet, diesen „Würgeengel der 
Kultur .. . bis aufs Messer zu be-
kämpfen“.

Auch die Tatsache, daß Spekulanten 
an der New Yorker Börse in den ersten 
zwei Tagen nach der Verkündigung 
des Nixon-Programms ingesamt 32 
Milliarden Dollar in ihre Tasche stek- 
ken konnten, hat die Gewerkschaften 
in ihrer Meinung bestärkt, daß die 
sogenannte neue Wirtschaftspolitik in 
den USA nur den wohlhabenden 
Schichten zugute kommt.

In dem „Barras-Report“ beschreibt 
Reinhard Junge, Jahrgang 1946, den 
beginnenden antifaschistisch-demokra-
tischen Kampf der Wehrpflichtigen in 
der Bundeswehr, an dessen Entfaltung 
er selbst mitgewirkt hat. Beide Bücher 
sind von höchster Aktualität und 
können jungen Gewerkschaftern nur 
bestens empfohlen werden.

Der Hauptvorstand der Deutschen 
Postgewerkschaft hat den 10. ordent-
lichen Gewerkschaftskongreß für die 
Zeit vom 4. bis 9. Oktober 1971 nach 
Wiesbaden einberufen. Der Kongreß 
wird u. a. Fragen der Neuordnung des 
öffentlichen Dienstrechts beraten, wo-
zu Anträge aus den Bezirken der 
Gewerkschaften erwartet werden. 
Nach der veröffentlichten vorläufigen 
Tagesordnung wird auch der Vorsit-
zende des Innenausschusses des Deut-
schen Bundestages, Prof. Friedrich 
Schäfer (SPD), ein Referat über Pro-
bleme eines „modernen Dienstrechts” 
halten.

Die sowjetische Industrieproduktion 
wuchs in den ersten sieben Monaten 
dieses Jahres im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum um 8,2 Prozent. Damit 
wurde das seit Jahresbeginn über-
planmäßig hohe Entwicklungstempo 
gehalten. Hinsichtlich des Gesamt-
volumens und der Mehrzahl der Haupt-
warenarten wurden die Pläne von 
sämtlichen Industrieminislerien und 
Unionsrepubliken übererfüllt.

Karl Liebknecht: „Rekrutenab-
schied" und „Militarismus und 
Antimilitarismus", 236 Seiten, Pa-
perback, Preis 5,80 DM.

Der Präsident der Automobilarbeiter-
gewerkschaft, Woodcock, drückt die 
Auffassung der Gewerkschaften aus 
mit der Feststellung: „Wenn sie (näm-
lich die Regierung Nixon) Krieg wol-
len, so können sie Krieg haben.“ Und 
die AFL/CIO hat ihren Mitgliedern 
erklärt, es stehe ihnen frei, trotz der 
Appelle Nixons überall dort zu strei-
ken, wo sie durch den einseitigen und 
unfairen Lohnstopp um die tariflich 
vereinbarten Lohn- und Gehaltserhö-
hungen geprellt werden sollten. sr
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Eberhard Schmidt, Ordnungsfaktor oder Gegenmacht — Die 
politische Rolle der Gewerkschaften, edition suhrkamp 487, 
Frankfurt/Main 1971, 341 S., 8,— DM.

zung um den Inhalt des DGB-Grund-
satzprogramms zu Beginn der sech-
ziger Jahre keine Aufmerksamkeit.

An mehreren Stellen der Arbeit wird 
zwar erwähnt, daß mit allen Mitteln 
und Methoden versucht wurde, die 
Kommunisten in den Gewerkschaften 
an den Rand oder sogar aus ihnen 
hinaus zu drängen, aber die Bedeu-
tung dieses Vorgangs für die Gleich-
schaltung der Gewerkschaften mit dem 
herrschenden System wird ungenü-
gend herausgearbeitet.

Mit dem Titel: „Anpassung oder Wi-
derstand? Gewerkschaften im autori-
tären Staat", erschien in der Fischer- 
Bücherei, Frankfurt/M. ein Buch der 
Autoren Sven Gustav Papke, Willi 
Wyninger, Rainer Kalbitz, Uwe Hen-
ning, Peter Schütt und Detlef Albers. 
Es handelt sich bei diesem Sammel-
band um den Versuch, anhand zentra-
ler Probleme des gewerkschaftlichen 
Kampfes in der Bundesrepublik Ziele 
und Inhalt der Gewerkschaftspolitik 
analytisch und kritisch zu weiten. Die 
Autoren verstehen sich selbst als Ver-
treter der sogenannten „Neuen Lin-
ken". — Wir bringen im Oktober-Heft 
der NACHRICHTEN eine ausführliche 
Besprechung.

einer alternativen Politik sieht und in 
einem abschließenden Kapitel ver-
sucht er die Strategie einer selbstän-
digen Gewerkschaftspolitik zu skiz-
zieren. Ein umfangreicher Dokumen-
tenanhang ergänzt die zuvor gegebene 
Einschätzung.

Die Arbeit gliedert sich in vier Teile, 
die Untersuchung der historischen 
Entwicklung der westdeutschen Ge-
werkschaften in der Periode nach dem 
zweiten Weltkrieg, wobei Schmidt 
hier, anknüpfend an sein oben er-
wähntes Buch, den Weg der integra- 
tionistischen Kräfte in den Gewerk-
schaften verfolgt. In einem weiteren 
Abschnitt wertet er die September-
streiks 1969, in denen er die Ansätze

Die Rolle und Funktion, die eine Ar-
beiterpartei bei der Entwicklung des 
sozialistischen Bewußtseins spielen 
könnte, sieht Schmidt nicht, da für ihn 
die traditionellen politischen Parteien

Ein Jahr nach seinem für jeden Ge-
werkschafter hochinteressanten Buch 
„Die verhinderte Neuordnung 1945 bis 
1952“ legt Eberhard Schmidt nun ein 
weiteres Buch vor, das sich als „Vor-
arbeit zu einer Theorie der Gewerk-
schaften im Neokapilalismus“ ver-
standen wissen will.

Heute, da die herrschenden Kreise 
ihre Anstrengungen verstärkt haben, 
die Gewerkschaften noch stärker an 
die Regierungspolitik zu ketten und 
über diese in das herrschende staats-
monopolistische System zu integrie-
ren, ist jeder Versuch zu begrüßen, 
alternative Vorstellungen für eine 
selbständige, allein von den Inter-
essen der Arbeiterklasse diktierte 
Gewerkschaftspolitik zu konzipieren.

Schmidt widmet sich hier vor allem 
der belriebsnahen Tarifpolitik, der be-
triebsnahen Bildungspolitik und der 
Mätbestimmung am Arbeitsplatz. 
Zweifellos gehören die Durchsetzung 
einer betriebsnahen Tarifpolitik und 
einer betriebsnahen Bildungspolitik 
zu erstrangigen gewerkschaftspoliti-
schen Aufgaben, wie auch die mit ihrer 
Verwirklichung untrennbar verbun-
dene Stärkung der gewerkschaftlichen 
Basis, d. h. der gewerkschaftlichen 
Vertrauensleute. Jedoch kann und 
darf eine betriebsnahe Gewerkschafts-
politik nicht als Ersatz für eine zen-
trale Strategie stehen oder ihr gar 
entgegenstehen. Wie bei allen Neo-
syndikalisten finden wir auch bei 
Schmidt ein Anbeten der Spon-
taneität. Er hofft, daß periodisch sich 
wiederholende Kämpfe das trade- 
unionistische Bewußtsein überwinden 
könnten.

Schmidt führt vor allem im ersten Teil 
eine Fülle interessanter Tatsachen an, 
die beweisen, mit welchen Mitteln 
und Methoden Kräfte in den Gewerk-
schaften wirken, um die Rechtsent-
wicklung zu fördern. Es fällt aller-
dings auf, daß er den Bestrebungen 
der Kräfte, die sich in den Gewerk-
schaften diesem Kurs widersetzten, 
wenig Aufmerksamkeit schenkte. Wir 
werden weiter unten sehen, daß dies 
kein Zufall ist. Aber eine Position der 
„Gegenmacht“ entsteht nicht im luft-
leeren Raum. Sie muß an den in den 
Gewerkschaften vorhandenen Vor-
stellungen anknüpfen und kann nur 
mit den diese Vorstellungen tragen-
den Kräften verwirklicht werden. So 
widmet Schmidt der Auseinanderset-

Die neosyndikalistische Konzeption 
zeigt sich unfähig, aktuelle und per-
spektivische Gewerkschaftsfragen zu 
lösen, weil sie nicht, wie Schmidt vor-
gibt, „aus einer Analyse der sozio-
ökonomischen Bedingungen dieser Ge-
sellschaft“ abgeleitet und konkreti-
siert wird. Trotz vieler interessanter 
Aussagen im Detail und der darin be-
stehenden partiellen Übereinstimmung 
mit marxistischen Positionen, bestehen 
in der Gesamtorientierung entgegen-
gesetzte Auffassungen. H. Sch.

Von Bedeutung für die gegenwärtige 
Auseinandersetzung um die Novellie-
rung des BetrVG ist die Darstellung 
der Niederlage der Gewerkschaften 
bei der Verabschiedung des BetrVG 
im Jahre 1952 und der damit verbun-
denen Unterschätzung der Kämpfe im 
vor- und außerparlamentarischen 
Raum. Interessant ist auch die Dar-
stellung der Eingliederung führender 
Gewerkschafter in die konzertierte 
Aktion und ihre faktische Unterwer-
fung unter die Lohnleitlinien der 
Bundesregierung.

Entsprechend seiner Grundkonzeption 
besieht die Aufgabe der Gewerk-
schafter nicht darin, in den Gewerk-
schaften ihren Willen durchzusetzen 
und den Kampf gegen das Großkapital 
zu führen, und durch ihn zugleich die 
integrationistischen Kräfte zurückzu-
drängen, sondern darin, „den Ge-
werkschaften ihren Willen aufzuzwin-
gen“ und den offenen Kampf gegen 
„die Gewerkschaftsbürokratie“ zu 
führen.

der Arbeiterbewegung in der Bundes-
republik versagt haben. Die Ursachen 
sieht er in den Folgen des Ost-West- 
Konflikts, den er an mehreren Stel-
len des Buches nicht als einen Aus-
druck des Klassenkampfes sondern 
wertneutral betrachtet. Auch die Ge-
werkschaften sind nicht die Organisa-
tionen, die eine grundlegende Umge-
staltung von Wirtschaft und Gesell-
schaft einleiten können, da für 
Schmidt die Gewerkschaften nicht re-
volutionär sind.

Die größten Bedenken hat der Rezen-
sent gegenüber dem Teil, der sich mit 
der Gewerkschaitsstrategie befaßt. 
Während der Nachvollzug des Weges 
der Integration eines Teils der unter 
sozialdemokratischem Einfluß stehen-
den Funktionäre der Gewerkschaften 
zu den Stärken des Buches gehört, 
sind die Schwächen des theoretischen 
Teils, der auf dem Neosyndikalismus 
basiert, nicht zu über sehen.

Den Ausweg sieht er allein in einer 
Orientierung auf den Betrieb, ohne 
zu berücksichtigen, daß im staats-
monopolistischen Kapitalismus eine 
immer stärkere Konzentration der 
Macht an der Spitze des Staates und 
in den Mammutkonzernen erfolgt. 
Die betriebsnahe Tarifpolitik stellt für 
ihn „auf der Ebene des Betriebs die 
Frage nach der Macht in der Gesell-
schaft, weil sie die Frage nach der 
Macht im Betrieb stellt“. Nicht uner-
wähnt bleiben darf, daß auch er 
gleich Gorz und anderen hier eine 
Doppelherrschaft sieht, die mit der 
des Jahres 1917 in Rußland nur den 
Namen gemein hat.
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24. bis 30. Oktober
9. Gewerksdiaftstag der IG Druck 
und Papier in Nürnberg.

NACHRICHTEN-Verlags- 
Gesellschaft mbH. 
Frankfurt am Main

DDR: Frauen im Beruf 
qualifizieren sich

3. bis 9. Oktober
10. Kongreß der Deutschen Post-
gewerkschaft in Wiesbaden.

26. bis 27. Oktober
9. Bundesangestelltenkonferenz 
des DGB in Mainz.

11. bis 14. April 1972
4. Internationale Automationsta-
gung der IG Metall in Oberhau-
sen.

N
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ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIK

25. bis 28. November
Parteitag der Deutschen Kommu-
nistischen Partei in Düsseldorf.

26. September bis 3. Oktober
10. Gewerkschaftstag der IG Me-
tall in Wiesbaden.

4. bis 8. Oktober
11. Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaft Textil-Bekleidung in Dort-
mund.

11. und 12. November
8. Deutscher Beamtentag des DGB 
in Bonn.

Das Buch ist zu beziehen über den 
Buchhandel oder direkt: NACHRICH- 
TEN-Verlag, 6 Frankiurt/M. 60, Fried-
berger Landstraße 307. D. Sch.Wie liest man eine Bilanz? Was sagt 

die Gewinn- und Verlustrechnung aus? 
Was versteht man unter Abschrei-
bungen, Rücklagen und Rückstellun-
gen? In welchem Verhältnis stehen 
die ausgewiesenen Bilanzgewinne zu 
den tatsächlich erwirtschafteten Pro-
fiten? Auf solche und andere Fragen 
im Zusammenhang mit der Profit-
analyse versuchen die Verfasser die-
ser Publikation eine Antwort vom 
Standpunkt der marxistischen politi-
schen Ökonomie zu geben, nicht in 
der Absicht, ein umfassendes Lehr-
buch über das betriebliche Rechnungs-
wesen zu veröffentlichen, sondern 
um eine verständliche und brauch-
bare Anleitung zur selbständigen Pro-
fitermittlung anzubielen. Dieses Hand-
buch wurde darum auch nicht für 
Hauptbuchhalter oder Wirtschaftsprü-
fer gemacht, sondern für alle, die die 
Manipulationen der Manager durch-
schauen wollen, für Arbeiter und An-
gestellte, für Betriebsräte und Ver-
trauensleute, für Wirtschafts- und Be-
triebszeitungsredakteure usw.

Was verspricht sich der DGB von die-
ser „konzertierten Aktion" mit den 
Unlernehmerverbänden? Gilt nicht 
mehr die Forderung der Gewerk-
schaften auf „gläserne Taschen“?

Seit 1966 haben mehr als eine halbe 
Million Frauen und Mädchen in der 
DDR den Facharbeiterabschluß erwor-
ben, 40 Prozent von ihnen im Rahmen 
der Erwachsenenqualifizierung. 12 000 
Frauen und Mädchen studieren im 
Frauensonderstudium an Fachschulen 
der DDR. Diese Form des Studiums 
ist besonders für Frauen mit fami-
liärer Belastung vorgesehen. Gegen-
wärtig sind mehr als 75 Prozent aller 
Frauen und Mädchen im arbeitsfähi-
gen Alter berufstätig oder befinden 
sich in einer Ausbildung.
24

Im Mittelpunkt der Publikation steht 
die Erläuterung der Profitermittlungs-
methoden, wobei methodische Hin-
weise und Formblätter dem interes-
sierten Leser Gelegenheit zur aktiven 
Mitarbeit geben. Schaubilder und 
Graphiken tragen dazu bei, den Stoff 
zu veranschaulichen. Zum besseren 
Verständnis der Zusammenhänge 
wurde eine kurze Abhandlung über 
die Rolle und Bedeutung der Aktien-

gesellschaften als der vorherrschen-
den Unlernehmensform kapitalistischer 
Großbetriebe vorangestellt. Ein Schlag-
wortverzeichnis mit Begriffserläute-
rungen sowie ein Anhang mit Tabel-
len und Statistiken zur Lohn- und 
Profilentwicklung sind wertvolle Er-
gänzungen dieser Publikation und tra-
gen zur besseren Orientierung bei.

Kenntnisse über die tatsächlichen Pro-
filverhältnisse und ihre Anwendung 
im Kampf um die Durchsetzung der 
Interessen der Arbeiter und Ange-
stellten sind gerade heute eine wirk-
same Waffe gegen das Großkapital. 
Das Wissen um die tatsächliche Höhe, 
Struktur und Verwendung der Pro-
fite ist eine wichtige Voraussetzung 
für die Entwicklung einer betriebs-
nahen, gewerkschaftlichen Lohnpolitik 
und kann zur Entlarvung des oft 
strapazierten Märchens von der Lohn- 
Preis-Spirale beitragen. Darüber hin-
aus wird der Kampf um echte Mit-
bestimmung, die vor der Finanz- und 
Investitionspolitik der Betriebe nicht 
hall macht, das Bedürfnis nach 
brauchbaren Profitanalysen wachsen 
lassen.

Um zur „Versachlichung der verlei- 
lungspolitischen Diskussion“ mit den 
Unternehmern beizutragen, haben der 
DGB-Bundesvorstand und die Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände in gleichlautenden 
Briefen die Regierung aufgefordert, 
das „statistische Instrumentarium“ 
zur Einkommens- und Erlragsenlwick- 
lung in der deutschen Wirtschaft zu 
verbessern.

11. bis 15. Oktober
10. Bundeskongreß der Deutschen 
Angestellten-Gewerkschaft in 
Nürnberg.

10. bis 13. Oktober
9. Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaft Gartenbau, Land- und 
Forstwirtschaft in Bad Harzburg.
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„Entschleierte Profite’

18. und 19. November
8. Bundesjugendkonferenz 
DGB in Dortmund.

Die NACHRICHTEN zur Wirtschafts- und So-
zialpolitik erscheinen monatlich In der NACH- 
RICHTEN-Verlags-GmbH mit vierteljährlicher 
Beilage „Informationen zur Wirtschaftsent-
wicklung und Lage der Arbeiterklasse“ (März, 
Juni, September, Dezember — nur für Abon-
nenten).
Herausgeber: Josef Ledwohn, Essen; Heinz 
Lukrawka, Dinslaken; Heinz Seeger, Frled-

30. September und 1. Oktober
Außerordentlicher Gewerkschafts-
kongreß der IG Bergbau und 
Energie in Oberhausen.

Entschleierte Profite — Bilanz 
lesen leichtgemacht —, eine An-
leitung für Arbeiter und Ange-
stellte zur Ermittlung der Pro-
file von Aktiengesellschaften 
nach den veröffentlichten Bilan-
zen, verfaßt im Auftrage des 
Instituts für Marxistische Stu-
dien und Forschungen (IMSF), 
NACHRICHTEN-Verlags GmbH, 
Frankfurt/Main, ca. 160 Seiten, 
5 Formblätter, 8,— DM.


